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1 Einführung 

Sicherlich haben Sie sich schon häufiger gefragt, was sich eigentlich hinter 
dem Begriff „Nachhaltigkeit“ oder „nachhaltige Entwicklung“ konkret ver-
birgt. Es wird auch vom Leitbild der Nachhaltigkeit oder dem Konzept einer 
nachhaltigen Entwicklung gesprochen. 

„Sustainable Development“ oder „nachhaltige Entwicklung“ ist ein Begriff, der 
spätestens seit der Weltumweltkonferenz von Rio de Janeiro (1992) und der 
dort verabschiedeten „Agenda 21“ sehr unterschiedlich wie auch missverständ-
lich, manchmal sogar missbräuchlich genutzt wird. Für „Sustainable Develop-
ment“ hat sich im Deutschen inzwischen der Begriff „nachhaltige Entwick-
lung“ durchgesetzt, auch wenn daneben viele weitere Übersetzungen in der 
Fachliteratur verwendet werden. So spricht man auch von dauerhafter Entwick-
lung, dauerhaft umweltgerechter Entwicklung, umweltgerechter Entwicklung, 
zukunftsfähiger Entwicklung, ökologisch-dauerhafter Entwicklung, zukunfts-
verträglicher Entwicklung oder nachhaltig zukunftsverträglicher Entwicklung, 
um nur einige der zahlreichen Begriffe zu nennen. 

Ulrich Grober hat sich in seinem Buch „Die Entdeckung der Nachhaltigkeit: Kulturgeschichte eines 

Begriffs“ intensiv mit dem Verständnis von Nachhaltigkeit auseinandergesetzt und eingangs folgen-

de Frage gestellt):  

„Aber was ist nachhaltig? Das von Joachim Heinrich Campe, dem Lehrer Alexander von Hum-

boldts, 1809 herausgegebene „Wörterbuch der deutschen Sprache“ definiert Nachhaltigkeit als das, 

woran man sich hält, wenn alles andere nicht mehr hält. Das klingt tröstlich. Wie eine Flaschenpost 

aus einer fernen Vergangenheit für unsere prekären Zeiten. Wir suchen nach einem Modell, das ein 

Weltsystem abbildet, das 1. nachhaltig (sustainable) ist ohne plötzlichen und unkontrollierbaren Kol-

laps; und 2. fähig ist, die materiellen Grundansprüche aller seiner Menschen zu befriedigen. Noch 

eine Flaschenpost. Diese ist in dem berühmten Bericht an den Club of Rome von 1972 über die 

Grenzen des Wachstums enthalten.  

In beiden Fällen ist Nachhaltigkeit der Gegenbegriff zu „Kollaps“. Er bezeichnet, was standhält, 

was tragfähig ist, was auf Dauer angelegt ist, was resilient ist, und das heißt: gegen den ökologi-

schen, ökonomischen und sozialen Zusammenbruch gefeit. Was frappiert: Die beiden Bestimmungen 

aus so unterschiedlichen Epochen sind annähernd deckungsgleich. Sie verorten „Nachhaltigkeit“ im 

menschlichen Grundbedürfnis nach Sicherheit.“ (Grober 2010: 14)  

Das Buch gibt einen lohnenden Einblick, wie sich die Diskussion um Nachhaltigkeit in den letzten 

Jahrhunderten entwickelt hat und welche Aspekte dabei eine Rolle gespielt haben. 

In dem Konzept einer nachhaltigen Entwicklung spielen verschiedene gesell-
schaftliche Visionen von der Idee der Gerechtigkeit, des genügsamen Lebens, 
der Freiheit und der Selbstbestimmung, des Wohlergehens aller Menschen und 
der Zukunftsverantwortung mit jeweils unterschiedlicher Gewichtung zusam-

Begriffsbestimmung: 

nachhaltige Entwicklung 
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men. Regierungen, Wirtschaftsunternehmen, Nichtregierungsorganisationen 
sowie nationale und internationale Konferenzen formulieren Nachhaltigkeit als 
eine wichtige Zielsetzung. Dadurch, dass Nachhaltigkeit in unterschiedlichen 
Interessenzusammenhängen eine Rolle spielt, sind der Begriff und sein Ver-
ständnis von Ungenauigkeiten, Mehrdeutigkeiten und zum Teil von Wider-
sprüchen geprägt. Der englische Umweltökonom David W. Pearce spricht da-
her auch zu Recht von einer „Galerie der Definitionen“ zur Nachhaltigkeit. 

Auch wenn die Meinungen und Aussagen zur Nachhaltigkeit im politischen 
und wissenschaftlichen Raum weit auseinander gehen und die Diskussionen 
häufig kontrovers geführt werden, ist dieser Begriff in der breiten Bevölkerung 
erst in jüngster Zeit etwas bekannter geworden. Noch 2004 kannten laut einer 
Umfrage nur 22 % der Bundesbürger1 den Begriff „nachhaltige Entwicklung“. 
Nur ca. 10 % der deutschen Bevölkerung konnten mit diesem Begriff etwas 
Konkretes anfangen und assoziierten damit Themen aus dem Bereich Umwelt 
und Entwicklung (vgl. BMU 2004: 69). Die Studie „Umweltbewusstsein in 
Deutschland“ aus dem Jahr 2008 bescheinigt den Bürgern eine hohe Zustim-
mung zu Werten der Nachhaltigkeit, was bedeutet, dass der Gedanke breitere 
Schichten erreicht hat. So sind für über 90 % der Bürger Prinzipien der Genera-
tionengerechtigkeit, fairen Handels und schonenden Ressourcenverbrauchs 
wichtig (vgl. BMU 2008: 15). Dieser Trend setzt sich weiter fort, in der Studie 
aus dem Jahr 2010 kannten bereits 43 % der Bürger den Begriff „nachhaltige 
Entwicklung“, dies ist fast eine Verdopplung seit 2004 (vgl. BMU 2010). 

Wir legen in diesem Studienbrief ein Verständnis von Nachhaltigkeit bzw. ei-
ner nachhaltigen Entwicklung zugrunde, wie es im Brundtland-Bericht formu-
liert ist: Als „eine Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, 
ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht 
befriedigen können“ (Hauff 1987: 46). 

Der Studienbrief soll dazu beitragen, Ihnen das Thema „Nachhaltigkeit“ mit 
seinen verschiedenen Facetten näherzubringen, um eine gute Grundlage zu 
schaffen, auf die eine weitergehende Auseinandersetzung mit Fragen und As-
pekten einer nachhaltigen Entwicklung aufbauen kann. 

 

                                                            
1  Bei der Erstellung der Inhalte dieses Studienbriefs wurde auf eine geschlechtergerechte bzw. 

geschlechterneutrale Sprache geachtet. Soweit Bezeichnungen nur in männlicher Form im 
männlichen Plural aufgeführt sind, beziehen sie sich auf beide Geschlechter in gleicher Weise. 

nachhaltige Entwicklung als 

Konzept erst langsam in der 

Bevölkerung bekannt 

 Definition: nachhaltige 

Entwicklung 
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2 Nachhaltige Entwicklung und ihre Herausforderungen 

Nach Bearbeitung dieses Kapitels sollten Sie 

■ den Begriff, die Ursachen und die Kennzeichen des globalen Wandels erklären, 

■ die ökologischen und sozialen Kernprobleme kurz klassifizieren und 

■ die Auswirkungen der wirtschaftlichen Globalisierung aus nachhaltiger Sicht beschreiben 

können. 

2.1 Zentrale Problembereiche 

Auf der ersten UN-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
im Jahr 1992 haben fast 180 Staaten die Agenda 21 unterzeichnet und sich ver-
pflichtet, dieses Handlungsprogramm zur Einleitung einer nachhaltigen Ent-
wicklung umzusetzen. Die internationale Staatengemeinschaft hat mit ihrer 
Erklärung auf dem Johannesburg-Gipfel 2002 ihre Verpflichtung zur Einlei-
tung einer nachhaltigen Entwicklung von 1992 erneuert. In dieser Erklärung 
heißt es: 

We reaffirm our pledge to place particular focus on, and give priority 

attention to, the fight against the worldwide conditions that pose se-

vere threats to the sustainable development of our people, which in-

clude: chronic hunger; malnutrition; foreign occupation; armed con-

flict, illicit drug problems; organized crime; corruption; natural di-

sasters; illicit arms trafficking; trafficking in persons; terrorism; into-

lerance and incitement to racial, ethnic, religious and other hatreds; 

xenophobia; and endemic, communicable and chronic diseases, in 

particular HIV/AIDS, malaria and tuberculosis. (United Nations 

2002: 3) 

In der Erklärung wird deutlich, dass die Umsetzung des Konzepts der nachhal-
tigen Entwicklung auch zehn Jahre nach Rio noch großen Herausforderungen 
gegenüber steht, da sich die ökologischen, ökonomischen und sozialen Prob-
leme, die 1992 zur Verabschiedung der Agenda 21 und zur Übernahme dieses 
Konzepts als Leitbild für die globale, regionale und lokale Entwicklung geführt 
haben, noch weiter zugespitzt haben: 

  

 Lernziele 

UN-Konferenz in Rio de 

Janeiro 1992 

Erklärung der UN in 

Johannesburg 2002 

Entwicklung von Rio bis 

Johannesburg 
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The 1992 Earth Summit challenged humanity to reduce its impact on 

the Earth. Ten years later, we live in a riskier world with more con-

sumption, waste, people, and poverty – but with less biodiversity,  

forest area, available fresh water, soil, and stratospheric ozone. (vgl. 

Wackernagel et al. 2002: 1) 

Vor dem Hintergrund der sich verschärfenden sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Probleme kommt Dennis Meadows (2000: 125), einer der Mitau-
toren des Berichts „Die Grenzen des Wachstums“ zu dem Schluss: „Es ist zu 
spät für eine nachhaltige Entwicklung. Nun müssen wir für eine das Überleben 
sichernde Entwicklung kämpfen.“ Er stützt diese Aussage auf seine Berech-
nungen mit dem am Massachusetts Institute of Technology (MIT) entwickelten 
Simulationsprogramm „world3“. Diese Simulationen zeigen, dass die Weltbe-
völkerung aller Wahrscheinlichkeit nach über ein für die Erde tragbares Maß 
hinausschießen und sich dann auf einem weit geringeren Niveau stabilisieren 
wird. Eine nachhaltige Entwicklung, die mithilfe des demografischen Über-
gangs, wie er in einigen Ländern des Nordens zu beobachten ist, und ohne ei-
nen abrupten Bevölkerungszusammenbruch zu einer Stabilisierung der Welt-
bevölkerung auf einem für das Ökosystem Erde erträglichem Maß führen 
könnte, hält Meadows (2000) zwar für wünschenswert, aber unter den beste-
henden politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen für wenig realistisch. Er 
fordert deshalb eine Politik für eine das Überleben ermöglichende Entwick-
lung: 

Wir brauchen für unsere Städte, Länder und internationalen Organi-

sationen Formen der Politik, die den realen und drückenden Bedürf-

nissen der heutigen Menschen gerecht werden und zugleich für die 

Ethik, die Technologien, das Kapital und die Kontrollregeln sorgen, 

welche die Phase des Bevölkerungszusammenbruchs überdauern kön-

nen. Sie sollten so ausgerichtet sein, dass sie das Potenzial katastro-

phaler Brüche mit den gegenwärtigen Zuständen während der Über-

gangsphase minimieren und uns eine maximale Anzahl von Optionen 

lassen, nachdem sich das Gleichgewicht wieder hergestellt hat. (Vgl. 

Meadows 2000: 148) 

Bei dieser pessimistischen Sicht auf die Situation der Menschheit handelt es 
sich keineswegs um eine allgemein geteilte Meinung, zumal Meadows in wei-
ten Kreisen der Wissenschaft als „Doom-Prophet“ gilt, der den Untergang der 
Menschheit voraussagt. Gleichwohl: Viele gesellschaftliche Akteure sind der 
Auffassung, dass vermehrte und schnelle Anstrengungen notwendig sind, um 
eine nachhaltige Entwicklung einzuleiten. 
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2.2 Globaler Wandel 

Berechnungen von ökologischen Fußabdrücken (s. Kasten) ganzer Nationen 
zeigen, dass der weltweite Verbrauch an natürlichen Ressourcen seit den 
1980er Jahren weit über die Produktivitätsrate der Biosphäre hinausgeschossen 
ist: 2007 brauchte die Erde, so die Berechnungen, rund ein Jahr und sechs Mo-
nate, um das zu produzieren, was die Menschheit in einem Jahr verbraucht. 
Dieser Wert ergibt sich aus einer Gegenüberstellung des globalen Fußabdrucks 
(errechnet aus den ökologischen Fußabdrücken der einzelnen Nationen; 2,7 
globale Hektar pro Kopf) und der veranschlagten Kapazität der Biosphäre, die 
verbrauchten natürlichen Ressourcen zu erneuern (1,5 globale Hektar pro 
Kopf) – der globale Fußabdruck überschreitet zur Zeit die ökologische Kapazi-
tät der Erde um ca. 50 % (http://www.footprintnetwork.org). 

Der ökologische Fußabdruck 

Die (Natur-)Fläche, die zur Aufrechterhaltung der Energie- und Materialflüsse einer Wirtschaftsein-

heit wie z. B. einer Stadt benötigt wird, ist deren ökologischer Fußabdruck. Er ist ein Werkzeug zur 

Bilanzierung des menschlichen Naturverbrauchs und wird in globalen Hektaren angegeben (vgl. 

Wackernagel & Rees 1997, 23–25). „Der ökologische Fußabdruck misst so die‚ ökologische Tragfä-

higkeit’ einer Bevölkerung“ (Wackernagel & Rees 1997: 25). 

Der ökologische Rucksack 

Der ökologische Rucksack macht die Stoffströme, die für die Produktion eines Produktes oder die 

Bereitstellung einer Dienstleistung anfallen deutlich. Dieses Modell wurde 1994 von Friedrich 

Schmidt-Bleek zur Erklärung des MIPS (Materialinput pro Serviceeinheit)-Konzepts eingeführt. 

Damit soll der Ressourcen- /Umweltverbrauch eines Produkts über den gesamten Lebenszyklus, also 

der Herstellung dem Gebrauch und der Entsorgung, verdeutlicht werden. Dieses Modell wird der 

Tatsache gerecht, dass im Endprodukt nur ein Bruchteil der Ressourcen enthalten ist, die für die Her-

stellung benötigt werden. (Vgl. Rithoff et al. 2002)  

Studien zum Zustand der globalen Ökosysteme (WRI 2000; 2005) machen 
deutlich, dass die verschiedenen Ökosystem-Typen wie Agrar-, Wald-, Süß-
wasser-, Grasland- sowie Küsten- und Meeresökosysteme in ihrem Bestand 
und ihrer Leistungsfähigkeit bereits stark gefährdet sind. So sind z. B. 75 % des 
Fischbestandes der Weltmeere durch Überfischung dezimiert oder werden bis 
an ihre biologische Grenze befischt. Rund 58 % der Korallenriffe sind durch 
zerstörerische Fischereimethoden bedroht. Mehr als 65 % des Ackerlandes sind 
von Bodendegradation betroffen. Der weltweite Verbrauch an Grundwasser 
durch die Landwirtschaft überschreitet die Rate der Grundwasserneubildung. 
Die Waldgebiete sind um die Hälfte zurückgegangen, der verbleibende Rest 
wird durch Straßen und Bebauung in immer kleinere Waldinseln zerschnitten. 

Verbrauch an natürlichen 

Ressourcen überwiegt die 

Produktivitätsrate der Erde 

 Definition: ökologischer 

Fußabdruck 

 Definition: ökologischer 

Rucksack 

Ökosysteme sind in ihrem 

Bestand und ihrer 

Leistungsfähigkeit gefährdet 



2 Nachhaltige Entwicklung und ihre Herausforderungen 

 

6 

Der „Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung: Globale Umweltverände-
rungen“ (WBGU) spricht im Zusammenhang mit den weltweiten Veränderun-
gen von einem „globalen Wandel“. Dieser steht für die zunehmende Verflech-
tung von globalen Umweltveränderungen, ökonomischer Globalisierung, kultu-
rellem Wandel und einem wachsenden Nord-Süd-Gefälle: 

Erstmals in der Geschichte wirkt sich menschliches Handeln auf die 

Erde als Ganzes aus. Die daraus resultierenden globalen Umweltver-

änderungen bestimmen das Verhältnis der Menschheit zu ihren natür-

lichen Lebensgrundlagen völlig neu. Dieser in seiner Geschwindigkeit 

einzigartige, vielfach bedrohliche Transformationsprozess, der als 

‚Globaler Wandel’ bezeichnet wird, kann nur verstanden werden, 

wenn die Erde als ein System begriffen wird. (vgl. WBGU 1996: 35) 

Für den globalen Wandel werden 16 verschiedene Umweltdegradationsmuster, 
sogenannte Syndrome (siehe Kasten), verantwortlich gemacht, die als „charak-
teristische, global relevante Konstellationen natürlicher und anthropogener 
Trends des globalen Wandels sowie der Wechselwirkungen zwischen ihnen“ 
(WBGU 2000: 207) beschrieben werden. Diesen „globalen Krankheitsbildern“ 
werden drei Gruppen zugeordnet (vgl. WBGU 1996): Die Syndromgruppe 
„Nutzung“ umfasst Syndrome, die als Folge einer Übernutzung von natürlichen 
Ressourcen auftreten. Zur Syndromgruppe „Entwicklung“ gehören Mensch-
Umwelt-Probleme, die sich aus unter ökologischen und sozialen Gesichtspunk-
ten nachteiligen Entwicklungsprozessen ergeben, wie eine ungeregelte Urbani-
sierung oder zentralistisch geplante Großprojekte. Die Syndromgruppe „Sen-
ken“ umschließt Fehlentwicklungen, die mit einer die Tragfähigkeit der Öko-
systeme überschreitenden Entsorgung von Abfällen zusammenhängen. 

Die Syndrome als Ursache-Wirkungsmuster bestehen im Wesentlichen aus ein-
zelnen Symptomen, die durch verschiedenartige Wechselwirkungen miteinan-
der verknüpft sind. Die einzelnen Symptome eines Syndroms lassen sich dabei 
als Überbegriffe für die verursachenden und beeinflussenden Faktoren in der 
Syndromanalyse verstehen (vgl. WBGU 1996). Bestimmt werden sie durch 
Indikatoren aus direkten oder indirekten Mess- oder Beschreibungsprozessen 
(naturwissenschaftlicher oder sozialwissenschaftlicher Art). Dabei weisen sie 
einen eher qualitativen Charakter auf, weshalb auch unscharfe Messgrößen 
möglich sind. Symptome benennen komplexe Prozesse, ohne sie detailliert 
aufzulösen. Der Syndromansatz erleichtert damit die Messung von Nicht-
Nachhaltigkeit, spürt ähnliche Muster in verschiedenen Regionen auf und kann 
zeitlich exploriert werden (vgl. Graßl 2001).  

 Definition:  
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Übersicht über die Syndrome des globalen Wandels (WBGU 1996) 

Syndromgruppe „Nutzung“ 

1) Landwirtschaftliche Übernutzung marginaler Standorte: Sahel-Syndrom 

2) Raubbau an natürlichen Ökosystemen: Raubbau-Syndrom 

3) Umweltdegradation durch Preisgabe traditioneller Landnutzungsformen:  

Landflucht-Syndrom 

4) Nicht-nachhaltige industrielle Bewirtschaftung von Böden und Gewässern: 

Dust-Bowl-Syndrom 

5) Umweltdegradation durch Abbau nicht-erneuerbarer Ressourcen:  

Katanga-Syndrom 

6) Erschließung und Schädigung von Naturräumen für Erholungszwecke:  

Massentourismus-Syndrom 

7) Umweltzerstörung durch militärische Nutzung: Verbrannte-Erde-Syndrom 

Syndromgruppe „Entwicklung“ 

■ Umweltschädigung durch zielgerichtete Naturraumgestaltung im Rahmen von Großprojek-

ten: Aralsee-Syndrom 

■ Umweltdegradation durch Verbreitung standortfremder landwirtschaftlicher Produktionsver-

fahren: Grüne-Revolution-Syndrom 

■ Vernachlässigung ökologischer Standards im Zuge hochdynamischen Wirtschaftswachstums: 

Kleine-Tiger-Syndrom 

■ Umweltdegradation durch ungeregelte Urbanisierung: Favela-Syndrom 

■ Landschaftsschädigung durch geplante Expansion von Stadt- und Infrastrukturen: Suburbia-

Syndrom 

■ Singuläre anthropogene Umweltkatastrophen mit längerfristigen Auswirkungen: Havarie-

Syndrom 

Syndromgruppe „Senken“ 

■ Umweltdegradation durch weiträumige diffuse Verteilung von meist langlebigen Wirkstof-

fen: Hoher-Schornstein-Syndrom 

■ Umweltverbrauch durch geregelte und ungeregelte Deponierung zivilisatorischer Abfälle: 

Müllkippen-Syndrom 

■ Lokale Kontamination von Umweltschutzgütern an vorwiegend industriellen Produktions-

standorten: Altlasten-Syndrom 
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Die Syndrome beschreiben komplexe Ursachen-Wirkungszusammenhänge. 
Die Wirkung, z. B. die Entwaldung ganzer Landstriche, kann ganz unterschied-
liche Ursachen haben, nämlich die Rodung durch Kleinbauern („Sahel-Syn-
drom“) oder der industrielle Holzeinschlag großer Konzerne („Raubbau-Syn-
drom“). Dabei ist 

neben der dramatischen und weiter ansteigenden Armut in den Ent-

wicklungsländern (...) das exzessive Konsumverhalten und ineffiziente 

Ressourcennutzung in den hochentwickelten Ländern das sicherlich 

größte Gift für die Stabilität von Natur und Umwelt und für eine fried-

liche Gestaltung dieser Welt. (Töpfer 2002: 2) 

Die Hauptverursacher der ökologischen Probleme sind die Menschen, die in 
den 30 wirtschaftlich „höchst entwickelten“ Ländern leben und 20 % der Welt-
bevölkerung ausmachen. Sie verbrauchen 85 % der synthetischen Chemieer-
zeugnisse, 80 % der nicht-erneuerbaren Energien, 75 % des Papiers für Bücher 
und Zeitungen und 45 % des weltweit verfügbaren Grundwassers (vgl. Le 
Monde diplomatique 2009). Die Menschen in den Ländern des Südens2 tragen 
zu den ökologischen Problemen bei, da sie durch ihre Armut gezwungen sind, 
die oft spärlich vorhandenen Ressourcen, wie Brennholz, zu plündern, emp-
findliche Böden für den Anbau von Nahrungsmitteln zu nutzen, die dadurch 
schnell degradiert werden wie etwa bei den gerodeten Regenwaldflächen, oder 
aber in die schnell wachsenden Städte abzuwandern, wodurch sie ebenfalls 
erheblich zu Umwelt- und Sozialproblemen beitragen. 

Die Folgen des globalen Wandels bekommen bislang vor allem die Menschen 
in den sogenannten „Schwellenländern“ und „Ländern des Südens“ zu spüren, 
da sich dort die oben beschriebenen ökologischen Probleme besonders stark 
auswirken. Die Hochwasserkatastrophen in China 2002, Bangladesch 2009 
oder Pakistan 2010 haben weit mehr Schäden verursacht und Opfer gefordert 
als beispielsweise die Hochwasserflut in Ostdeutschland im Sommer 2002. 
Allerdings sind die materiellen Schäden bisher vor allem in den Ländern des 
Nordens entstanden, weil dort kostspielige technische Infrastruktur und hohe 
private Sachwerte vernichtet wurden, die in den Ländern des Südens gar nicht 
erst vorhanden waren. 

Im Folgenden werden einige der Kernprobleme des globalen Wandels aus den 
Bereichen Umwelt und Entwicklung skizziert. Die ökologischen Kernprobleme 
sind nach Auffassung des WBGU (1996): Klimawandel, Ozonabbau und per-
sistente organische Schadstoffe, Verlust biologischer Vielfalt und Entwaldung, 
Bodendegeneration, Verknappung und Verschmutzung von Süßwasser, Überfi-
schung und Verschmutzung der Weltmeere, Gefährdung der Ernährungssicher-
heit und der Weltgesundheit sowie wachsende Entwicklungsunterschiede. 

                                                            
2  In Anlehnung an Sachs (2002) werden hier die Bezeichnungen „Länder des Nordens“ und 

„Länder des Südens“ statt Industrie- und Entwicklungsländern (bzw. „Dritte Welt“) verwendet, 
weil diese Begriffe auf bestimmte entwicklungstheoretische Vorstellungen – insbesondere das 
Konzept der nachholenden Entwicklung – rekurrieren, die nicht unreflektiert übernommen 
werden sollen. 
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2.3 Ökologische Kernprobleme 

2.3.1 Klimawandel, Klimawirkungen 

Mittlerweile gibt es einen wissenschaftlichen und politischen Konsens darüber, 
dass die in den letzten 50 Jahren beobachtete globale Erwärmung zum größten 
Teil durch menschliche Aktivitäten, vor allem durch die Emission von Treib-
hausgasen, verursacht wurde. Untersuchungen von Eiskernbohrungen belegen, 
dass die Kohlendioxid-Konzentration in der Atmosphäre im Jahre 2005 den 
höchsten Wert seit 650.000 Jahren aufwies (vgl. Abbildung 1). Allein in den 
Jahren von 1970 bis 2010 sind die weltweiten CO2-Emissionen um ca. 100 % 
gestiegen (vgl. IPCC 2007; Le Monde diplomatique 2009). Dabei stammte 
2004 etwa die Hälfte aller CO2-Emissionen aus den OECD-Ländern. Der größ-
te Kohlendioxid-Emittent heutzutage ist China, dicht gefolgt von den USA 
(vgl. UN 2014a). Betrachtet man die Pro-Kopf-Emission, lagen die USA 2010 
mit 17,5 Tonnen weit vorne, den höchsten Wert von 40,1 Tonnen gab es jedoch 
in Qatar. In Deutschland betrug die Pro-Kopf-Emission 9,1 Tonnen (vgl. UN 
2014b). In Afrika und Asien wurden im gleichen Zeitraum dagegen durch-
schnittlich nur ein bis zwei Tonnen Kohlendioxid pro Person ausgestoßen (vgl. 
WRI 2007). Allerdings wird in den Ländern des Südens aufgrund des Nach-
holbedarfs in der Energieversorgung mit einem deutlichen Anstieg der Koh-
lendioxid-Emissionen pro Kopf gerechnet. 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 1: Langfristige Entwicklung der CO2-Konzentration in der Atmosphäre (Le Monde diplomatique 2006) 

Der Anstieg der CO2-Emissionen wird hauptsächlich auf die Verbrennung fos-
siler Energieträger zurückgeführt. Aber auch Veränderungen in der Nutzung 
der Ökosysteme haben zu der Anreicherung von CO2 in der Atmosphäre beige-
tragen: Ca. 20 % dieser CO2-Zunahme werden der Abholzung von Wäldern 
oder deren Degradation zugeschrieben (vgl. Dutschke 2008). Auch die Kon-
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zentration des Treibhausgases Methan hat stark zugenommen. Sie hat sich in 
den letzten 150 Jahren mehr als verdoppelt (vgl. UBA 2002b). 

Der Klimawandel und die damit einhergehende globale Erwärmung haben 
zahlreiche Folgen für die Ökosysteme und natürlich auch für den Menschen. 
Die ersten Auswirkungen dieser Veränderungen sind bereits heute zu spüren. 
Für einige Regionen, besonders in Afrika, bedeutet das einen Verlust der Ar-
tenvielfalt und eine Verminderung landwirtschaftlicher Erträge durch die sich 
abzeichnenden Verschiebungen der Vegetationszonen sowie Veränderungen in 
der Verbreitung und im Wanderverhalten vieler Tierarten (vgl. IPCC 2007). 

Seit Beginn der Industrialisierung ist die weltweite Durchschnittstemperatur 
um 0,85 °C gestiegen (vgl. IPCC 2013). Bei einer globalen Erwärmung um bis 
zu 2°C gehen die Klimaexperten des IPCC (Intergovernmental Panel on Clima-
te Change) noch von einer Anpassungsfähigkeit der natürlichen, sozialen und 
ökonomischen Systeme aus. Ein Anstieg um mehr als 2 °C dürfte diese Anpas-
sungsfähigkeit überschreiten und katastrophale Folgen haben. So drohen min-
destens ein Drittel aller bisher bekannten Tier- und Pflanzenarten auszusterben. 
Ein Abschmelzen der grönländischen Eismassen wäre nicht mehr zu verhin-
dern und würde einen Meeresspiegelanstieg von bis zu sieben Metern bedeu-
ten. Viele Inselstaaten wie Tuvalu, Vanuatu oder Kiribati würden aufhören zu 
existieren (vgl. IPCC 2007). Bisher ist es noch möglich einen Anstieg von 
mehr als 2 °C zu vermeiden, jedoch sind die technischen, wirtschaftlichen und 
politischen Herausforderungen erheblich (vgl. WBGU 2011). 

Klimarahmenkonvention & Kyoto-Protokoll 

Die wichtigsten Dokumente zum Schutz der Klimas sind die Klimarahmenkonvention (UNFCCC – 

United Nations Framework Convention on Climate Change), die auf der UNCED-Konferenz von 

Rio de Janeiro 1992 verabschiedet wurde sowie das 1997 in Japan beschlossene Kyoto-Protokoll, ein 

Zusatzprotokoll zur Ausgestaltung der Konvention. Mit Unterzeichnen der Klimarahmenkonvention 

haben sich fast alle Staaten völkerrechtlich verbindlich verpflichtet, einen gefährlichen und mensch-

lich verursachten Eingriff in das Klimasystem der Erde zu verhindern. Das am 16. Februar 2005 in 

Kraft getretene Kyoto-Protokoll verpflichtete die industrialisierten Vertragsstaaten, ihre Treibhaus-

gasemissionen bis 2012 um durchschnittlich 5,2 % unter das Niveau von 1990 zu senken (erste Ver-

pflichtungsperiode). Allerdings haben zwei wichtige Industrienationen, die USA und Australien, das 

Kyoto-Protokoll bisher nicht ratifiziert und es gestaltet sich als äußerst schwierig, auf den internatio-

nalen Klimakonferenzen ein Nachfolgeabkommen zu vereinbaren (siehe unten). 

Stern-Report & IPCC-Bericht 

In jüngerer Zeit sind der Klimawandel und seine Folgen verstärkt in die öffentliche Diskussion ge-

rückt. Insbesondere zwei Berichte haben dabei die Debatte entscheidend beeinflusst. Der Stern-

Report „Stern Review on the Economics of Climate Change“ wurde 2006 im Auftrag der britischen 

Regierung erstellt und untersucht hauptsächlich die wirtschaftlichen Folgen des Klimawandels. Der 

Autor Sir Nicholas Stern, ehemaliger Chefökonom der Weltbank, kommt zu dem Schluss, dass die 
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volkswirtschaftlichen Schäden eines ungebremsten Klimawandels deutlich höher sind als Investitio-

nen in Emissionsreduktionsmaßnahmen kosten würden. 

2007 veröffentlichte der Zwischenstaatliche Ausschuss für Klimaänderungen (IPCC) den Vierten 

Sachstandsbericht der Vereinten Nationen zum Klimawandel. Darin werden der wissenschaftliche 

Kenntnisstand über die globale Erwärmung aufgearbeitet und Maßnahmen gegen den Klimawandel 

vorgestellt. Der Bericht besteht aus vier Teilen: 

■ Der erste Teil enthält die wissenschaftlichen Grundlagen, 

■ der zweite Teil beschäftigt sich mit Auswirkungen des Klimawandels auf Ökosysteme und 

das menschliche Leben sowie mit möglichen Anpassungsstrategien, 

■ der dritte Teil stellt Strategien zur Verminderung des Klimawandels dar, 

■ der vierte Teil fasst die wesentlichen Erkenntnisse der ersten drei Teilberichte zusammen. 

Weltklimakonferenz in Kopenhagen (COP 15) (7. - 18. Dezember 2009) 

Ziel der 15. UN-Klimakonferenz war die Erstellung eines Nachfolgeabkommens für das Kyoto-

Protokoll. Über 120 Staats- und Regierungschefs verhandelten über das internationale Klimaregime 

für den Zeitraum nach Ablauf der ersten Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls ab 2012. Auf 

ein verbindliches Abkommen konnte man sich jedoch nicht einigen. Das Ergebnis der Konferenz 

war schließlich die von 26 Staaten erarbeitete Kopenhagener Vereinbarung („Copenhagen Accord“), 

ein Minimalkonsens der teilnehmenden Staaten. Trotz allem wurde das Papier, zu dem die meisten 

Länder ihre Zustimmung bekundeten, von der Konferenz nicht im Konsens angenommen. Wenige Teil-

nehmer, darunter u. a. Sudan und einige lateinamerikanische Länder, sprachen sich gegen die Vereinbarung aus und 

kritisierten v. a. deren überstürzten Entstehungsprozess. So konnte es von der Konferenz lediglich zur Kenntnis ge-

nommen werden. Gleichwohl kann die Kopenhagener Vereinbarung Grundlage für die Ausarbeitung eines rechtsver-

bindlichen Abkommens sein. 

Die vereinbarten Kerninhalte sind (vgl. „COP 15“ 2009): 

■ das Ziel der Verminderung des Temperaturanstiegs auf unter 2 °C, 

■ die Zusage der Länder des Nordens, den Ländern des Südens bis zu 30 Milliarden Dollar für 

den Klimaschutz im Zeitraum von 2010 bis 2012 zur Verfügung zu stellen und 

■ Einrichtung des „Technologie Mechanismus“ (zur Förderung des Technologietransfers in 

Länder des Südens) und des „REDD+ Mechanismus“ (zur Minderung der Emissionen aus 

Entwaldung und Walddegradation in Ländern des Südens). 

Das Ergebnis der Konferenz in Kopenhagen lag deutlich unter den Erwartungen und Zielen Deutsch-

lands und der EU, die sich für konkretere Maßnahmen in der Klimapolitik ausgesprochen hatten.  

Weltklimakonferenz in Cancún (COP 16) (29. November - 11. Dezember 2010) 

Obwohl auch in Cancún kein Kyoto-Folgeabkommen vereinbart werden konnte, wurden dennoch 

einige überraschende Einigungen erzielt. So stimmten alle Vertragsstaaten, mit Ausnahme von Boli-

vien, den „Cancún Agreements" zu. Jedoch wurde auch damit wieder kein rechtlich bindendes Ab-
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kommen geschaffen. Dies wurde auch von einigen Organisationen kritisiert und führte zur Ableh-

nung durch Bolivien, das konkretere Ziele forderte (www.nachhaltigkeit.info). 

Zu den Hauptpunkten der „Cancún Agreements" zählen (vgl. UN 2010): 

■ Die im Jahr zuvor im „Copenhagen-Accord“ ausgehandelten freiwilligen Ziele zur CO2-

Einsparung wurden in das UN-Vertragswerk aufgenommen. 

■ Der weltweite Treibhausgasausstoß soll bis 2050 verringert werden. Von 2013 bis 2015 soll 

eine Revision der bisherigen Ziele erfolgen, mit der Option sich auf eine Begrenzung der Er-

derwärmung um 1,5° zu einigen. 

■ Schwellen- und Entwicklungsländer sollen freiwillig nationale Beiträge zur Emissionsminde-

rung leisten und das UN-Klimasekretariat darüber informieren. 

■ Die Industrieländer wollen Entwicklungsländer finanziell unterstützen, die besonders vom 

Klimawandel bedroht sind.  

Außerdem wurden die Erkenntnisse des Weltklimarates (IPCC) anerkannt, die besagen, dass die 

Treibhausgasemissionen bis 2050 im Vergleich zu 1990 um 25-40 % gesenkt werden müssen. Auch 

über das REDD Programm (Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degradation) der 

UN wurde verhandelt. Dies soll den Schutz von natürlichen Wäldern, vor allem Regenwäldern, und 

die Wiederaufforstung zerstörter Wälder attraktiver machen. Dazu wurde von den Industrieländern 

ein Fond eingerichtet der dafür finanzielle Anreize schaffen soll. Ein Problem stellt dabei die Über-

wachung des Waldschutzes dar, da dazu eine effektive Kontrolle, wie z. B. durch Satellitenüberwa-

chung der Wälder, fehlt (vgl. WBGU 2011)  

Weltklimakonferenz in Durban (COP 17) (28. November - 9. Dezember 2011) 

Die 17. Weltklimakonferenz ergab zwischen einigen Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls zumin-

dest eine Einigung auf die Fortführung des Protokolls. Ein Nachfolgeprotokoll, an dem sich alle 

Staaten beteiligen, konnte jedoch nicht ausgehandelt werden. Japan, Russland und Neuseeland 

stimmten einer Fortführung des Protokolls nicht zu und werden sich somit nicht daran beteiligen. 

Kanada gab kurz nach Ende des Klimagipfels seinen Austritt aus dem Kyoto-Protokoll bekannt. So 

sollen Strafzahlungen umgangen werden, da sich das Land schon seit Jahren nicht mehr an die Ver-

einbarungen hält. Somit wird das Nachfolgeprotokoll nur noch von der Europäischen Union und ei-

nigen weiteren Industriestaaten (insgesamt 37) unterzeichnet werden, die insgesamt nur 15 % des 

weltweiten CO2-Ausstoßes verursachen. Auch das in Cancún angestoßene REDD Programm wurde 

nicht weiter vorangetrieben. 

Die genauen Rahmenbedingungen für die Fortführung des Kyoto-Protokolls sollen auf dem nächsten 

Klimagipfel 2012 in Katar erarbeitet werden. Auch soll dann begonnen werden ein für alle Länder 

verbindliches Klimaschutzabkommen zu erarbeiten, das 2020 in Kraft treten soll (vgl. UN 2011; 

www.nachhaltigkeit.info). 

Weltklimakonferenz in Doha (COP 18) (26. November - 8. Dezember 2012) 

Auf der Weltklimakonferenz in Doha, der Hauptstadt des Emirats Qatar, konnte mit Kyoto II ein 

Nachfolgeabkommen für das Kyoto-Protokoll entworfen werden. Dieser Folgevertrag ist für die bis-
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herigen Vertragsteilnehmer vom 1. Januar 2013 bis 2020 gültig. Zwar sind die Teilnehmerländer nur 

für 15% der weltweiten CO2- Ausstoßes verantwortlich, dennoch gilt es als wichtiges Signal auch in 

Richtung der Schwellenländer. Bis 2015 soll ein international gültiges Klimavorhaben entworfen 

werden, dass dann 2020 in Kraft treten soll, und an dem alle Staaten beteiligt sind.  

Im Rahmen eines Green Climate Fund sollen zudem ab 2020 den Entwicklungsländern 100 Milliar-

den Dollar jährlich zur Finanzierung des Klimaschutzes zur Verfügung gestellt werden. Für den Zeit-

raum zwischen 2012 und 2020 besteht jedoch keine Regelung. (vgl. www.nachhaltigkeit.info) 

Weltklimakonferenz in Warschau (COP 19) (11. November - 22. November 2013) 

Die 19. Weltklimakonferenz fand in der polnischen Hauptstadt Warschau statt. Für eine Kontroverse 

sorgte dabei der zeitgleich stattfindende Internationale Kohle- und Klimagipfel, der von Wirt-

schaftsminister Janusz Piechociski asugerichtet wurde. Zudem wurde die Konferenz von den verhee-

renden Auswirkungen des Taifuns Haiyan überschattet. Auch die Reaktorkatastrophe von Fukushi-

ma wurde thematisiert, da sie dazu geführt hat, dass Japan von seinen ambitionierten Klimaschutz-

zielen abrücken musste. Bezüglich eines neuen Klimaabkommens konnten nur sehr grundsätzliche 

Beschlüsse gefasst werden. (vgl. www.nachhaltigkeit.info) 

2.3.2 Bodendegradation und Desertifikation 

Mit Bodendegradation ist der Verlust an fruchtbarem Boden gemeint. Zu den 
wesentlichen Prozessen der Bodendegradation gehören Bodenerosion durch 
Wind und Wasser, Versalzung, Wasserstau, Bodenverdichtung, Flächenversie-
gelung, landwirtschaftliche Produktion und Gefügeschäden sowie Versaue-
rung, Verlust von organischen Stoffen (Humus) und Mikroorganismen, Nähr-
stoffverlust und die Anreicherung von Schadstoffen. Desertifikation (Wüsten-
bildung) ist eine der zentralen Folgen von Degradierung von Landressourcen in 
Trockengebieten. Weltweit sind ungefähr 15 % der nutzbaren Flächen von Bo-
dendegradation betroffen, 65 % des Ackerlandes gelten als degradiert und 40 % 
davon sogar als stark degradiert. Die globale Bodendegradation wird haupt-
sächlich durch Wasser- (56 %) und Winderosion (28 %) sowie zu einem gerin-
geren Teil durch chemische Degradation (12 %) und durch physikalische De-
gradation (4 %) verursacht. Besonders Süd- und Südostasien, mit einem hohen 
Bevölkerungswachstum und sehr intensiver landwirtschaftlicher Nutzung, ist 
mit 39 % stark davon betroffen, auf dem afrikanischen Kontinent sind 25 % der 
Böden degradiert, in Südamerika 12 % und in Europa 11 % (vgl. WRI 2000). 

2.3.3 Verlust von Ökosystemleistungen und biologischer Vielfalt 

Eine der weitreichendsten Folgen der menschlichen Eingriffe in die bestehen-
den Ökosysteme ist der Verlust an Biodiversität. Die weltweite Rote Liste ent-
hält ca. 47 700 Arten, von denen rund 17 300 Arten auszusterben drohen (Vié 
et al. 2009). Als am stärksten bedroht gelten die Amphibien, von denen ein 
Drittel vom Aussterben bedroht ist. Der Verlust an biologischer Vielfalt bedeu-

Verlust fruchtbarer Böden 

Verlust an biologischer 
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tet nicht nur, dass unschätzbare genetische Ressourcen, Grundstoffe für die 
Medizin und auch Erholungsgebiete verlorengehen, sondern er bedroht auch 
den Bestand und die Produktivität der Ökosysteme insgesamt, da ihre Regula-
tionsfunktion durch den Verlust von Arten gefährdet wird. 

Vor diesem Hintergrund und um das gesellschaftliche Bewusstsein für den 
Schutz der Biodiversität zu stärken, wurde die UN-Dekade „Biologische Viel-
falt“ (2011-2020) ausgerufen. 

Konvention über biologische Vielfalt 

Auf der UN-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro im Jahr 1992 haben sich die 

meisten Staaten der Erde entschlossen, die Weichen in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung zu 

stellen. Eines der völkerrechtlichen Abschlussdokumente ist die Konvention über biologische Viel-

falt (Convention on Biological Diversity, CBD). Die CBD beschränkt sich nicht allein auf den Ar-

tenschutz, sondern deckt vielmehr den gesamten Bereich des Schutzes und der nachhaltigen Nutzung 

der biologischen Vielfalt auf den drei Ebenen der Lebensräume, Arten und Gene ab. Insbesondere im 

Bereich der Nutzung genetischer Ressourcen und dem gerechten Ausgleich der daraus gewonnenen 

Vorteile für die indigenen Völker setzt die Konvention Schwerpunkte. 

Im April 2002 haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, bis 2010 den Verlust an biologischer Viel-

falt drastisch zu reduzieren (2010-Ziel). Dieses Ziel wurde auf dem Weltgipfel für nachhaltige Ent-

wicklung in Johannesburg bekräftigt und in die Millenniumsentwicklungsziele aufgenommen. Dar-

über hinaus wurde 2006 auf einer Generalversammlung der UN das Jahr 2010 zum „Internationalen 

Jahr der biologischen Vielfalt“ erklärt. Jedoch wurde die Verlustrate der Biodiversität bisher nicht 

reduziert und das 2010-Ziel somit verfehlt.  

Die CBD mit ihren rund 180 Vertragsstaaten hält alle zwei Jahre Konferenzen ab. Auf der im Okto-

ber 2012 abgehaltenen Konferenz in Indien wurden unter anderem Finanzierungsprogramme zum 

Schutz der Ökosysteme und zur Implementierung nationaler Biodiversitätspläne beschlossen sowie 

Fortschritte beim Meeresschutz erreicht (vgl. UNEP 2012). 

Die Folgekonferenz fand im Oktober 2014 in Pyeongchang in Südkorea statt. Unter dem Konferenz-

thema Biodiversity for Sustainable Development wurde darüber diskutiert, wie das internationale 

Bewusstsein für die Bedeutung der Biodiversität und ihren Beitrag zu einer Nachhaltigen Entwick-

lung erhöht werden kann. Ein weiteres Ziel war, die Bedeutung der Biodiversität in den Diskussio-

nen um eine Entwicklungsagenda nach 2015 zu erhöhen und in die Sustainability Development 

Goals (SDGs) (vgl. www.cbdcop12.kr) 

2.3.4 Wassermangel und Wasserverschmutzung 

Der Wasserverbrauch der Menschheit ist durch die Zunahme von Bevölkerung, 
Industrie und Landwirtschaft stark angestiegen. Die Gesamtnutzung von Süß-
wasser hat sich in den letzten hundert Jahren fast verachtfacht und wächst pro 
Jahrzehnt ca. um 10 % (vgl. WBGU 2011). Zurzeit verbrauchen die Menschen 
ungefähr die Hälfte des entnommenen Süßwassers. Die andere Hälfte sind Ver-

Verknappung der 
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luste durch undichte Leitungen oder Versickern. Besonders die Landwirtschaft 
trägt mit einem Anteil von 70 % am weltweiten Wasserverbrauch zu einer Ver-
knappung der Süßwasservorräte bei (Le Monde diplomatique 2009). Die Ver-
fügbarkeit von Wasser ist dabei sehr unterschiedlich ausgeprägt: Neben Regio-
nen mit hohen Niederschlagsmengen, wie Nordamerika, gibt es Regionen, die 
unter großer Wasserknappheit leiden, z. B. in großen Teilen Afrikas und Asi-
ens. In den wasserarmen Regionen dieser Welt leben zurzeit rund 40 % der 
Weltbevölkerung. Bereits jetzt tragen Wasserkrisen in diesen Regionen zu er-
heblichen gesellschaftlichen Konflikten bei. So ist dort ca. ein Drittel der Men-
schen von Wasserknappheit betroffen und etwa 1,1 Mrd. Menschen haben kei-
nen Zugang zu sauberem Trinkwasser. Bei einer weiteren Zunahme der Bevöl-
kerung in Asien und Afrika wird sich die Wasserknappheit noch verschärfen. 

Auch die Verschmutzung des Oberflächen- und Grundwassers verursacht er-
hebliche Probleme. Zwar sind die Belastungen der Gewässer durch industrielle 
und städtische Abwässer in den USA und in Westeuropa in den letzten 20 Jah-
ren erheblich zurückgegangen, doch das Problem der Düngemittel- und Pesti-
zideinträge aus der Landwirtschaft bleibt bestehen (vgl. WRI 2000). Daten aus 
anderen Regionen sind kaum verfügbar, aber es kann allgemein gesagt werden, 
dass die Wasserqualität in Regionen mit intensiver Landwirtschaft, hoher In-
dustrialisierung und großem Urbanisierungsgrad stark beeinträchtigt ist. Durch 
Dämme und Kanalisierungen sind außerdem die Flussläufe verändert worden. 
Dies hat zum einen Folgen für die natürlichen Lebensräume am und im Fließ-
gewässer, zum anderen hat es die Gefahr von Fluss-Hochwässern vergrößert. 

2.4 Soziale Kernprobleme 

2.4.1 Bevölkerungsentwicklung und -verteilung 

In den letzten Jahrzehnten ist die Weltbevölkerung vor allem in den „Entwick-
lungs- und Schwellenländern“ rasant angewachsen (DESA 2009). Schätzungen 
der Weltbevölkerung liegen für 1950 bei rund 2,5 Milliarden, für 1975 bei vier 
Milliarden und für 2012 schon bei 7,1 Milliarden Menschen (vgl. Abbildung 3). 
Bis zum Jahr 2050 wird mit einer Bevölkerungszunahme auf rund 9,7 Milliar-
den gerechnet, davon werden mehr als 8,3 Milliarden in heutigen „Schwellen- 
und Entwicklungsländern“ leben. Allein in Asien leben zurzeit rund 4,4 Milli-
arden Menschen, in Afrika ist die Zahl der Menschen bereits auf über eine Mil-
liarde angestiegen. Die bevölkerungsreichsten Länder sind China und Indien 
mit einer Bevölkerung von rund 1,37 Milliarden bzw. 1,3 Milliarden Menschen 
(vgl. DSW 2014). 
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Abb. 2: Entwicklung der Weltbevölkerung von 1950 - 2050 bei unterschiedlicher Hochrechnung (DESA 2009). 

Die Gründe für die rasante Bevölkerungszunahme liegen u. a. in einem zu ge-
ringen Bildungsniveau und unzureichenden sozialen Sicherungssystemen, aber 
auch Kultur, Religion, rechtliche und politische Rahmenbedingungen, Urbani-
sierungsgrad sowie Diskriminierung von Mädchen und Frauen gehören zu den 
Einflussfaktoren (vgl. Enquete-Kommission 2002). Sowohl durch den Anstieg 
der Bevölkerung als auch durch freiwillige und erzwungene Migrationsprozes-
se innerhalb der Länder des Südens sowie zwischen den Ländern des Südens 
und des Nordens ist ein rasantes Wachstum der Städte zu beobachten. Die städ-
tische Bevölkerung ist in den letzten fünfzig Jahren von 735 Millionen auf 3,2 
Milliarden Menschen gewachsen und hat sich damit mehr als vervierfacht (vgl. 
United Nations 2007). Der Urbanisierungsgrad lag 2010 bei 50 % (vgl. DSW 
2010). Die Hälfte der Menschen lebt somit in Städten, zwei Drittel von ihnen 
in Ländern des Südens. Schätzungen für 2050 rechnen mit einer städtischen 
Bevölkerung von über sechs Milliarden Menschen. Dieser Verstädterungspro-
zess führt gerade in den Ländern des Südens zu großen Umwelt- und Armuts-
problemen, da die städtische Infrastruktur diesem Zuwachs vielerorts nicht 
gewachsen ist (vgl. WBGU 1996). 
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Abb. 3: Stadt- und Slumbevölkerung (Le Monde diplomatique 2006) 

2.4.2 Welternährung und Welthungerproblematik 

Insbesondere als Folge von Armut, Bodendegradation, Wasserknappheit, Be-
völkerungswachstum und Aids, sind immer mehr Menschen fehl- bzw. unter-
ernährt (vgl. Abbildung 5). Jährlich sterben knapp drei Millionen Kinder unter 
fünf Jahren an Unterernährung. In dem Jahr 2009 überstieg die Anzahl der 
chronisch Unterernährten erstmals eine Milliarde, zwischen 2012 und 2014 
belief sich die Zahl der Hungernden auf 805 Millionen, von denen die über-
wiegende Mehrheit aus den Ländern des Südens stammen (vgl. FAO 2014).  

Dabei sind vornehmlich in den afrikanischen Ländern die Hungerprobleme am 
größten. Diese werden durch den weltweiten Handel und vor allem die Speku-
lation mit Nahrungsmitteln, durch immer weiter steigende Preise noch ver-
schärft (vgl. Müller 2011). Auch der Export von Nahrungsmitteln aus Europa, 
die die Welternährung sicherstellen sollen, und die Exportsubventionen der EU 
tragen zur weltweiten Hungerproblematik bei, da diese den Aufbau einer hei-
mischen Nahrungsmittelproduktion verhindern und einen erheblichen Druck 
auf die Weltmarktpreise ausüben (vgl. Seitz 2010).  

Weltweit leben ca. 80 % der Hungernden von Ackerbau, Viehzucht und der 
Nutzung der natürlichen Ressourcen, Der Zugang zu diesen Ressourcen ist 
jedoch oftmals stark eingeschränkt.  

Besonders die afrikanischen Länder werden auch durch eine Veränderung der 
Niederschlagsmenge und –verteilung und durch die Zunahme von extremen 
Wettereignissen im Zuge des Klimawandels betroffen sein. Gerade in den Län-
dern des Südens, wo die Umweltzerstörung ein großes Problem ist, wird man 
eine nachhaltige Entwicklung erst dann als vordringliche Aufgabe ansehen, 
wenn die Menschen in einem Land nicht durch Armut an der Erfüllung von 
Basisbedürfnissen wie Ernährung, gehindert sind (vgl. Seitz 2010). 
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Abb. 4: Nahrungsmitteldefizit der Unterernährten (Le Monde diplomatique 2006) 

2.4.3 Weltgesundheit 

Die Gesundheit der Menschen in den Ländern des Südens ist durch Kriege, 
Unterernährung und Verschmutzung des Trinkwassers infolge fehlender Ab-
wasserbehandlung stark gefährdet. Zurzeit haben 11 % der Weltbevölkerung 
keinen Zugang zu sauberem Wasser und 27 % leben ohne sanitäre Einrichtun-
gen (vgl. UNESCO 2012). Die Folgen sind Krankheiten und der Tod von rund 
sechs Millionen Menschen jährlich. Darunter sind auch viele Kinder: Täglich 
sterben rund 3.000 Kinder in den Ländern des Südens an Malaria, 6.000 an 
Tuberkulose. Aids kostet jeden Tag 8.000 Menschen das Leben (vgl. Le Mon-
de diplomatique 2006). Das liegt auch an der mangelnden medizinischen Ver-
sorgung in diesen Ländern: In Nepal, Nigeria und Tschad haben beispielsweise 
weniger als die Hälfte der Bevölkerung Zugang zu Medikamenten. 

 
Abb. 5: Weltweite Verbreitung von Aids (Le Monde diplomatique 2009) 
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2.4.4 Entwicklungsdisparitäten 

Die Schere zwischen den armen und reichen Ländern ist in den letzten Jahren 
noch wesentlich größer geworden (vgl. UNDP 2010). Das heute reichste Land 
der Welt (Liechtenstein) ist dreimal reicher als es das reichste Land 1970 war. 
Das heute ärmste Land (Zimbabwe) ist 25 % ärmer als das ärmste Land 1970 
(ebenfalls Zimbabwe) (ebd.). Von den Ärmsten der Welt mussten 2010 1,2 
Milliarden Menschen mit weniger als 1,25 Dollar auskommen (UN 2013).  

 
Abb. 6: Arme und Reiche im Vergleich (UNDP o. J.). 

Der Human Development Index ermittelt den Entwicklungsstand eines Landes aus den Faktoren: Lebenserwar-
tung bei Geburt, durchschnittliche Schuljahre, erwartete Schuljahre und Pro-Kopf-Einkommen. Er reicht von 0 
(nicht entwickelt) bis 1 (sehr stark entwickelt). 

Aber nicht nur zwischen den armen und reichen Ländern sind die Unterschiede 
größer geworden, sondern auch innerhalb der Länder sind wachsende Ein-
kommensunterschiede festzustellen (Enquete-Kommission 2002). In den meis-
ten Ländern des Südens hat sich eine zahlenmäßig kleine Schicht Reicher her-
ausgebildet. So verdienen in Brasilien die fünf Prozent der Bestverdiener über 
25-mal mehr als die fünf Prozent der am geringsten Verdienenden. Auch in den 
Ländern des Nordens gibt es eine zunehmende Ungleichverteilung der Ein-
kommen. In Deutschland ist der Abstand noch relativ moderat. Hier verdienen 
die fünf Prozent der am besten Verdienenden rund viermal mehr als die Ge-
ringstverdiener, in den USA ist es aber bereits achtmal mehr. Ein weiteres Un-
gleichgewicht stellt die verhältnismäßig hohe Arbeitslosenquote Jugendlicher 
im Vergleich zu Erwachsenen dar (vgl. Jansen & von Uexkull 2010). Diese 
disproportionale Entwicklung wurde im Zuge der Finanzkrise weiter ver-
schärft. Im Jahr 2009 stieg die Zahl der Erwerbslosen unter Jugendlichen 
weltweit um 1,5 Prozentpunkte auf 13,4 % an, während sie sich bei den Er-
wachsenen um lediglich 0,8 Prozentpunkte auf nun 5 % erhöhte. In Europa 
(EU28) erreichte die Jugendarbeitslosigkeit 2013 sogar ein historisches Hoch 
von 23,0 % (vgl. Eurostat 2013).   
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2.5 Wirtschaftliche Entwicklung: Globalisierung 

Die zunehmende Globalisierung der Wirtschaft seit den 1990er Jahren hat viele 
der beschriebenen Probleme des globalen Wandels noch verschärft. Die enge 
wirtschaftliche Verflechtung der Staaten, Regionen und Erdteile wurde vor 
allem durch den technischen Fortschritt im Kommunikations- und Transport-
wesen und damit einhergehend sinkenden Preise möglich sowie durch die poli-
tische Unterstützung des Außenhandels, den Abbau von Zöllen und die Libera-
lisierung der Märkte (vgl. Enquete-Kommission 2002). Entstanden sind globale 
Waren-, Dienstleistungs- und Finanzmärkte. Die Globalisierung geht mit einem 
beschleunigten Strukturwandel sowie einem verschärften Wettbewerb einher. 
Dieser wird dabei immer mehr zum Kostenwettbewerb, da in vielen industriel-
len Gütermärkten die Produktionskapazität mittlerweile weit oberhalb der rea-
len Nachfrage liegt. Im Prozess der Globalisierung gibt es Gewinner und Ver-
lierer: 

Länder, Unternehmen, Kulturen und Sozialschichten, die beim be-

schleunigten Strukturwandel nicht mithalten können und die weder 

über Macht noch Reichtum noch weltweit benötigte Ressourcen verfü-

gen, sind in Gefahr, abgehängt zu werden und dann als definitive Ver-

lierer da zu stehen. Gewinner sind umgekehrt diejenigen, die sich 

nicht nur rasch anpassen können, sondern womöglich die Richtung 

des Strukturwandels – zu ihren Gunsten – bestimmen oder mitbestim-

men können. (vgl. Enquete-Kommission 2002: 53) 

 
Abb. 7: Die Welthandelsströme (Le Monde diplomatique 2009) 

Zurzeit findet der Großteil der Austauschbeziehungen auf den Waren-, Dienst-
leistungs- und Finanzmärkten zwischen den Ländern des Nordens statt (vgl. 
Enquete-Kommission 2002). So beschränken sich die Direktinvestitionen 
ebenso wie der Welthandel zum größten Teil auf diese Länder, wobei in den 
letzten Jahren vor allem ein Zuwachs der asiatischen Länder am Welthandel zu 
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verzeichnen ist. Die Welthandelsbeziehungen sind dabei stark auf die regiona-
len Wirtschaftszonen beschränkt (vgl. Abbildungen 8 und 9). Der Nord-Nord-
Handel macht 70 % des internationalen Handels aus, Direktinvestitionen wer-
den zu 55 % zwischen Ländern des Nordens getätigt (vgl. Le Monde Diploma-
tique 2009). Vor allem Kapitaleigner und Management, deren Position gegen-
über Staaten, Gewerkschaften und Medien gestärkt wurde, gehören zu den 
Gewinnern. Verlierer sind häufig die kleinen, lokalen Zulieferer von internati-
onal operierenden Unternehmen. Der weltweite Wettbewerb geht häufig zu 
Lasten von Kultur, Umwelt und sozialer Ausgewogenheit. Im Zuge der interna-
tionalen Arbeitsteilung suchen sich die global agierenden Unternehmen für 
Produktion und Dienstleistungen vielfach Standorte, an denen die geringsten 
Beschränkungen hinsichtlich sozialer, kultureller und ökologischer Standards 
bestehen. Darunter leiden die Schwächsten und Ärmsten, vor allem viele Frau-
en in den Ländern des Südens, die oft unter menschenunwürdigen Bedingun-
gen arbeiten müssen. Es vollzieht sich jedoch ein Wandel bei der internationa-
len Arbeitsteilung insofern, als der „traditionelle“ Austausch von Fertigpro-
dukten gegen Rohstoffe zwischen Norden und Süden zunehmend durch den 
Handel von Zwischenprodukten abgelöst wird (vgl. Le Monde Diplomatique 
2009). 
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Abb. 8: Auslandsdirektinvestitionen 1980 und 2007 (Le Monde diplomatique 2009) 

Aber auch in Deutschland, dessen Wirtschaft bisher eher zu den Gewinnern der 
Globalisierung gehört, da z. B. auch in Zeiten weltwirtschaftlicher Schwäche 
der Außenhandelsüberschuss erhalten blieb, gibt es zahlreiche Verlierer der 
Globalisierung. Der durch die Globalisierung beschleunigte Strukturwandel 
stellt gerade kleine und mittlere Unternehmen vor große Herausforderungen. 
Vor allem trifft es die Arbeitnehmer, da die Arbeitsplätze immer unsicherer 
werden. Firmenkonkurse und auch die Abwanderung großer Unternehmen in 
andere Länder mit geringeren Lohnkosten und meist auch geringeren Umwelt- 
und Sozialstandards führen zu einer weiter wachsenden Arbeitslosenquote und 
zu einem steigenden Druck auf Politik, Gewerkschaften und Arbeitnehmer 
(vgl. Enquete-Kommission 2002).  
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Von der Globalisierung können auch positive Wirkungen, wie eine Anglei-
chung der Umwelt- und Sozialstandards (auf höherem Niveau), eine effiziente-
re Ressourcennutzung, eine größere Produkttransparenz und die Abschaffung 
umweltschädlicher Subventionen, ausgehen (vgl. UBA 2002b). Bislang über-
wiegen allerdings die negativen Auswirkungen: 

Ein weiterer Anlass zur Besorgnis und zu politischem Handeln resul-

tiert daraus, dass in diesem Prozess auch allgemeine Werte und Prin-

zipien geschwächt oder unterminiert zu werden drohen. So etwa das 

demokratische Prinzip in Wirtschaft und Gesellschaft, die ökologische 

Nachhaltigkeit, die Menschenrechte, die soziale und Verteilungsge-

rechtigkeit, die kulturelle Vielfalt oder die Geschlechtergerechtigkeit. 

Sicher scheint zu sein, dass die Beschleunigung des Strukturwandels 

die mit Langsamkeit und Langfristigkeit einhergehenden menschli-

chen und sozialkulturellen Tugenden sowie der ökologischen Regene-

ration der Ökosysteme in Gefahr bringt. (Vgl. Enquete-Kommission 

2002, 53) 

Vor diesem Hintergrund wird eine politische Gestaltung des Globalisierungs-
prozesses gefordert, der sich immer mehr der nationalstaatlichen Kontrolle 
entzieht. Dieser Gestaltungsprozess wird unter dem Begriff der „Global 
Governance“ diskutiert. Ziel ist es, den Prozess der Globalisierung so zu ge-
stalten, dass „dessen Risiken minimiert und Chancen für Individuen und Ge-
sellschaften optimiert sowie existierende Fehlentwicklungen korrigiert werden“ 
(Enquete-Kommission 2002). Messner (2000) fordert die „Entwicklung eines 
Institutionen- und Regelsystems und neuer Mechanismen internationaler Ko-
operation, die die kontinuierliche Problembearbeitung globaler Herausforde-
rungen und grenzüberschreitender Phänomene erlauben“. 

Das Konzept der Global Governance geht insbesondere auf Arbeiten verschie-
dener Kommissionen der Vereinten Nationen zurück, wie den sogenannten 
„Brandt-Bericht“ der Unabhängigen Kommission für Internationale Entwick-
lungsfragen (Nord-Süd-Kommission 1980) und den sogenannten „Brundtland-
Bericht“ der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung von 1987 (vgl. 
Hauff 1987). 

Global Governance wird in dem Bericht „Our Global Neighbourhood“, der 
unter dem Dach der UNO arbeitenden „Commission on Global Governance“, 
folgendermaßen verstanden: 

Governance ist die Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf denen Indi-

viduen sowie öffentliche und private Institutionen ihre gemeinsamen 

Angelegenheiten regeln. Es handelt sich um einen kontinuierlichen 

Prozess, durch den kontroverse oder unterschiedliche Interessen aus-

geglichen werden und kooperatives Handeln initiiert werden kann. 

Der Begriff umfasst sowohl formelle Institutionen und mit Durchset-

zungsmacht versehene Herrschaftssysteme als auch informelle  

positive Auswirkungen der 

Globalisierung 

negative Auswirkungen der 

Globalisierung 

 Definition:  

     Global Governance 
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Regelungen, die von Menschen und Institutionen vereinbart oder als 

im eigenen Interesse angesehen werden. [...] Auf globaler Ebene hat 

man unter Ordnungspolitik bisher vorwiegend das System der zwi-

schenstaatlichen Beziehungen verstanden, doch heute müssen auch 

Nichtregierungsorganisationen, Bürgerbewegungen, multinationale 

Konzerne und der globale Finanzmarkt mit einbezogen werden. Mit 

diesen Gruppen und Institutionen interagieren globale Massenmedi-

en, deren Einfluss dramatisch gewachsen ist. [...] Es gibt weder ein 

einziges Modell oder eine einzige Form der Weltordnungspolitik, 

noch existiert eine einzige Ordnungsstruktur oder eine Gruppe sol-

cher Strukturen. Es handelt sich um einen breit ausgelegten, dynami-

schen und komplexen Prozess interaktiver Entscheidungsfindung, der 

sich ständig weiterentwickelt und sich ändernden Bedingungen an-

passt. [...] Eine wirksame globale Entscheidungsfindung muss daher 

auf lokal, national und regional getroffenen Entscheidungen aufbauen 

und diese ihrerseits beeinflussen und muss auf die Fähigkeit und Res-

sourcen unterschiedlichster Menschen und Institutionen auf vielen 

Ebenen zurückgreifen. (Stiftung Entwicklung und Frieden 1995: 4 ff.) 

An dem Ansatz von Global Governance wird allerdings besonders von globali-
sierungskritischen Bewegungen im Süden der damit verbundene Steuerungsop-
timismus und das Festhalten am derzeitigen Weltwirtschaftssystem kritisiert. 
Das alternative Konzept der De-Globalisierung betont, dass lokal initiierte 
Veränderungsprozesse eine besondere Bedeutung haben sollten und daher lo-
kale Strukturen zu stärken seien (vgl. Bello 2002; Bello 2003). 

Mit De-Globalisierung sieht Bello (2003) folgende Aspekte verbunden: 

■ Neuorientierung der Volkswirtschaften (weg von der übermäßigen Ex-
portproduktion, hin zu einer Produktion für den lokalen Markt); 

■ Mobilisierung interner finanzieller Ressourcen für Entwicklung (statt 
Abhängigkeit von Auslandsinvestitionen und ausländischen Finanz-
märkten); 

■ Einkommensumverteilung und Bodenreform (als Voraussetzung zum 
Entstehen lebendiger Binnenmärkte); 

■ geringere Bedeutung von Wachstum und Maximierung von Gleichheit 
(zur Reduzierung des ökologischen Ungleichgewichts); 

■ strategische Wirtschaftsentscheidungen demokratischen Entschei-
dungsprozessen zu unterwerfen; 

■ ständige zivilgesellschaftliche Überwachung des Privatsektors und des 
Staates; 

De-Globalisierung 
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■ Schaffung eines neuen Produktions- und Tauschkomplexes (kommuna-
le Kooperativen, private und staatliche Unternehmen statt transnationa-
ler Konzerne); 

■ Einführung des Subsidiaritätsprinzips ins Wirtschaftsleben zur Bewah-
rung von Gemeinschaft (z. B. Unterstützung von Güterproduktion auf 
kommunaler und nationaler Ebene, wo sie zu angemessenen Kosten 
möglich ist). 

De-Globalisierung strebt eine „Wiedereingliederung des Marktes in die Gesell-
schaft“ an (Bello 2003, 33). Zudem soll institutionelle Macht dekonzentriert 
und dezentralisiert sowie ein pluralistisches System von Institutionen und Or-
ganisationen, „die im Rahmen breiter und flexibler Abkommen und auf der 
Basis eines gemeinsamen Grundverständnisses interagieren“ (Bello 2003, 33), 
geschaffen werden. Vielfalt solle toleriert und davon profitiert werden. 

Wolff und Brunnengräber (2003) stellen fest, dass beide Ansätze – Global 
Governance und De-Globalisierung – zu kurz greifen. Denn für die Lösung der 
globalen Probleme seien gleichermaßen lokale und globale Ansätze erforder-
lich. Zumal Global Governance- und De-Globalisierungsprozesse bereits paral-
lel stattfänden. 

Finanz- und Wirtschaftskrise 

Oftmals wird die Finanz- und Wirtschaftskrise als Ergebnis von zu wenig Regulierung der Finanz-

märkte interpretiert. Durch zu geringe Beschränkungen sind Anleger und Banken (teilweise unbe-

wusst) hohe Risiken eingegangen, die zur Krise führten. Infolgedessen kam es zu einem großen Ver-

trauensverlust gegenüber den Banken, die die Risiken oftmals verschleiert hatten, und zu weitrei-

chenden Folgen für die Realwirtschaft. Dies ist mit Sicherheit der wichtigste Grund für die Krise, 

jedoch führten weitere Umstände zu einer Verschärfung, die durch eine stärkere Ausrichtung unserer 

Wirtschaftsweise am Leitbild der Nachhaltigkeit hätten verhindert werden können. Dazu gehören 

große Ungleichgewichte des globalen Wirtschaftssystems und strukturelle Probleme, wie hohe Ener-

giepreise, stark steigende Rohstoff- und Nahrungsmittelpreise, eine Spekulationsblase im Immobili-

ensektor, eine unzeitgemäße Produktionsstruktur und Überkapazitäten in einigen Branchen. Hier ist 

vor allem die Automobilindustrie hervorzuheben, die zum einen teilweise große Überkapazitäten 

hatte und zum anderen die Technologieentwicklung vernachlässigt und in Zeiten steigender Sprit-

preise nicht auf energieeffiziente Autos und somit eine nachhaltige Transformation des Marktes ge-

setzt hatte (vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung 2012). 

Diese Umstände sind z. B. einem nichtnachhaltigen Umgang mit Ressourcen, Energie und Nah-

rungsmitteln, einer nicht effizienten Produktion von Gütern und dem Ziel schneller Gewinne zuzu-

schreiben. Die Deregulierung der Finanzmärkte führte dazu, dass unternehmerische Entscheidungen 

an kurzfristiger Profitmaximierung und der Maximierung des Shareholder-Value ausgerichtet wur-

den. Geschäftsmodelle, die auf langfristige Stabilität, Effizienz und geringe Risiken ausgelegt waren, 

konnten sich am Markt hingegen nicht durchsetzen. Der Verzicht auf riskante, spekulative Geschäfte 

und kurzfristige Gewinne, um langfristig eine höheres Wohlstandniveau zu erreichen, wäre aber im 

lokale und globale Ansätze 

vereinen 

 

 Exkurs: 
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Sinne einer nachhaltigen Wirtschaftsweise gewesen. Die Finanzkrise ist damit Ausdruck mangelhaf-

ter ökonomischer Nachhaltigkeit(vgl. Neugebauer 2012). 

Die Regierungen haben es bis jetzt versäumt, geeignete Rahmenbedingungen für ein nachhaltiges 

Wirtschaften zu setzen. Wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen aber immer klarer, dass Klimawan-

del, Biodiversitätsverlust und der Raubbau an nicht-erneuerbaren Ressourcen die Möglichkeiten zu-

künftiger Generationen gefährden, ihren Wohlstand und eine intakte Umwelt zu erhalten. Der Markt 

versagt in diesem Punkt zunehmend, weil Folgekosten durch Umweltschäden nicht in die Entschei-

dungen wirtschaftlicher Akteure einbezogen werden und so von den folgenden Generationen getra-

gen werden müssen. Es müssen umweltpolitische Maßnahmen getroffen, Grenzen der Umweltnut-

zung definiert und marktwirtschaftliche Lenkungsinstrumente entwickelt werden, die die Inan-

spruchnahme natürlicher Lebensgrundlagen auf ein nachhaltiges Maß begrenzen (vgl. Rat für Nach-

haltige Entwicklung 2009). 

Eine weitere wirtschaftliche Entwicklung kann nach Ansicht vieler Ökonomen nur in den Grenzen 

der natürlichen Tragfähigkeit erfolgen und ein weiteres Wachstum muss naturschonend gestaltet 

werden. Das heißt vor allem, dass der Ressourcenverbrauch durch Effizienz, Konsistenz und Suffizi-

enz drastisch reduziert werden muss (vgl. Rogall 2012). 

 

Die Kosten des Wachstums am Beispiel Chinas 

Durch eine zunehmende Industrialisierung erfuhr Chinas Wirtschaft in den vergangenen Jahrzehnten 

ein beachtliches ökonomisches Wachstum. Das Bruttoinlandprodukt wächst jährlich um 8 Prozent 

und mehr und führte etwa 400 Mio. Chinesen aus teilweise extremer Armut (vgl. World Bank Group 

2007). Erwirtschaftet wird es vorrangig in den wachsenden Städten. Hält dieser Trend an, können 

auch die heute noch etwa 200 Mio. Chinesen, die von weniger als 1 US-Dollar pro Tag leben müs-

sen, auf Linderung ihrer Armut hoffen. Gleichzeitig werden jedoch ernste Bedenken laut, dass das 

bisherige Wachstum zu ressourcenintensiv und umweltschädlich sei. Bereits 2005 äußerte Pan Yue, 

stellv. Leiter der Umweltbehörde Chinas, das langfristig „die Umweltschäden und die Ressourcen-

verluste sämtliche Ergebnisse der wirtschaftlichen Entwicklung aufheben“ (Yue 2005) könnten. 

Vor allem die Folgen der Luft- und Wasserverschmutzung werden in Zukunft die Bilanz der wirt-

schaftlichen Erfolge trüben. Von 2000-2005 stieg der Gesamtenergieverbrauch Chinas um 70 %, der 

Kohleverbrauch sogar um 75 %. China entwickelte sich dadurch zum größten Stickoxid-Emittenten 

der Welt, mit negativen Auswirkungen für Mensch und Umwelt (vgl. World Bank Group 2007). 

Durch sauren Regen entstehen jährlich Ernte- und Materialschäden von etwa 3,5 Milliarden Euro 

(vgl. World Bank Group 2007). Neben der Luftverschmutzung gibt auch die Wasserverschmutzung 

Anlass zur Sorge. In der heute viertgrößten Volkswirtschaft der Welt besitzen neun von zehn Städten 

kein sauberes Grundwasser (vgl. ZEIT online vom 6. 3. 2007). Von den sieben Hauptflüssen Chinas 

wurden 54 % des Wassers aufgrund geringer Qualität als bedenklich für die menschliche Nutzung 

eingestuft (vgl. World Bank Group 2007). Seit den 1990er Jahren hat die Wasserverschmutzung da-

mit um 12 % zugenommen (vgl. World Bank Group 2007). Zwei Drittel der ländlichen Bevölkerung 

sind auf oberflächennahes Wasser angewiesen. Die durch Darmkrebs und andere Krankheiten des 

 Beispiel 
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Verdauungstraktes verursachten Kosten werden auf 1,9 % des ländlichen BIP beziffert (vgl. World 

Bank Group 2007). Für 2003 bezifferte die Weltbank die durch Luft- und Wasserverschmutzung 

verursachten Kosten auf etwa 5,8 % des BIP (vgl. World Bank Group 2007). Pan Yue hält heute 

Umweltschäden in der Größenordnung von 8 bis 13 Prozent des jährlichen BIP-Wachstums für rea-

listisch (vgl. Yue 2006): „Mit anderen Worten: China hat fast alles, was es seit den späten siebziger 

Jahren gewonnen hat, durch Umweltverschmutzung wieder verloren.“ 

 

Links: 

Internationales Jahr der biologischen Vielfalt:   

http://www.unesco.ch/tage-jahre-dekaden/internationale-jahre/2010-jahr-der-biologischen-

vielfalt-jahr-fuer-die-annaeherung-der-kulturen/jahr-der-biologischen-vielfalt.html 

Millennium Ecosystem Assessment:   

http://www.millenniumassessment.org 

Ökologischer Fußabdruck:   

http://www.footprintnetwork.org  

 

@ Internetverweis 
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3 Nachhaltige Entwicklung von ihren Anfängen bis heute 

Nach Bearbeitung dieses Kapitels sollten Sie 

■ die zunehmende Wahrnehmung des Begriffs „Nachhaltigkeit“ kurz skizzieren, 

■ die Bedeutung und Folgen der Konferenz von Rio erklären und 

■ die Grundlagen der europäischen Nachhaltigkeitspolitik darlegen können. 

3.1 Beginn der Diskussion um Nachhaltigkeit 

3.1.1 Forstwirtschaft 

Die Entstehung des Begriffs „Nachhaltigkeit“ und damit auch dessen erste De-
finition werden bereits in die Anfänge des 18. Jahrhunderts zurückgeführt. Die 
Abhandlung „Sylvicultura Oeconomica oder haußwirthliche Nachricht und 
naturgemäße Anweisung zur wilden Baum-Zucht“ des sächsischen Oberberg-
hauptmanns Carl von Carlowitz aus dem Jahr 1713 wird als Quelle für die 
erstmalige Erwähnung genannt (u. a. Peters 1984; Schanz 1996; Di Giulio 
2003). Dabei bezog sich der Begriff auf die Forstwirtschaft. Carlowitz forderte 
eine „continuierliche, beständige und nachhaltende Nutzung“ des Waldes. Eine 
nachhaltige Forstwirtschaft beruhte demnach auf dem Grundsatz, dass in einem 
Jahr nur so viel Holz geschlagen werden soll, dass ständig eine gleich große 
hiebreife Menge anfällt und damit ein Wald dauernd erhalten und gut bewirt-
schaftet werden kann. 

Dieser Grundsatz verband ökonomische (maximale Produktionskraft des Wal-
des in Form des Nutzholzertrages zum Zwecke einzelwirtschaftlicher Existenz-
sicherung) und ökologische (Erhaltung des ökosystemaren Standorts) Kriterien. 
Aus einer ökonomischen Logik heraus lässt sich auch das Prinzip ableiten, von 
den „Zinsen“ des Kapitals (das jährlich geschlagene Holz) zu leben, und nicht 
das Kapital (Wald) selbst anzugreifen. Dieses Prinzip wurde Ende des 18. 
Jahrhunderts in der deutschen Forstwirtschaft per Gesetz festgeschrieben, im 
Laufe der Zeit ergaben sich aber auch Änderungen im Verständnis einer nach-
haltigen Forstwirtschaft. Inwiefern das Nachhaltigkeitsprinzip in der deutschen 
Forstwirtschaft tatsächlich auch angewendet wurde, wird in den Fachdiskursen 
zur naturnahen Forstwirtschaft und dem standortgerechten Waldbau unter-
schiedlich eingeschätzt. 

Anfang des 20. Jahrhunderts fand der Nachhaltigkeitsbegriff mit dem Konzept 
des „maximum sustainable yield“ auch Eingang in die Fischereiwirtschaft. Die 
Zielsetzung war hier ähnlich. Es sollten Bedingungen geschaffen werden, die 
maximale Erträge in Abhängigkeit von der Populationsstärke ermöglichten. 
Mehr als 200 Jahre lang war also das Nachhaltigkeitsprinzip, sofern es über-

 Lernziele 

Herkunft des Begriffs 

„Nachhaltigkeit“ 

Nachhaltigkeit in der 

Fischereiwirtschaft 
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haupt praktische Anwendung fand, weitgehend auf die Forst- und Fischerei-
wirtschaft begrenzt. Auf die übrigen Bereiche des Wirtschaftens hatte es letzt-
lich kaum Einfluss. Hier kommt das betriebswirtschaftliche Prinzip der „Ab-
schreibung für Abnutzung“ dem Erhaltungsziel bzw. dem Ziel, von den Erträ-
gen und nicht von der Substanz zu leben, am nächsten. 

3.1.2 Sozialwissenschaften 

Bereits Mitte des 18. Jahrhunderts wurde in den ersten wirtschaftswissenschaft-
lichen Analysen der Faktor Natur (im Sinne von Ressourcen oder Boden) ins 
Blickfeld der Betrachtungen gestellt. Auch rund 50 Jahre später lag den Arbei-
ten bedeutender Ökonomen, vor allem der Engländer David Ricardo und 
Thomas Malthus, wie auch noch Mitte des 19. Jahrhunderts den Überlegungen 
von John Stuart Mill, die Vorstellung von begrenzten Tragekapazitäten der 
Natur zugrunde. Malthus hatte vor dem Hintergrund massiven Bevölkerungs-
wachstums in England ein Missverhältnis zwischen der Ressourcenmenge in 
einem Lebensraum und der Bevölkerungszahl diagnostiziert und Hungersnöte, 
Epidemien und Kriege als Folge davon prognostiziert. Aus heutiger Sicht wer-
den diese Arbeiten häufig als erstmalige systematische Abhandlung über die 
Wachstumsgrenzen in einer endlichen Welt und deren Belastungsgrenzen be-
zeichnet und als eine frühe Quelle der Nachhaltigkeitsdebatte interpretiert. In 
der damaligen Zeit fanden sie jedoch nur geringe Beachtung, da die Umwelt-
probleme im nationalen oder gar globalen Maßstab nicht Thema der politischen 
oder gesellschaftlichen Auseinandersetzung waren. 

Im Zuge des Ende des 18. Jahrhunderts einsetzenden Industrialisierungsprozes-
ses und seiner Begleiterscheinungen konzentrierte sich für die meisten Men-
schen die Frage nach Wegen gesellschaftlicher Entwicklung bis in die Mitte 
des 20. Jahrhunderts hinein weitestgehend auf ökonomische und soziale As-
pekte. Überlebensfragen sowie die Regelung von Arbeitsbedingungen standen 
für sie gegenüber dem, was man heute ökologische Probleme nennt, deutlich 
im Vordergrund. In dem Maße, wie fortschrittliche Methoden in Land- und 
Ernährungswirtschaft die Nahrungsmittelversorgung verbesserten und die Be-
völkerung trotz steigender Konsummöglichkeiten nicht in dem vorhergesagten 
Maß wuchs, teilweise auch konstant blieb, fand die pessimistische These von 
Malthus zudem immer weniger Resonanz und galt als widerlegt. Auch davon 
geprägt, wurde in der weiteren Entwicklung und Praxis der neoklassischen 
Wirtschaftstheorie mehr als 150 Jahre lang der Faktor Natur weitgehend aus 
der Analyse des Produktionsprozesses ausgeblendet. Seit den 1960er Jahren 
haben Wirtschaftswissenschaftler wie Kapp, Boulding, Daly (1999), Georges-
cu-Roegen u. a. die Natur und Umwelt und damit zumindest indirekt auch die 
Nachhaltigkeit wieder auf die wirtschaftswissenschaftliche Tagesordnung ge-
setzt. 

erste Arbeiten zur Trag-

fähigkeit der Natur reichen 

zurück ins 18. Jahrhundert 

aufgrund des Industria-

lisierungsprozesses treten 

ökologische Aspekte in den 

Hintergrund 



3 Nachhaltige Entwicklung von ihren Anfängen bis heute 

 

31

Im Zuge von immer deutlicher zutage tretenden Umweltproblemen und einiger 
Umweltkatastrophen wurde der Schutz der Umwelt in dieser Zeit zu einem 
öffentlichen Thema. Winterlicher Smog in London und New York, Fälle mas-
siver Quecksilbervergiftung in Japan, ein Tankerunglück, das zu einer großen 
Ölpest führte, sind nur einige Beispiele. Das Buch „Silent Spring“ von Rachel 
Carson, das Anfang der 1960er Jahre in den Vereinigten Staaten erschien, be-
einflusste sehr stark die Diskussion um die Gefahren der Massenanwendung 
chemischer Stoffe. Die Ressourcenfrage wurde 1972 durch den Bericht „Die 
Grenzen des Wachstums“, der im Auftrag des Club of Rome (vgl. Meadows et 
al. 1972) erstellt wurde, vor allem in den Ländern des Nordens ins Zentrum der 
Debatte gerückt. Wissenschaftler vom Massachusetts Institute of Technology 
berechneten auf der Basis eines Computer-gestützten Simulationsprogramms 
verschiedene Szenarien zur Zukunft der Erde. Die besorgniserregendste und 
entsprechend öffentlichkeitswirksame Prognose war, dass die Erde eine Fort-
führung der ressourcenintensiven Wachstumspolitik nicht mehr lange verkraf-
ten könne. Der Bericht initiierte eine – überwiegend wissenschaftliche und 
politische – Diskussion über die Zusammenhänge zwischen gesellschaftlichen 
Produktions- und Lebensstilen, Wirtschaftswachstum und der Verfügbarkeit 
bzw. Endlichkeit von Ressourcenbeständen. Infolge der Diskussion um die 
„Grenzen des Wachstums“ entstand eine Initiative skandinavischer Länder und 
der USA, das Thema Umweltschutz im Rahmen der Vereinten Nationen auf-
zugreifen. 
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Abb. 9: Szenarien des World3-Modells (Meadows et al. 2007: 14). In der Abbildung wurden verschiedene Szenari-

en des WORLD3-Modells für die Bereiche „Bevölkerung“ und Lebensstandard“ übereinander gelegt. Den 

meisten Kurven ist ein Rückgang in den jeweiligen Bereichen gemeinsam. 

3.2 Initiativen der Vereinten Nationen und anderer  

Organisationen 

3.2.1 Erste Umweltkonferenz der Vereinten Nationen 

1972 fand in Stockholm die erste internationale Konferenz der Vereinten Nati-
onen über die menschliche Umwelt (United Nations Conference on the Human 
Environment) statt. Das politische Hauptinteresse der Länder des Nordens lag 
darin, Maßnahmen zur Begrenzung industrieller Umweltverschmutzung und 
zum Schutz von Ökosystemen zu vereinbaren, um eine drohende Umweltkata-
strophe abzuwenden. Auf der Prioritätenliste der Länder des Südens standen 
dagegen die Bekämpfung der Armut, der Aufbau von Schul- und Berufsbil-
dungssystemen, die Versorgung mit sauberem Wasser und die Gewährleistung 
medizinischer Dienste – kurz die soziale und wirtschaftliche Entwicklung. 

Hier gab es bereits erste Interessenkonflikte zwischen den beiden Zielen „Um-
welt“ und „Entwicklung“ (Di Giulio 2003). Durch eine schnelle Industrialisie-
rung wollten die Länder des Südens ihre „Rückständigkeit“ überwinden. Die 
Umweltprobleme wurden dabei, sofern sie überhaupt gesehen wurden, zu-
nächst in Kauf genommen und sollten erst später beseitigt werden. 

Auf der Stockholm-Konferenz kam es dennoch zu einer ersten Annäherung. 
Die Länder des Nordens konnten die Länder des Südens davon überzeugen, 
dass es sich bei Dürren, Überschwemmungen und unzureichenden hygieni-
schen Bedingungen auch um Umweltprobleme handele und es insofern keinen 
Widerspruch zwischen Umweltschutz und Entwicklung gäbe. Aus dieser Dis-
kussion entwickelte sich die Kompromissformel „poverty is the biggest pollu-
ter“. Mit dieser Formel war es den Ländern des Südens möglich, sich auch für 
Umweltschutz einzusetzen, ohne irgendwelche Abstriche an ihren entwick-
lungspolitischen Zielen machen zu müssen. Des Weiteren wurde festgestellt, 
dass die 1972 erkannten Umweltprobleme (z. B. Abholzung tropischer Regen-
wälder, Meeresverschmutzung) nicht ohne Berücksichtigung sozialer und wirt-
schaftlicher Gesichtspunkte zu lösen sein würden. 

Der „Action Plan for the Human Environment“, der 1972 von der UN-General-
versammlung gebilligt wurde, umfasste 

■ Maßnahmen zum Erfassen von Umweltdaten, zur Umweltforschung, 
zur Überwachung und zum Austausch von Informationen, 

■ Übereinkommen zum Umweltschutz und zum schonenden Umgang mit 
Ressourcen, 

■ den Aufbau von Umweltadministrationen, 

Umweltverschmutzung und 

der Schutz von Ökosystemen 
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■ Bildung, Ausbildung und Information der Öffentlichkeit. 

Zur Umsetzung des Aktionsplans beschlossen die Vereinten Nationen die Ein-
richtung eines eigenen Umweltprogramms (UNEP – United Nations Environ-
ment Programme) mit Sitz in Nairobi, der Hauptstadt Kenias. 

3.2.2 Umwelt und Entwicklung 

Im Anschluss an die Stockholm-Konferenz entwarf UNEP Konzepte für einen 
alternativen, auf Umwelt- und Sozialverträglichkeit zielenden Entwicklungs-
pfad. Unter dem Begriff „Ecodevelopment“ wurde eine Entwicklungsstrategie 
formuliert, mit der die Wirtschafts- und Konsumweise der Länder des Nordens 
als weltweites „Leitmodell“ in Frage gestellt wurde. Das Konzept war anfangs 
vor allem als Entwicklungsansatz für die überwiegend ländlichen Regionen der 
Länder des Südens gedacht, bot von seinem theoretischen Gerüst her aber die 
Möglichkeit, über die Dritte Welt hinaus zu einer neuen Definition von Wachs-
tum und Wohlstand zu gelangen. Wesentliche Elemente dieses Ansatzes wa-
ren: 

■ Befriedigung der Grundbedürfnisse mithilfe der eigenen Ressourcenba-
sis, ohne dabei den Konsumstil der Länder des Nordens zu kopieren, 

■ Entwicklung eines sogenannten „satisfactory social ecosystem“, das 
Beschäftigung, soziale Sicherheit und Respekt vor verschiedenartigen 
Kulturen einschließt, 

■ vorausschauende Solidarität mit zukünftigen Generationen, 

■ Maßnahmen zur Ressourcen- und Umweltschonung, 

■ Partizipation der Betroffenen sowie 

■ begleitende und unterstützende Erziehungs- und Bildungsprogramme. 

Zwei weitere Erklärungen und Konzepte führten die Umwelt- und Entwick-
lungsdebatte fort: 

Die „Erklärung von Cocoyoc“ (1974), das Abschlussdokument einer von der 
UNCTAD (United Nations Conference on Trade and Development) und UNEP 
gemeinsam veranstalteten Konferenz im mexikanischen Cocoyoc, und der Be-
richt der Dag Hammarskjöld Foundation „Was tun“ (1975) brachten neben 
dem Problem der „Unterentwicklung“ auch den Fehlzustand der „Überentwick-
lung“ in die Diskussion ein. Der Befriedigung der Grundbedürfnisse als Ant-
wort auf armutsbedingte Bevölkerungsvermehrung und armutsbedingte Um-
weltzerstörung wurde auf der anderen Seite die Forderung nach einer Reduzie-
rung des Umweltverbrauchs der reichen Länder gegenübergestellt: Ein stabiles 
ökologisches und soziales Gleichgewicht ist nur durch die Berücksichtigung 
beider Aspekte zu erzielen. Macht- und Verteilungsfragen auf internationaler 
und nationaler Ebene wurden in diesem Zusammenhang problematisiert. 

 Definition: 
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Der Bariloche-Report „Grenzen des Elends“ (Herrera et al. 1977) der gleich-
namigen Stiftung aus Argentinien bezog eine noch radikalere Position, in dem 
er der These nach den Grenzen des Wachstums eine klare Absage erteilte. 
Nicht das wirtschaftliche Wachstum, sondern der Konsum der Länder des Nor-
dens führt zu den Grenzen. Diese sollten daher ihren Konsum einschränken 
und freiwerdende Kräfte den Ländern des Südens zur Verfügung stellen. Wirt-
schaftliches Wachstum führe nicht zwangsläufig zu steigender Umweltver-
schmutzung, da dieses Problem technisch kontrollierbar sei. Entscheidend sei 
es also, umfassenden Technologietransfer von Nord nach Süd zur Lösung der 
entwicklungspolitischen wie auch der ökologischen Probleme sicherzustellen. 
Aufgrund der sich weiter verschärfenden globalen Umweltsituation bekam die 
ökologische Dimension im weiteren Verlauf der internationalen Debatte ein 
stärkeres Gewicht. 

Besonders von Frauen-Initiativen aus dem Süden wurde das Konzept „sustai-
ned livelihood“ (Wichterich 2002: 75) in den Diskurs um Umwelt und Ent-
wicklung eingebracht. Dieser Ansatz stellt „lokale Lebensbedingungen, Über-
lebenssicherung und Alltagserfahrung von Frauen“ (Wichterich 2002: 75) in 
den Vordergrund. Unter Livelihood versteht man den Lebensunterhalt bzw. die 
Existenzgrundlage, also „sämtliche zum Leben i.w.S. notwendigen Entwick-
lungsmöglichkeiten, Ressourcen (damit sind sowohl materielle als auch soziale 
Ressourcen gemeint) und Tätigkeiten“ (Scoones 1998 in Göhler 2003). Beim 
Livelihood-Ansatz steht der Mensch mit seinen Potenzialen und Stärken im 
Mittelpunkt und die Bedeutung des Lokalen wird betont. So kommt beim 
Livelihood-Konzept auch der Subsistenzwirtschaft3 eine bedeutende Rolle zu. 

3.2.3 Sustainable Development 

IUCN – The World Conservation Union erarbeitete 1980 in Zusammenarbeit 
mit UNEP und UNESCO die „World Conservation Strategy“. In ihr wurde der 
Begriff „Sustainable Development“ erstmals wieder in einem aktuellen Kon-
text aufgegriffen. Die Kernthese lautete: ohne die Erhaltung der Funktionsfä-
higkeit der Ökosysteme (z. B. vor allem Landwirtschafts-, Wald-, Küsten- und 
Frischwassersysteme) wird die ökonomische Entwicklung ebenfalls nicht auf-
recht zu erhalten sein. Sustainable Development wurde als Konzept verstanden, 
das durch Schutz und Erhaltung der Natur dafür Sorge trägt, dass die natürli-
chen Ressourcen erhalten bleiben. Ökologische Aspekte (Ressourcenschonung, 
Schutz der Artenvielfalt, Erhaltung der Ökosystemfunktionen) standen im 
Vordergrund. Weniger zur Sprache kamen dagegen die politischen und sozio-
ökonomischen Bedingungen, die eine der wesentlichen Ursachen für die Ge-
fährdung der Ökosysteme waren. 

In den 1980er Jahren etablierte sich eine veränderte Sicht auf die ökologischen 
Probleme. So verlagerte sich in der Diskussion der Schwerpunkt von der Res-

                                                            
3  Bedarfswirtschaft, es wird primär für den Bedarf gewirtschaftet, nicht für Gewinne. 

Bariloche-Report 
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sourcen- hin zur Senkenproblematik, also auf die Frage der Beeinträchtigung 
der Aufnahme- und Verarbeitungskapazitäten der Ökosysteme. Darüber hinaus 
setzte sich zunehmend die Erkenntnis durch, dass die von den Ländern des 
Nordens praktizierten Produktions- und Lebensstile aus verschiedenen Grün-
den nicht langfristig auf die übrige Welt – d. h. rund 80 % der Weltbevölkerung 
– übertragbar seien. Daran anknüpfend wurde den Ländern des Nordens auf-
grund ihrer Verantwortung für viele Umweltfragen und sozioökonomische 
Probleme die Hauptlast bei deren Lösung zugewiesen. Der sogenannte 
„Brandt-Report“ (1980) und der darauf folgende „Palme-Report“ (1983) – bei-
de Berichte sind Ergebnisse der Arbeiten der Nord-Süd-Kommission der Ver-
einten Nationen – zählen zu den ersten internationalen Dokumenten, die diese 
Thematik ausführlicher behandelten. 1982 fand in Nairobi die Nachfolgekonfe-
renz zur Umweltkonferenz von Stockholm statt, auf der eine neue langfristige 
Strategie für Umwelt und Entwicklung gefordert wurde. 

3.3 Brundtland-Kommission 

3.3.1 Aufgaben der Kommission 

Die Vereinten Nationen haben 1983 eine Sonderkommission eingesetzt, die 
„Weltkommission für Umwelt und Entwicklung“ unter der Leitung der norwe-
gischen Ministerpräsidentin Gro Harlem Brundtland. Sie wurde daher auch 
„Brundtland-Kommission“ genannt. 

Die Kommission hatte folgende Aufträge: 

■ Analyse von umwelt- und entwicklungspolitischen Problemstellungen, 

■ Formulierung wirklichkeitsnaher Lösungsvorschläge, 

■ Erarbeiten von Vorschlägen für neue Formen der internationalen Zu-
sammenarbeit, 

■ Herbeiführen von Verständnis und Bereitschaft zum Handeln bei Per-
sonen, Organisationen, Unternehmen und Regierungen. 

Die aus Politikern und Wissenschaftlern zusammengesetzte Kommission war 
hierbei bemüht, konsensfähige Handlungsempfehlungen zu erarbeiten. 

3.3.2 Problemanalyse 

Mit der Veröffentlichung ihres Abschlussberichts „Our Common Future“ 
(Hauff 1987) wurde der Begriff „Sustainable Development“ von einer größeren 
Öffentlichkeit als bislang wahrgenommen. Dieser Bericht fußte zum einen auf 
einer Analyse der globalen Probleme, zum anderen stellte er entsprechend Lö-
sungsmöglichkeiten vor. In dem Bericht werden drei globale Problembereiche 
benannt:  
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■ der Raubbau an den natürlichen Lebensgrundlagen, 

■ die wachsende Ungleichheit und Armut, 

■ die Bedrohung von Frieden und Sicherheit. 

Der Bericht geht in seiner Problemanalyse von der bereits bei der ersten Um-
weltkonferenz in Stockholm gewonnenen Erkenntnis aus, dass Umwelt-, Wirt-
schafts- und soziale Aspekte sich gegenseitig bedingen und beeinflussen. Dies 
wird anhand verschiedener Beispiele ausgeführt: 

■ Armut ist eine der hauptsächlichen Ursachen und zugleich eine der 
hauptsächlichen Folgen von Umweltproblemen. 

■ Umweltprobleme sind eine Folge der wirtschaftlichen Entwicklung, 
z. B. durch übermäßige Ressourcennutzung, durch die Emission von 
Schadstoffen oder die Produktion von Industrieabfällen. 

■ Zur wirtschaftlichen Entwicklung ist die Erhaltung der natürlichen 
Rohstoffe notwendig. 

■ Hunger ist ein wirtschaftliches Problem und ein Problem der ungleichen 
globalen Verteilung von Nahrungsmitteln. 

Drei Grundprinzipien waren für die Brundtland-Kommission entscheidend in 
der Problemanalyse und den Handlungsempfehlungen: die globale Perspektive, 
die Verknüpfung von Umwelt- und Entwicklungsaspekten und die Realisierung 
von Gerechtigkeit. Bei der Gerechtigkeit werden zwei Perspektiven unterschie-
den: 

■ die intergenerationelle Perspektive, verstanden als Verantwortung für 
künftige Generationen, und 

■ die intragenerationelle Perspektive im Sinne von Verantwortung für die 
heute lebenden Menschen, v. a. für die armen Staaten, und als Ausgleich 
innerhalb der Staaten. 

Die Realisierung nachhaltiger Entwicklung enthält daher aus Sicht der Kom-
mission drei ethisch motivierte Grundforderungen: Bewahrung der Umwelt, 
Herstellung sozialer Gerechtigkeit und Gewährleistung von politischer Partizi-
pation. 

3.3.3 Begrifflichkeit 

Von der Brundtland-Kommission stammt die bekannteste Definition von „Sus-
tainable Development“, wonach eine „Entwicklung, die die Bedürfnisse der 
heutigen Generationen befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generatio-
nen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können“ (Hauff 1987: 46) als 
nachhaltig zu verstehen ist. In der englischsprachigen Fassung des Berichts 
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heißt es: „To make development sustainable – to ensure that it meets the needs 
of the present without compromising the ability of future generations to meet 
their own needs“ (WCED 1987: 8). Nachhaltige Entwicklung ist als ein Pro-
zess zu verstehen, der zum Ziel hat, den Zustand von Nachhaltigkeit anzustre-
ben. Dieser wäre dann erreicht, 

wenn die gesamte Weltbevölkerung ihre Bedürfnisse und ihren 

Wunsch nach einem besseren Leben befriedigen könnte und zugleich 

gesichert wäre, dass dies auch für die künftige Generationen der Fall 

sein wird. Eine nachhaltige Entwicklung wiederum wäre eine Ent-

wicklung, die diesen Zustand anstrebt und ihn nach Erreichen auf 

Dauer sichert. (Di Giulio 2003: 47) 

Somit sind die Entwicklung und sämtliche diese Entwicklung unterstützenden 
Prozesse und Maßnahmen dann nachhaltig, wenn sie an den Zielen der Nach-
haltigkeit orientiert sind. 

Als Ziele der Umwelt- und Entwicklungspolitik zur Erreichung des Zustandes 
von „Nachhaltigkeit“ werden im Brundtland-Bericht genannt (Hauff 1987): 
Belebung des Wachstums, Veränderung der Wachstumsqualität, Befriedigung 
der Grundbedürfnisse nach Arbeit, Nahrung, Energie, Wasser und Hygiene, 
Sicherung dauerhafter Bevölkerungszahlen, Erhaltung und Stärkung der Res-
sourcenbasis, Neuorientierung von Technologie und Handhabung von Risiken 
sowie Verbindung von Umwelt und Wirtschaft in Entscheidungsprozessen. 

Der Brundtland-Bericht ist nicht unumstritten, vielmehr hat er auch heftige 
Einwände erfahren. Obwohl die Forderung nach höheren wirtschaftlichen 
Wachstumsraten mit der Forderung nach einem umweltverträglichen Wachs-
tum verknüpft wurde, wird dieser Aspekt am intensivsten kritisiert. Außerdem 
wird beanstandet, dass das Bevölkerungswachstum als wesentlicher Grund für 
eine nicht-nachhaltige Entwicklung gesehen wird. Dadurch findet nach Auffas-
sung der Kritiker eine Problemverschiebung von den Ländern des Nordens zu 
den Ländern des Südens statt. Zudem wird die nach allen Seiten konsensfähige, 
aber eben auch sehr oberflächliche Definition des Begriffes „Sustainable Deve-
lopment“ kritisiert. Dadurch, so der Einwand, wurden vielfältige Interpreta-
tions- und Umsetzungsmöglichkeiten eröffnet, die je nach Akteursinteresse zu 
sehr unterschiedlichen Positionen und Verständnissen führen können. Dennoch 
kommt dem Bericht trotz aller Kritik nach weit verbreiteter Auffassung vor 
allem das Verdienst zu, die Idee der Nachhaltigkeit erstmals einer breiteren 
Öffentlichkeit als globales Entwicklungsleitbild näher gebracht zu haben. 
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3.4 UNCED-Konferenz von Rio de Janeiro 

3.4.1 Deklarationen und Konventionen 

Der Bericht der Brundtland-Kommission hatte auf dringenden Handlungsbe-
darf für die internationale Völkergemeinschaft hingewiesen. Die in diesem 
Bericht erhobenen Forderungen und Vorschläge mussten nun in internationale 
Vereinbarungen und Konventionen umgesetzt werden, um wirksam zu werden. 
Als Weg wählten die Vereinten Nationen hierfür die Form einer Konferenz, die 
genau 20 Jahre nach der ersten weltweiten Umweltkonferenz stattfinden sollte. 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschloss 1989, die „United 
Nations Conference on Environment and Development“ (UNCED) 1992 in Rio 
de Janeiro durchzuführen. 

Die UNCED-Konferenz wurde über mehrere Jahre vorbereitet, u. a. durch ein 
eigens dafür gegründetes Sekretariat in London, durch Berichte aus über 120 
Ländern und durch Expertenarbeitsgruppen aus verschiedenen UN-Gremien. 
An der UNCED nahmen insgesamt rund 10.000 Delegierte, davon über 100 
Staats- und Regierungschefs aus 178 Staaten teil. Dies war die bislang größte 
multilaterale Konferenz, sie wird daher auch als „Weltgipfel“ oder „Erdgipfel“ 
bezeichnet. 

Bis zur Rio-Konferenz und der Verabschiedung wichtiger Dokumente war es 
ein langer Weg, auf dem zwischen den beteiligten Regierungen teilweise heftig 
gerungen wurde. Am Ende der Konferenz sollten schließlich Ergebnisse ste-
hen, die das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung von Empfehlungen einer un-
abhängigen Kommission zu politisch und rechtlich verbindlichen Handlungs-
vorgaben weiterentwickeln sollten. Nicht nur umweltpolitische Probleme wa-
ren Gegenstand der Konferenz; vielmehr sollten auch die drängenden globalen 
Entwicklungsprobleme im umweltpolitischen Zusammenhang behandelt wer-
den. Das Ziel bestand u. a. darin, die Weichen für eine weltweite nachhaltige 
Entwicklung zu stellen. Dabei war insbesondere die Abhängigkeit des Men-
schen von seiner Umwelt und die Rückkopplung weltweiter Umweltverände-
rungen auf sein Verhalten bzw. seine Handlungsmöglichkeiten zu berücksich-
tigen. Schlussendlich wurden auf der Rio-Konferenz fünf „Dokumente“ verab-
schiedet: 

■ Regenwalddeklaration, die auf die ökologische Bewirtschaftung und 
den Schutz der Regenwälder zielt; 

■ Klimaschutz-Konvention, in der sich die Staaten verpflichten, die 
Emissionen von Treibhausgasen weltweit auf den Stand von 1990 zu 
reduzieren; 

■ Biodiversitäts-Konvention, die Schritte gegen die Abnahme der Arten-
vielfalt (Biodiversität) völkerrechtlich bindend festlegt; 
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■ Deklaration von Rio über Umwelt und Entwicklung und 

■ Agenda 21. 

Die Deklaration von Rio über Umwelt und Entwicklung macht deutlich, dass 
ein wirtschaftlicher Fortschritt langfristig einzig und allein in Verbindung mit 
Umweltschutz möglich ist. Dies könne nur erreicht werden, wenn die Staaten 
weltweit eine neue und gerechte Partnerschaft unter Beteiligung der Regierun-
gen, der Bevölkerung und der wichtigen Gruppen der Gesellschaften eingehen. 
Hierzu müssen die Staaten internationale Vereinbarungen zum Schutz der 
Umwelt und des Entwicklungssystems treffen. Dabei darf die Umweltpolitik 
jedoch nicht in ungerechtfertigter Weise zu Einschränkungen des internationa-
len Handelns missbraucht werden. In den Grundsätzen der Rio-Deklaration 
wurde u. a. erstmals die Idee der nachhaltigen Entwicklung (Sustainable Deve-
lopment) verankert. Weiter wurden das Vorsorge- und das Verursacherprinzip 
als Leitprinzipien anerkannt. So heißt es z. B. in Grundsatz 15 der Deklaration: 

Zum Schutz der Umwelt wenden die Staaten im Rahmen ihrer Mög-

lichkeiten weitgehend den Vorsorgegrundsatz an. Drohen schwerwie-

gende oder bleibende Schäden, so darf ein Mangel an vollständiger 

wissenschaftlicher Gewissheit kein Grund dafür sein, kostenwirksame 

Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltverschlechterungen aufzu-

schieben. (Rio-Deklaration 1992) 

Den Staaten wird das souveräne Recht über ihre Ressourcen zugestanden. Sie 
sind aber auch zu umweltschonendem Verhalten verpflichtet. Als unerlässliche 
Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung werden u. a. genannt: die 
Bekämpfung der Armut, eine angemessene Bevölkerungspolitik, die Verringe-
rung nicht nachhaltiger Konsum- und Produktionsweisen, die umfassende Ein-
beziehung der Bevölkerung in politische Entscheidungsprozesse. Die Rechte 
der Menschen, die heute leben, werden ebenso in den Mittelpunkt gerückt wie 
die Rechte der zukünftigen Generationen. 

3.4.2 Agenda 21 

Auf der Rio-Konferenz wurde ein weltweites Aktionsprogramm, die Agenda 
21, verabschiedet, in dem detaillierte Handlungsmöglichkeiten beschrieben 
werden, um einer weiteren Verschlechterung der Situation des Menschen und 
der Umwelt entgegenzuwirken und eine nachhaltige Nutzung der natürlichen 
Ressourcen sicherzustellen (BMU o. J.). Hinsichtlich der Beziehungen zwi-
schen den Staaten wird eine Neuorientierung zu einer globalen Partnerschaft 
gefordert. Diese beruht auf gemeinsamen Interessen, wechselseitigen Abhän-
gigkeiten und wiederum gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortlichkei-
ten. Sowohl die Länder des Nordens als auch diejenigen des Südens müssen 
entsprechend ihren Verantwortlichkeiten und ihren Ressourcen den Willen und 
die Mittel aufbringen, um die natürlichen Lebensgrundlagen zu bewahren und 
die Grundbedürfnisse der Menschen zu befriedigen. 
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Die Agenda 21 umfasst insgesamt 40 Kapitel, in denen alle relevanten Politik-
bereiche und Handlungsmaßnahmen angesprochen werden. Sie ist thematisch 
in vier Bereiche unterteilt: 

■ Teil I: Soziale und wirtschaftliche Dimensionen 

■ Teil II: Erhaltung und Bewirtschaftung der Ressourcen für die Entwick-
lung 

■ Teil III: Stärkung der Rolle wichtiger Gruppen 

■ Teil IV: Möglichkeiten der Umsetzung 

In Teil I werden primär die Zusammenhänge zwischen Umwelt, Entwicklung 
und Handel, die besondere Problemlage der Länder des Südens, z. B. Fragen 
der Armutsbekämpfung und der Auslandsverschuldung, die Bedeutung der 
nicht-nachhaltigen Konsumgewohnheiten insbesondere in den Ländern des 
Nordens sowie die Bevölkerungsdynamik, Gesundheit und Siedlungsentwick-
lung thematisiert. Teil II widmet sich den ökologieorientierten Themen (z. B. 
Schutz der Erdatmosphäre, Bekämpfung der Entwaldung, Erhalt der biologi-
schen Vielfalt) und der Frage, wie natürliche Ressourcen erhalten und nachhal-
tig bewirtschaftet werden können. Teil III umfasst die partizipativen Aspekte in 
der Agenda. So wird bestimmten gesellschaftlichen Gruppen eine besondere 
Rolle im Prozess einer nachhaltigen Entwicklung zugewiesen und eine Stär-
kung dieser Gruppen eingefordert. Explizit geht es dabei um folgende wichtige 
Gruppen: Frauen, Kinder und Jugendliche, indigene Bevölkerungen, nichtstaat-
liche Organisationen, Kommunen, Arbeitnehmer und Gewerkschaften, die Pri-
vatwirtschaft, Wissenschaft und Technik sowie die Bauern. Teil IV behandelt 
Fragen der Umsetzung, u. a. werden Fragen der Finanzierung und die Rolle der 
Wissenschaft und der Bildungssysteme diskutiert. 

Nach der Agenda 21 sind es in erster Linie die Regierungen der einzelnen Staa-
ten, die auf nationaler Ebene die Umsetzung der nachhaltigen Entwicklung 
planen und dabei Strategien, nationale Umweltpläne und nationalen Aktions-
pläne verabschieden sollen. Dabei sind auch regierungsunabhängige Organisa-
tionen und andere Institutionen zu beteiligen. Die nachhaltige Entwicklung soll 
auf allen Ebenen umgesetzt werden, wobei insbesondere auch eine Verände-
rung der Konsum- und Lebensstile der Menschen erreicht werden soll. Aus 
diesem Grund wird eine breite Beteiligung der Öffentlichkeit bzw. der Bevöl-
kerung gefordert. Eine besondere Rolle und Verantwortung kommt hier auch 
den Kommunalverwaltungen zu, die für ihren Bereich die Umsetzung der Lo-
kalen Agenda 21 im Konsens mit ihren Bürgern herstellen soll (vgl. Kapitel 
5.4).  
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3.4.3 Bewertung der Ergebnisse 

Die Ergebnisse der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung blieben für 
manche gesellschaftlich wichtigen Gruppen hinter den Erwartungen zurück. 
Besonders von der Umweltbewegung sowie von Entwicklungs-Nichtregie-
rungsorganisationen wurde in Bezug auf die Agenda 21 kritisiert, dass sie u. a. 
auf eine Stützung des Bestehenden abziele, herrschaftsfixiert und marktorien-
tiert sei und der Wirtschaft eine zu große Rolle beimesse (vgl. Bergstedt 2002). 
Des Weiteren wird die in vielen Bereichen als zu unverbindlich angesehene 
Formulierung von Zielen und Handlungsanweisungen bemängelt. Durch die 
teilweise stark divergierenden Interessen der teilnehmenden Länder bzw. Län-
dergruppen kam es, wie in den Konferenzen zuvor, zu vielen Kompromissen, 
um für alle, zustimmungsfähige Dokumente zu erhalten. Insbesondere bei den 
rechtsverbindlichen Konventionen zum Klimaschutz und dem Erhalt der Ar-
tenvielfalt wurden v. a. durch die USA feste Zeitpläne und Fristen verhindert. 
Die Agenda 21 und die Rio-Deklaration besitzen keine völkerrechtliche Ver-
bindlichkeit, jedoch aufgrund der Unterzeichnung durch 179 Staaten eine rela-
tiv starke politisch verpflichtende Ausstrahlung. 

Gerade weil es jedoch gelungen ist, trotz der sehr unterschiedlichen Interessen 
der Länder einstimmig beschlossene Dokumente zu verabschieden und einen 
internationalen Prozess in Gang zu bringen, wird die Konferenz von Rio als die 
erste und bedeutendste Konferenz für eine nachhaltige Entwicklung angesehen. 
Ein wichtiges Novum dieser Konferenz war auch das offensive und öffentlich-
keitswirksame Auftreten der Nichtregierungsorganisationen (Non-Governmen-
tal Organizations, NGOs). In den nachfolgenden internationalen Konferenzen 
setzte sich diese Entwicklung fort, sodass die NGOs inzwischen neben den 
internationalen und den nationalen Akteuren einen eigenständigen Platz gefun-
den haben. 

3.5 Von Rio bis Rio+20 

3.5.1 Folgeaktivitäten der Vereinten Nationen 

Eine wichtige Konsequenz der Rio-Konferenz war in institutioneller Hinsicht 
die Einrichtung der Commission on Sustainable Development (CSD) auf Ebe-
ne der Vereinten Nationen. Diese Kommission setzt sich aus Vertretern von 53 
Staaten zusammen, die nach einem bestimmten geografischen Verteilungs-
schlüssel aus dem Kreis der UN-Mitgliedsstaaten für jeweils drei Jahre ausge-
wählt werden. Die CSD hat folgende Aufgaben: 

■ Beobachtung der Fortschritte bei der Umsetzung der Rio-Deklaration, 
der Agenda 21 und der Wald-Erklärung, 
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■ Begleitung des Folgeprozesses der UNCED-Konferenz (Rio-Nachfol-
ge-Prozess) in Richtung auf eine nachhaltige Entwicklung, 

■ Verstärkung des Dialogs und der Partnerschaft zwischen den Regierun-
gen der verschiedenen Länder und der internationalen Staatengemein-
schaft, 

■ Unterstützung der in der Agenda 21 als Schlüsselakteure identifizierten 
Gruppen in ihren Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung. 

Der CSD geht es schließlich um die Beobachtung, die Förderung und die Eva-
luierung der Prozesse für eine nachhaltige Entwicklung in den einzelnen Staa-
ten. Zur Konkretisierung des Monitorings wurde ein Arbeitsprogramm verab-
schiedet, das sich mit der Entwicklung und Erprobung von Indikatoren zu den 
verschiedenen Themen der Agenda 21 befasste. 

Mitte der 1990er Jahre sind im Zuge des Rio-Nachfolge-Prozesses verschiede-
ne UN-Konferenzen durchgeführt worden, die sich auf die UNCED-Konferenz 
und vor allem auf die Agenda 21 beriefen und deren Empfehlungen zu konkre-
tisieren versuchten. Zu erwähnen sind 

■ Weltbevölkerungskonferenz in Kairo 1994, 

■ Weltsozialgipfel in Kopenhagen 1994, 

■ Weltklimagipfel in Berlin 1995, 

■ Weltfrauenkonferenz in Peking 1995, 

■ Weltsiedlungskonferenz Habitat II in Istanbul 1996. 

Im Juni 1997 fand fünf Jahre nach der UNCED in New York die Sondertagung 
„Earth Summit +5“, im Deutschen als „Rio+5“-Konferenz bezeichnet, statt. 
Durch sie erfolgte eine erste Beurteilung und Bewertung zur Umsetzung der 
Agenda 21. Dabei wurde deutlich, dass die Fortsetzung der bisherigen Ent-
wicklungsmuster nicht zu einer nachhaltigen Entwicklung führen wird. Zur 
Umkehrung der negativen Trends wurden drei zentrale Punkte gefordert:  

■ Investitionen in den Menschen, in seine Bildung und seine Gesundheit,  

■ eine Förderung effizienter Technologien sowohl über staatliche Regu-
lierungsmechanismen als auch über wirtschaftliche Anreize, 

■ eine Reformierung des Preissystems, um umweltschädliche Produkti-
ons- und Konsummuster zu vermeiden. 

Die Delegierten dieser Konferenz verabschiedeten ein Abschlussdokument 
(Programme for the Implementation of Agenda 21), in dem sie die Beschlüsse 
von Rio noch einmal bekräftigten und die bei der Rio-Konferenz 1992 begrün-
dete „globale Partnerschaft“ erneuerten. Dass weder weiterführende Ziele for-
muliert noch globale Arbeitsprogramme im Einzelnen beschlossen wurden, lag 
vor allem daran, dass sich die Länder des Südens und des Nordens nicht dar-
über verständigen konnten, wie eine nachhaltige Entwicklung weltweit zu  
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finanzieren ist. Insbesondere konnte man sich nicht darauf einigen, den Nega-
tivtrend bei der öffentlichen Entwicklungshilfe bis zum Jahre 2000 umzukeh-
ren, wie es von den Vertretern der Länder des Südens gefordert wurde. 

3.5.2 World Summit on Sustainable Development (WSSD) in Johannesburg 

Zehn Jahre nach der UNCED-Konferenz in Rio fand im Spätsommer 2002 in 
Johannesburg der Weltgipfel für eine nachhaltige Entwicklung statt. Der Welt-
gipfel wurde von der CSD unter Beteiligung von Vertretern der Nichtregie-
rungsorganisationen vorbereitet. Insgesamt waren über 20.000 Personen wäh-
rend der Konferenz anwesend, womit sie nach Rio die größte UN-Konferenz 
war. Im Vordergrund des Johannesburg-Gipfels standen Entscheidungen zu 
den Themen Globalisierung und nachhaltige Entwicklung, Armutsbekämpfung 
und Umwelt, Energiepolitik und Wasserwirtschaft, Ressourcenschutz und  
-effizienz sowie nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster. Am Ende der 
Konferenz wurde eine politische Erklärung der Staats- und Regierungschefs 
verabschiedet („Johannesburg Declaration on Sustainable Development“), die 
sich auf den Geist der UN-Konferenzen von Stockholm und Rio beruft und 
sich zum Ziel einer nachhaltigen Entwicklung bekennt. Außerdem wurde ein 
Aktionsplan („Plan of Implementation“) zur weiteren Verbesserung der Durch-
setzung nachhaltiger Entwicklung ausgearbeitet, der wichtige Leitziele für die-
se festlegt (Vereinte Nationen 2002a). 

Neben den politischen Erklärungen und dem Aktionsplan, welche auf multila-
teraler Ebene ausgehandelt werden und in der Fachsprache „Type I outcomes“ 
genannt werden, kann der Weltgipfel als weiteres Ergebnis die sogenannten 
„freiwilligen Partnerschaften und Initiativen für nachhaltige Entwicklung“ oder 
auch „Type II outcomes“ aufweisen. Es handelt sich hierbei um Initiativen, die 
dazu dienen sollen, einzelne Beschlüsse konkret umzusetzen. Alle Initiativen 
müssen von der Konzeption bis zur Durchführung bestimmten bereits festge-
legten Grundsätzen („Bali Guidelines“) entsprechen. Bei den Akteuren dieser 
Partnerschaften kann es sich um Staaten, Staatengruppen, internationale Orga-
nisationen und/oder gesellschaftliche Gruppen sowie die Privatwirtschaft han-
deln. Diese Partnerschaften und Initiativen ergänzen die multilateralen Verein-
barungen. Die UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) soll das 
Verfahren und die Erfolgskontrolle für die „Type-II-Initiativen“ entwickeln. 

Auf dem UN-Weltgipfel in Johannesburg im September 2002 wurde die Rolle 
der Bildung als Bestandteil der Nachhaltigkeitsentwicklung unterstrichen. Die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen hat die Empfehlung der Konfe-
renz aufgenommen und rief für die Zeit von 2005 - 2014 eine Weltdekade zur 
„Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“ aus, die von der UNESCO koordi-
niert wird (vgl. Kapitel 6).  

Die Konferenz von Johannesburg fand anders als die Vorgängerkonferenz in 
Rio unter eher nüchternen Rahmenbedingungen statt. In Rio nährte das Ende 
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des Kalten Krieges und der Blockgegensätze die Hoffnung auf eine „Friedens-
dividende“ und einen weltpolitischen Aufbruch. Zehn Jahre danach zeigte sich, 
dass die globalen Probleme der Umweltzerstörung und der Armut nicht gerin-
ger geworden waren und in manchen Bereichen sogar Verschlechterungen 
stattgefunden hatten (vgl. Teichert & Wilhelmy 2002). Zudem haben sich Län-
der wie die USA noch deutlicher als in Rio aus internationalen Politikprozes-
sen zurückgezogen und entsprechende Diskussionen und Beschlussfassungen 
gebremst oder sogar blockiert. 

Vor diesem Hintergrund waren bei vielen Beobachtern aus den NGOs wie auch 
aus den staatlichen Organisationen die Erwartungen im Vorfeld entsprechend 
zurückhaltend. Eine Stärkung der institutionellen Rahmenbedingungen im in-
ternationalen Nachhaltigkeitsprozess gelang nicht: Das Ziel, die UNEP zu einer 
eigenständigen Umweltorganisation der Vereinten Nationen aufzuwerten, 
konnte nicht durchgesetzt werden. Ebenso wurde die von der EU geforderte 
Weltkommission „Nachhaltigkeit und Globalisierung“ nicht eingerichtet. Ins-
gesamt ist es nicht gelungen, „ökologische und soziale Prinzipien auf der UN-
Ebene völkerrechtlich zu verankern“ und damit „ein notwendiges Gegenge-
wicht zu einer starken internationalen Institution wie der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) mit ihrer Liberalisierungsdoktrin“ zu bilden (Unmüßig 2003: 15). 
Im Gegenteil: Es konnte gerade noch eine Formulierung verhindert werden, die 
eine Dominanz der WTO über die Umwelt- und Sozialabkommen der UNO 
festgeschrieben hätte (vgl. Unmüßig 2003: 15). 

Die positiven Einschätzungen beziehen sich u. a. auf folgende Punkte: Trotz 
starken Gegenwinds einiger Länder (v. a. USA, Japan) und Ländergruppen (wie 
der OPEC) konnte eine Spaltung der Staatengemeinschaft (insbesondere der 
großen Mitte) verhindert werden. Die Verantwortung der Einzelstaaten wurde 
im Umsetzungsplan betont. Nationale Nachhaltigkeitsstrategien und entspre-
chend institutionelle Rahmenbedingungen (z. B. Nachhaltigkeitsräte) sollen 
geschaffen werden. Mit der Unternehmensverantwortung (corporate responsi-
bility) wurde ein gegenüber der Rio-Konferenz und den dort verabschiedeten 
Dokumenten neuer Bereich angesprochen. Die Staaten sollen Rahmenbedin-
gungen für freiwillige Vereinbarungen schaffen und die Unternehmen dazu 
ermutigen, diese aufzugreifen. Es geht dabei um die Verbreitung von Dialog- 
und Management-Initiativen. Insgesamt wird die weitere Bewertung der Jo-
hannesburg-Konferenz abhängig sein vom Implementierungsprozess und den 
weiteren nationalen Anstrengungen. Entscheidend ist, dass die Zielvereinba-
rungen von Johannesburg und „der zurückliegenden Weltkonferenzen konse-
quent abgearbeitet werden“ (Teichert & Wilhelmy 2002: 50).  
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3.5.3 Rio +20 und Green Economy 

Zwanzig Jahre nach dem Weltgipfel 1992 in Rio de Janeiro fand die dritte 
Nachfolgekonferenz „Rio +20“ (20.06. - 22.06.2012) erneut in der brasiliani-
schen Metropole statt. Dieser UN-Gipfel zu nachhaltiger Entwicklung drehte 
sich vor allem um das Thema „Green Economy“, eine Wirtschaft basierend auf 
nachhaltiger Entwicklung und Armutsbekämpfung. Dies würde einen Paradig-
menwechsel und eine Transformation zu einer nachhaltigeren Wirtschaftswei-
se, welche u. a. ein gesundes Maß an Wachstum und eine Verringerung des 
Ressourcenverbrauchs und Bewahrung der Lebensgrundlagen beinhaltet, be-
deuten.  

Im schon während der Vorbereitungen ausgehandelten Abschlussdokument 
„The Future We Want“ sind weitere zentrale Themen: 

■ Die Erstmalige Bestätigung des Rechts auf sicheres Trinkwasser und 
Sanitärversorgung auf dieser politischen Ebene. 

■ Die Bedeutung der Biodiversität für die soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung.  

■ Die Bedeutung des Waldschutzes und des Walderhalts wie auch der 
Wiederaufforstung als wichtige Bestandteile einer nachhaltigen Ent-
wicklung. Damit wird auch die Verbindung zwischen Biodiversitäts-
schutz einerseits und Klimaschutz andererseits unterstrichen.  

■ Die Ausarbeitung eines "international instrument under the United Na-
tions Convention on the Law of the Sea" für Schutzgebiete der Bio-
diversität in den Meeren.  

Außerdem hervorzuhebende Themen waren der Kampf gegen Armut, die An-
erkennung und Bestätigung der Rio Richtlinien und bereits bestehender Um-
welt-/Nachhaltigkeitsstrategien, die Erhebung des UN-Umweltprogramms 
(UNEP) zu einer vollwertigen UN-Agentur und ein Programm für nachhaltigen 
Konsum und Produktion. Daneben ist positiv anzuerkennen, dass wesentliche 
übergreifende Themen im Text des Abschlussdokuments verankert werden 
konnten, wie z. B. Menschenrechte, Genderfragen und Rechte indigener Völ-
ker.  

Zudem wurde auf der Konferenz beschlossen, universell gültige Nachhaltig-
keitsziele (Sustainable Development Goals, SDGs) bis 2014 auszuarbeiten, 
deren Umsetzung sollen die Staaten dann mit Indikatoren und Berichten doku-
mentieren (vgl. BMU 2012). 

Der Gipfel und die dort getroffenen Vereinbarungen wurden jedoch größten-
teils mit sehr viel Kritik aufgenommen. Umweltorganisationen sahen die Er-
gebnisse als mangelhaft an, da kaum konkrete Regelungen, dafür viele unver-
bindliche Absichtserklärungen ausgehandelt wurden. Selbst Angela Merkel 
kritisierte, dass es zwar Schritte in die richtige Richtung gegeben habe, das 
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Abschlussdokument aber nicht ausreichend sei um die großen Herausforderun-
gen anzugehen. Das Ergebnis dieser Konferenz war insofern nicht viel mehr als 
ein Bekenntnis zu alten und lange beschlossenen Zielen (vgl. Rat für eine 
nachhaltige Entwicklung 2012). 

3.6 Die Millennium-Entwicklungsziele der Vereinten Nationen 

Bereits seit 1961 stellen die Vereinten Nationen jedes Jahrzehnt Zielvorgaben 
für die gewünschte Weiterentwicklung der Länder des Südens auf. In den ers-
ten drei Entwicklungsdekaden von 1960 bis 1990 lag der Schwerpunkt dabei 
hauptsächlich auf wirtschaftlichem Wachstum. 

1990 zeigte der erste Bericht des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nati-
onen (vgl. UNDP 1990) allerdings, dass Wirtschaftswachstum nicht automa-
tisch auch Verbesserungen in Bereichen wie Bildung und Gesundheit mit sich 
bringt. Ausgelöst durch den Diskurs zur Nachhaltigkeit wurde ein Paradig-
menwechsel in Gang gesetzt: Das wirtschaftliche Wachstum mit festgeschrie-
benen jährlichen zu erreichenden Wachstumsraten stand nicht mehr im Vor-
dergrund. Vielmehr sollten neue Ansätze wie Entwicklungspartnerschaften die 
Lebenssituation der Menschen des Südens in allen ihren Lebensbereichen ver-
bessern. 

Vom 6. bis 8. September 2000 fand in New York die 55. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen statt. Auf dieser als „Millenniums-Gipfel“ bekannten 
Zusammenkunft haben die damals 189 Mitgliedsstaaten beschlossen, „keine 
Mühen [zu] scheuen, um unsere Mitmenschen – Männer, Frauen und Kinder – 
aus den erbärmlichen und entmenschlichenden Lebensbedingungen der extre-
men Armut zu befreien“ (Vereinte Nationen 2000). Die Millenniumserklärung 
der Vereinten Nationen verbindet wesentliche Forderungen der großen UN-
Konferenzen der 1990er Jahre zu einem Gesamtpaket und stellt eine Neuorien-
tierung in der Entwicklungspolitik dar. Wirtschaftliches Wachstum allein kann 
die Probleme des globalen Wandels nicht lösen. Vielmehr müssen die Wech-
selwirkungen zwischen den Problemen ganzheitlich betrachtet und von den 
Menschen gemeinsam angegangen werden. 

Die Millenniumserklärung enthält vier programmatische Handlungsschwer-
punkte (vgl. Vereinte Nationen 2000): 

■ Frieden, Sicherheit und Abrüstung, 

■ Entwicklung und Armutsbekämpfung, 

■ Schutz der gemeinsamen Umwelt, 

■ Menschenrechte, Demokratie und gute Regierungsführung. 
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Die Millennium-Entwicklungsziele 

Aus der Erklärung wurden im Jahr 2001 acht internationale Entwicklungsziele, die Millennium-

Entwicklungsziele (Millennium Development Goals, MDG) abgeleitet. Sie sollen bis zum Jahr 2015 

erreicht werden: 

■ MDG 1: Verminderung von extremer Armut und Hunger  

Der Anteil der Menschen, die über weniger als 1 US-Dollar pro Tag verfügen, soll halbiert 

werden. Der Anteil der Menschen, die Hunger leiden, soll halbiert werden. 

■ MDG 2: Grundschulbildung für alle Kinder  

Für die Kinder in der ganzen Welt, Jungen wie Mädchen, muss sichergestellt werden, dass 

sie eine Grundschulausbildung vollständig abschließen können. 

■ MDG 3: Gleichstellung und stärkere Beteiligung von Frauen  

Die Ungleichbehandlung von Mädchen und Jungen soll auf sämtlichen Bildungsebenen be-

seitigt werden. 

■ MDG 4: Senkung der Kindersterblichkeit  

Die Sterblichkeit der Kinder unter 5 Jahren soll um zwei Drittel gesenkt werden. 

■ MDG 5: Die Gesundheit von Müttern verbessern  

Die Müttersterblichkeit soll um drei Viertel gesenkt werden. 

■ MDG 6: Bekämpfung von HIV, Aids, Malaria und anderen Krankheiten  

Die Ausbreitung von HIV und Aids soll zum Stillstand gebracht und zum Rückzug gezwun-

gen werden.  

Der Ausbruch von Malaria und anderen Krankheiten soll unterbunden werden. 

■ MDG 7: Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit  

Die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung sollen in die nationale Politik übernommen 

werden. Dem Verlust von Umweltressourcen soll Einhalt geboten werden.  

Die Zahl der Menschen, die über keinen nachhaltigen Zugang zu gesundem Trinkwasser und 

sanitären Einrichtungen verfügen, soll um die Hälfte gesenkt werden. 

Bis zum Jahr 2020 sollen wesentliche Verbesserungen der Lebensbedingungen von zumin-

dest 100 Millionen Slumbewohnern erzielt werden. 

■ MDG 8: Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft  

Den besonderen Bedürfnissen der am wenigsten entwickelten Länder, Binnen- und kleinen 

Inselentwicklungsländer soll Rechnung getragen werden. 

Ein offenes, regelgestütztes, berechenbares und nicht diskriminierendes Handels- und Fi-

nanzsystem soll entwickelt werden.  

Die Schuldenprobleme der Entwicklungsländer sollen umfassend angegangen werden.  

In Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern sollen Strategien zur Beschaffung men-

schenwürdiger und produktiver Arbeit für junge Menschen erarbeitet und umgesetzt werden. 

Seit der Gründung der Vereinten Nationen wurden zahlreiche Aktionspläne zur 
Armutsbekämpfung umgesetzt. Mit den Millenniumsentwicklungszielen soll 
nicht allein die Armut reduziert, sondern die Lebensumstände der Menschen 
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im Süden verbessert werden. Die Gleichstellung und stärkere Beteiligung von 
Frauen ist nur ein Beispiel dafür. In einem weiteren Punkt unterscheiden sich 
die MDGs von allen bisherigen Aktionsplänen: Sie setzen zum ersten Mal kon-
krete Zielmarken, an denen sich der Erfolg messen lassen kann. 

Die Zwischenbilanz war jedoch ernüchternd: Der Umsetzungsbericht der Ver-
einten Nationen für das Jahr 2007 (vgl. United Nations 2007) kommt zu dem 
Schluss, dass große Fortschritte in einigen Staaten erzielt wurden, jedoch die 
Mehrheit der Länder des Südens die Ziele bis 2015 nicht erreichen werden. 
Besonders dramatisch ist die Lage in Subsahara-Afrika (vgl. Abbildung 10). 
Sollte sich das aktuelle Tempo der Umsetzung nicht beschleunigen, wird die 
Grundschulbildung für alle Kinder erst 2129 erreicht werden können. Das Ziel 
einer Senkung der Kindersterblichkeit um zwei Drittel erst im Jahr 2106. Für 
die Verminderung der extremen Armut und die Trinkwasserversorgung lassen 
sich noch keine Zeitpunkte nennen. Anders stellt sich die Situation in den Län-
dern Nordafrikas und Asiens dar. Hier werden die meisten Ziele bis 2015 er-
reicht werden können (vgl. UNDP 2004; United Nations 2007). 

Die Vereinten Nationen erarbeiten derzeit universelle Ziele nachhaltiger Ent-
wicklung (SDGs). Diese SDGs sollen ab 2016 für die gesamte Staatengemein-
schaft gelten und die bis dahin gültigen und für Entwicklungsländer formulier-
ten Millenniums-Entwicklungsziele ablösen. Der SDG-Prozess wurde 2012 
durch die Erklärung „The future we want“ initiiert; nach Beiträgen hochrangi-
ger Experten und nach vorbereitenden diplomatischen Verhandlungen steht 
nunmehr die endgültige Formulierung der SDGs bis zum Herbst 2015 an. Die 
SDGs identifizieren Menschheits-Herausforderungen in verschiedenen thema-
tisch abgegrenzten Handlungsfeldern, in der Tradition der Agenda 21 und der 
bislang weitgehend sektoral organisierten Politik auf nationaler und UN-Ebene. 
(http://www.un.org/en/sustainablefuture/; 
http://sustainabledevelopment.un.org/) 
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Abb. 10: Die Umsetzung der Millenniumsentwicklungsziele (Le Monde diplomatique 2006) 

Die Fortschritte bei der Umsetzung der MDGs sind weltweit sehr unterschied-
lich verteilt. Global betrachtet lassen sich die meisten Ziele umsetzen. Jedoch 
bedeutet das beispielsweise für die Halbierung der extremen Armut, dass die 
noch nicht erreichte Hälfte der Menschen weiter in extremer Armut leben 
muss. Einige NGOs und kritische Wissenschaftler/-innen beanstanden auch das 
technokratische Armutsverständnis sowie das verkürzte Entwicklungsverständ-
nis der MDGs. So dürfe es ihrer Meinung nach langfristig nicht vor allem um 
die Vergabe von Hilfe, sondern um die Gewährung von grundlegenden Men-
schenrechten für die Menschen im Süden gehen (zu einer kritischen Auseinan-
dersetzung mit den MDGs vgl. Kuhn & Rieckmann 2006). 

3.7 Nachhaltigkeits-Politik der Europäischen Union (EU) 

Der Rat der Europäischen Union ist das zentrale Beschluss fassende Gremium 
der EU. Ratsbeschlüsse stoßen häufig neue Prozesse und strategische Entwick-
lungen der EU an, die über Initiativen und Programme einzelner EU-Organe 
auch Eingang in die Sektorförderpolitiken der EU erhalten können. Im Hin-
blick auf die Entwicklung einer kohärenten Nachhaltigkeits-Politik stellen das 
5. und 6. Umweltaktionsprogramm, der „Cardiff-Prozess“ zur Berücksichti-
gung von Umweltbelangen in den Sektorpolitiken (vgl. KOM 2004) sowie die 
„Lissabon“-Strategie für Beschäftigung, Wirtschaftsreform und sozialen  

kritische Stimmen zu den 

Grundlagen der MDGs  
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Zusammenhalt noch heute wichtige Orientierungspunkte des vergangenen 
Jahrzehnts dar. 

Die Änderungen des Amsterdamer Vertrages aus dem Jahr 1997 sowie die 
Verabschiedung des Grundlagenvertrages (Vertrag von Lissabon) aus dem Jahr 
2007 erweitern das Primärrecht der EU nicht nur inhaltlich. Veränderte Ab-
stimmungsverfahren, wie die Einführung des Mehrheitsprinzips für Entschei-
dungen des Rates, lassen die Umsetzung einer an Nachhaltigkeit orientierten 
Politik der EU möglicher erscheinen. 

In den vergangenen Jahren hat die Zahl der Initiativen, Programme und Förder-
instrumente zugenommen, die eine an Nachhaltigkeit orientierte Politik der 
Europäischen Union unterstützen. Nachhaltigkeit ist heute als generelles Leit-
bild für alle Sektorpolitiken der EU bindend - grundsätzlich sollten damit alle 
Maßnahmen auf eine dauerhaft ausgewogene soziale, ökologische und ökono-
mische Entwicklung zielen. De facto bestehen jedoch noch immer Ungleich-
gewichte zwischen und innerhalb der Sektorpolitiken. Entscheidend ist heute 
vor allem die Politikintegration, d. h. die Ausgewogenheit und Verknüpfung 
von Zielen und Strategien sowie deren Finanzierungsinstrumente über unter-
schiedliche Politikfelder der EU hinweg. 

Mit der 2001 verfassten und 2006 erneuerten Nachhaltigkeitsstrategie und dem 
Strategiepapier Europa 2020 wird deutlich, dass das Bemühen um Nachhaltig-
keit innerhalb zentraler Organe der EU einen hohen Stellenwert einnimmt. 

3.7.1 Umweltaktionsprogramme 

Mit dem 5. Umweltaktionsprogramm „Für eine dauerhafte umweltgerechte 
Entwicklung“ griff die Europäische Union 1992 erstmalig die Idee „Sustain-
able Development“ auf und fasste auf europäischer Ebene entsprechende 
Rechtsvorschriften und Maßnahmen in einem Reformprogramm für den Um-
weltschutz zusammen. Die Leitgedanken des Aktionsprogramms, das parallel 
zur „Agenda 21“ erarbeitet wurde, waren die gemeinsame Verantwortung aller 
Akteure für die Umwelt und die Integration des Umweltschutzes in alle Poli-
tikbereiche. Es wurden langfristige Ziele und Maßnahmen formuliert, die bis 
zum Jahr 2000 die Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit lenken sollten. Das 
5. Umweltaktionsprogramm lief im Jahr 2000 aus, ohne inhaltlich an Aktualität 
und Bedeutung verloren zu haben. 

Das darauf folgende 6. Umweltaktionsprogramm „Umwelt 2010: Unsere Zu-
kunft liegt in unserer Hand“ stellt einen verbindlichen Beschluss der EU-
Organe dar und gibt damit die Leitlinien der europäischen Umweltpolitik vor. 
Auf bestimmten Prinzipien aufbauend (u. a. Vorsorgeprinzip, Kosteneffizienz, 
Beteiligung der Betroffenen), versteht es sich als fester umweltpolitischer Be-
standteil der EU-Nachhaltigkeitsstrategie. Es legt strategische Entwicklungen 
der Umweltpolitik in folgenden Bereichen fest: 

erweiterte  
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■ Umsetzung und Fortentwicklung des bestehenden Umweltrechts, 

■ Integration der Umweltpolitik in andere Politikbereiche, 

■ Förderung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster, 

■ Zusammenarbeit mit Unternehmen, Verbrauchern und Umweltverbänden, 

■ Umweltinformationen, 

■ Umwelthaftung und 

■ umweltverträgliche Land- und Meeresnutzung. 

Klimaänderungen, Natur und biologische Vielfalt, Umwelt, Gesundheit und 
Lebensqualität sowie natürliche Ressourcen und Abfälle sind Schwerpunkte 
des Programms, dessen Verabschiedung ein kontroverser Diskussionsprozess 
zwischen den Organen der EU – der Kommission, dem Rat und dem Parlament – 
vorausging. Die Kritik des Rates und des Parlamentes am Kommissionsent-
wurf, die der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) der Bundes-
regierung in seinem Jahresgutachten 2002 teilt, richtete sich vor allem auf die 
Unbestimmtheit und das fast völlige Fehlen konkreter, quantitativer Ziele und 
Zeitvorgaben für die einzelnen Maßnahmen. Dies sei ein Rückschritt gegen-
über den ambitionierteren Aussagen des 5. Umweltaktionsprogramms. Auch 
nach Abmilderung dieses Defizits, durch Änderungen in der endgültigen Be-
schlussfassung, formuliert das Bundesumweltministerium in seiner Stellung-
nahme, dass das Aktionsprogramm an vielen Stellen weniger präzise als das 5. 
Umweltaktionsprogramm sei, weniger quantifizierte Ziele nenne und hinsicht-
lich der Benennung der konkreten Anforderungen an andere Politikbereiche 
zurückfalle (vgl. BMU 2002a: 1). 

Das 5. Aktionsprogramm war ein von der EU Kommission verabschiedetes 
Programm, weshalb es sich der Rat und das Parlament nur begrenzt zu Eigen 
gemacht hatten. Demgegenüber wurde das 6. Umweltaktionsprogramm im 
Mitentscheidungsverfahren von Rat und Parlament beschlossen. Damit besitzt 
die Europäische Union ein politisch entschiedenes Umweltprogramm mit 
rechtlicher Bindungswirkung, dessen Text von den Regierungen aller Mitglied-
staaten (vertreten im Rat der EU), vom Europäischen Parlament und der Kom-
mission getragen wird. 

3.7.2 Amsterdamer Vertrag 

Der Vertrag von Amsterdam wurde am 16. und 17. Juni 1997 von den Staats- 
und Regierungschefs der 15 EU-Mitgliedstaaten beschlossen und trat am 1. 
Mai 1999 in Kraft. Im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung enthielt er 
zwei entscheidende Verbesserungen: 

Innerhalb der Ziele der Gemeinschaft (Artikel 2) wurden die sozialen und öko-
nomischen Ziele mit der Umweltdimension zum Leitbild einer nachhaltigen 
Entwicklung verknüpft. 
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Das Integrationsprinzip wurde durch die Querschnitts- oder Integrationsklausel 
(Artikel 6) folgendermaßen verankert: „Die Erfordernisse des Umweltschutzes 
müssen bei der Festlegung und Durchführung der [...] Gemeinschaftspolitiken 
und -maßnahmen insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
einbezogen werden.“  

Damit verpflichtete sich die EU, jede gemeinschaftliche Maßnahme auf ihre 
Umweltverträglichkeit hin zu testen. 

3.7.3 Lissabon-Strategie 

Vom Europäischen Rat wurde 2000 in Lissabon das Wirtschafts- und Sozial-
konzept für die EU formuliert. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass der 
einheitliche Binnenmarkt allein nicht dauerhaften Wohlstand und Wettbe-
werbsfähigkeit garantieren kann. Daher wurde die langfristige Absicht ausge-
geben, die EU bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten Wirtschaftsraum der Welt 
zu machen. Die „Lissabon–Strategie“ beinhaltet die folgenden quantitativen 
Ziele: 

■ Erhöhung des Anteils der Beschäftigten an der Erwerbsbevölkerung 
von 61 % im Jahr 2000 auf 70 % im Jahr 2010, 

■ Erhöhung der Beschäftigtenquote für Frauen von 51 % auf 60 % (2010), 

■ Wirtschaftswachstum von 3 %. 

Weitere Themenfelder, wie der demographische Wandel und die Förderung 
neuer Technologien, wurden zu einem späteren Zeitpunkt aufgenommen. Die 
aufgeführten Ziele konnten aber nur teilweise erreicht werden. Aus diesem 
Grund schlug die Europäische Kommission die „Europa 2020“ Strategie vor, 
welche 2010 vom Europäischen Rat beschlossen wurde.  

Europa 2020 

Prioritäten dieser Wachstumsstrategie sind intelligentes Wachstum durch wirksamere Investitionen 

in Bildung, Forschung und Innovation, nachhaltiges Wachstum durch eine ressourcenschonende und 

ökologische Wirtschaft und ein integratives Wachstum durch Schaffung von Arbeitsplätzen. Diese 

Aspekte sollen der Bekämpfung von Armut und somit einem starken sozialen Zusammenhalt dienen. 

Des Weiter werden fünf Ziele definiert, die festlegen wie Europa 2020 aufgestellt sein sollte: 

75 % der Bevölkerung im Alter von 20 bis 64 Jahren sollten in Arbeit stehen.  

3 % des BIP der EU sollten für Forschung &Entwicklung aufgewendet werden.  

Die 20-20-20-Klimaschutz-/ Energieziele sollten erreicht werden (einschließlich einer Erhöhung des 

Emissionsreduktionsziels auf 30 %, falls die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind).  

Der Anteil der Schulabbrecher sollte auf unter 10 % abgesenkt werden, und mindestens 40 % der 

jüngeren Generation sollten einen Hochschulabschluss oder einen vergleichbaren Abschluss haben.  
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Die Zahl der armutsgefährdeten Personen sollte um 20 Millionen sinken.  

Zur Umsetzung sollen diese Ziele von jedem Mitgliedsstaat in nationale Ziele übersetzt werden, um 

geeignete Reformprogramme zu entwickeln (vgl. Eurostat 2012) 

3.7.4 EU-Nachhaltigkeitsstrategie 

Im Juni 2001 legte die EU Kommission dem Europäischen Rat eine erste 
Nachhaltigkeitsstrategie (vgl. KOM 2001) zur Annahme vor. Folgende Schlüs-
selbereiche wurden dabei identifiziert: Armut und soziale Ausgrenzung, Über-
alterung der Bevölkerung, Klimawandel, Gefahren für die öffentliche Gesund-
heit, Schutz natürlicher Ressourcen, Verkehrsüberlastung und ungleiche Regi-
onalentwicklung. 

Da die Nachhaltigkeitsstrategie zunächst die Umweltdimensionen abdecken 
sollte, um den wirtschafts- und sozialpolitisch ausgerichteten „Lissabon - Pro-
zess“ zu ergänzen, wurden für die vier umweltbezogenen Schlüsselbereiche 
konkrete Ziele formuliert. Allerdings konnten sich die Mitgliedsstaaten weder 
auf alle diese Ziele noch insgesamt auf eine Strategie einigen. Es wurden daher 
– unter Streichung einiger konkreter Ziele – lediglich Grundzüge für eine euro-
päische Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet. So wurden als Ziele u. a. ge-
nannt: 

■ Entkoppelung des Wirtschaftswachstums vom Verkehrswachstum. Ab 
2003 sollen dabei die Preise der Nutzung der einzelnen Verkehrsträger 
die tatsächlichen Kosten widerspiegeln. 

■ Verpflichtungen des Kyoto-Protokolls zum Klimaschutz werden be-
kräftigt. 

■ Strom aus erneuerbaren Energien soll bis zum Jahr 2010 einen Anteil 
von 22 % erreichen. 

■ Entkopplung von Wirtschaftswachstum, Ressourcenverbrauch und Ab-
fallaufkommen. 

In der Erklärung des Europäischen Rates zur Nachhaltigkeitsstrategie wird betont: 

Nachhaltige Entwicklung, d. h. die Erfüllung der Bedürfnisse der der-

zeitigen Generation, ohne dadurch die Erfüllung der Bedürfnisse 

künftiger Generationen zu beeinträchtigen, ist ein grundlegendes Ziel 

der Verträge. Hierzu ist es erforderlich, die Wirtschafts-, Sozial- und 

Umweltpolitik so zu gestalten, dass sie sich gegenseitig verstärken. 

(Europäischer Rat 2001) 

Der SRU bezog hierzu in seinem Gutachten 2002 ausführlich Stellung. Seine 
Kritik richtete sich auf folgende Punkte (vgl. SRU 2002): 
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■ Die uneinheitliche und unklare Verwendung des Begriffes der nachhal-
tigen Entwicklung. Die gleichberechtigte Behandlung ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Ziele lasse eine Abwertung der ökologischen 
zu Gunsten der ökonomischen Belange befürchten. 

■ Die unzureichende Abstimmung der verschiedenen Strategien. Das 
Verhältnis der Nachhaltigkeitsstrategie zur Lissabon-Strategie wurde 
als unklar identifiziert. Während die Indikatoren zu den sozialen und 
ökonomischen Säulen relativ konkret ausfielen, erschien die als ökolo-
gische Dimension titulierte Nachhaltigkeitsstrategie noch sehr ober-
flächlich ausformuliert. 

■ Ebenso erschien das Verhältnis der Nachhaltigkeitsstrategie zu den an-
deren umweltpolitischen Programmen klärungsbedürftig. Insbesondere 
zum 6. Umweltaktionsprogramm, das zunächst als umweltpolitische 
Komponente der Nachhaltigkeitsstrategie angesehen wurde, erkannte 
man Widersprüche.  

An allen Strategien wurde bemängelt, dass sie kaum konkrete Ziele, Maßnah-
men und Mess- und Kontrollmechanismen enthielten. Insgesamt stellte der 
SRU eine Überforderung der an dem Prozess beteiligten Institutionen, insbe-
sondere der Umweltverwaltung, fest. Diese sei – unabhängig von der ohnehin 
sehr komplexen Entscheidungs- und Umsetzungsstruktur der EU – begründet 
in der Vielzahl an Strategien, dem Anspruch der Gleichberechtigung ökologi-
scher, ökonomischer und sozialer Belange und dem Mangel an personellen 
Kapazitäten und eindeutigen Zuständigkeiten. 

Um die bisherigen Mängel zu beseitigen legte die Kommission im Dezember 
2005 ihre Überprüfung der Strategie für nachhaltige Entwicklung vor. Der Eu-
ropäische Rat beschloss auf dieser Basis im Juni 2006 die erneuerte EU-
Nachhaltigkeitsstrategie. Sie nennt in deutlich stärkerem Maße Ziele und prio-
ritäre Maßnahmen für sieben zentrale Herausforderungen (vgl. BMU o. J.): 

■ Klimawandel und saubere Energien 

■ Nachhaltige Verkehrsentwicklung 

■ Nachhaltiger Konsum und nachhaltige Produktion 

■ Schutz und Management der natürlichen Ressourcen 

■ Öffentliche Gesundheit 

■ Soziale Integration, Bevölkerungsentwicklung und Migration 

■ Globale Herausforderungen hinsichtlich Armut und nachhaltiger Ent-
wicklung 

Die erneuerte EU-Nachhaltigkeitsstrategie verstärkt auch die Beziehung zu den 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategien u. a. durch freiwillige „peer reviews” und 
schlanke Fortschrittsberichte auf der Basis existierender Berichte. Einen deutli-
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chen Fortschritt stellt der Monitoringprozess zur Überprüfung der Umsetzung 
der Strategie dar (BMU o. J.). Anhand von Fortschrittsberichten wird im Zwei-
jahresturnus von Eurostat die Umsetzung der Strategie in den Politikfeldern der 
EU überprüft. Hierzu wurden über hundert Indikatoren entwickelt und elf als 
Leitindikatoren festgelegt. 

Darüber hinaus fordert die erneuerte Strategie die Mitgliedstaaten auf, weitere 
Schritte zur Verlagerung von Steuern auf Arbeit hin zu Steuern auf Ressour-
cen- und Energiekonsum und Verschmutzung zu unternehmen. Die Europäi-
sche Kommission plante bis zum Jahr 2008 einen Fahrplan für die Reform 
umweltschädlicher und nicht-nachhaltiger Subventionen vorzulegen, dies ist 
jedoch bisher nicht geschehen. Im Verhältnis zur Lissabon-Strategie wird be-
stätigt, dass die Strategien komplementär sind, die EU-Nachhaltigkeitsstrategie 
jedoch den Gesamtrahmen darstellt (BMU o. J.). 

Der Fortschrittsbericht der EU 2007 sieht in der erneuerten Nachhaltigkeits-
strategie den „Beginn einer neuen Partnerschaft von EU, Mitgliedstaaten, Zi-
vilgesellschaft und Unternehmen bei der Verfolgung der Nachhaltigkeitsziele 
eingeläutet“ (KOM 2007a): 

Mit der Nachhaltigkeitsstrategie von 2006 wurde eine neue Leitungs-

struktur geschaffen. Im vergangenen Jahr hat jeder Mitgliedstaat ei-

nen nationalen Ansprechpartner ernannt […]. Eurostat hat mit einer 

umfassenden Palette an Nachhaltigkeitsindikatoren zum Überwa-

chungsprozess beigetragen, die inzwischen besser auf die Prioritäten 

und Ziele der neuen Nachhaltigkeitsstrategie abgestimmt sind. 

Wenngleich die überarbeitete Nachhaltigkeitsstrategie im Hinblick auf ihre 
inhaltliche Ausrichtung und die Maßnahmen zur Zielüberwachung deutlich 
verbessert auftritt, bleibt abzuwarten, inwieweit sich damit Erfolge bei den 
sieben zentralen Herausforderungen einstellen werden. Der Fortschrittsbericht 
2007 stellt fest, „dass die konkreten Fortschritte bescheiden ausfallen, die poli-
tische Entwicklung in der EU und den Mitgliedstaaten in vielen Bereichen je-
doch beträchtlich vorangekommen ist, insbesondere was Klimawandel und 
saubere Energien betrifft“ (KOM 2007a). Allen in der Strategie als vorrangig ein-
gestuften Bereichen sei weiterhin Aufmerksamkeit zu widmen (vgl. KOM 2007a). 

2009 erschien sowohl ein neuer Fortschrittsbericht der EU von Eurostat als 
auch eine von der Kommission herausgegebene „Überprüfung der EU-
Strategie für nachhaltige Entwicklung“. Bei der Entwicklung der Indikatoren 
zeichnet sich kein deutlicher allgemeiner Trend ab (vgl. Eurostat 2009). Positiv 
hervorzuheben sind die Fortschritte in sozioökonomischer Entwicklung und 
nachhaltigem Konsum sowie in der Produktion. Deutlich negativ entwickelten 
sich die Indikatoren der natürlichen Ressourcen und die globalen Partnerschaften. 

Auch 2011 erstellte Eurostat einen neuen Bericht und bewertete den Fort-
schritt. Positive Veränderungen waren vor allem in den Bereichen Treibhaus-
gasemissionen und im Verbrauch erneuerbarer Energien zu erkennen. Aber 
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auch Indikatoren wie die Lebenserwartung und das reale BIP pro Kopf haben 
sich leicht verbessert. In den Bereichen Ressourcenproduktivität, Erwerbstäti-
genquote älterer Arbeitnehmer, Erhaltung von Fischbeständen und öffentliche 
Entwicklungshilfe waren jedoch leichtnegative Veränderungen zu erkennen 
(vgl. Eurostat 2011).  

Im Fortschrittsbericht von 2013 wird ein gemischtes Bild der 
Entwicklungen gezeichnet: Positiv werden die Beschäftigungs-
quote älterer Arbeitnehmer, ein Rückgang der Treibhausgasemissionen sowie 
ein steigender Anteil von Erneuerbaren Energien am Bruttoendenergiever-
brauch bewertet. Demgegenüber steht jedoch eine wachsende Zahl von Armut 
oder sozialer Ausgrenzung bedrohter Menschen (vgl. Eurostat 2013) 

Die Kommission spiegelt in ihrem Bericht ein ebenfalls gemischtes Bild des 
politischen Fortschritts wider. Zwar spricht sie von einer „Fülle positiver Ent-
wicklungen“, berichtet aber dennoch über ebenso viele fortbestehende nicht-
nachhaltige Entwicklungen (KOM 2009). Abzuwarten bleibe, inwieweit sich 
die Weltwirtschafts- und Finanzkrise weiterhin auf die nachhaltige Entwick-
lung auswirke, da eine Veränderung der Indikatoren zeitversetzt erfolge (vgl. 
KOM 2009). 

Der Rat der Europäischen Union bezog im „Bericht des Vorsitzes“ Stellung zu 
der Überprüfung durch die Kommission und zeigte sich kritisch gegenüber der 
bereits erreichten Fortschritte zu nachhaltiger Entwicklung (vgl. Rat der Euro-
päischen Union 2009). Er fordert für zukünftige Überprüfungen eine stärkere 
Spezifizierung der Maßnahmen, um nicht-nachhaltigen Trends entgegenzuwir-
ken. Darüber hinaus ruft der Rat die Kommission dazu auf, stärkere Synergie-
effekte zwischen der Nachhaltigkeitsstrategie und der „Europa 2020“-Strategie 
herzustellen. Weiterhin wird betont, die Nachhaltigkeitsstrategie habe an Aktu-
alität nicht verloren und sei ein langfristig geeignetes Mittel, nachhaltige Ent-
wicklung umzusetzen. 

Vertrag von Lissabon (EU Grundlagenvertrag) 

Die Erweiterung auf heute 27 Mitgliedstaaten erforderte in der Vergangenheit wiederholt Anpassung 

des bestehenden Vertragswerks der EU. Neben der notwendigen Überarbeitung von Abstimmungs-

verfahren wurde in den letzten Jahren vor allem diskutiert, wie umfassend die Integration der Mit-

gliedstaaten in der gemeinsamen Union erfolgen soll. Ein im Europäischen Konvent als „Verfas-

sung“ erarbeiteter Vorschlag für ein weit reichendes Vertragswerk wurde im Jahr 2005 in Referen-

den in Frankreich und den Niederlanden abgelehnt. Wenngleich der Vertragsentwurf in Volksbefra-

gungen in 18 weiteren EU Mitgliedstaaten zuvor bereits angenommen war, untersagte der Einstim-

migkeitsgrundsatz das Inkrafttreten des Reformvertrages. 

Nach intensiven Verhandlungen u. a. über die Abstimmungsmodalitäten, konnte mit dem Vertrag von 

Lissabon im Dezember 2007 eine Einigung über die notwendige EU-Reform erzielt werden. Der 

auch als Grundlagenvertrag bezeichnete Konsens, zu dem es keine Volksabstimmung geben wird, 
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trat nach weiteren kleineren Änderungen im Dezember 2009 in Kraft und enthält u. a. folgende Fest-

legung: 

■ Eine Charta der Grundrechte wird für Institutionen der EU bindend (mit Ausnahmen für 

Großbritannien, Polen und Tschechien) 

■ Die Einführung von Mehrheitsentscheidungen löst das bisherige Einstimmigkeitsprinzip in 

mehreren Bereichen ab 

■ Das Prinzip der doppelten Mehrheit wird ab 2014 eingeführt: Jedes Land hat fortan generell 

nur eine Stimme; eine Mehrheit kommt aber nur zustande, wenn sie mindestens 65 Prozent 

aller EU-Bürger vertritt und mindestens 55 Prozent der EU-Staaten 

■ Das Rotationsprinzip der EU-Präsidentschaft wird durch einen auf 2,5 Jahre gewählten Präsi-

denten abgelöst 

■ Die EU wird künftig außenpolitisch durch den Hohen Repräsentanten für Außen- und Si-

cherheitspolitik vertreten, dem der neu eingerichtete Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 

unterstellt ist 

■ Die Rolle des EU-Parlaments und der Länderparlamente wird gestärkt 

■ Die Klima- und Energiepolitik wird offiziell in die Kompetenzen der EU aufgenommen und 

die Mitgliedsstaaten zur Energiesolidarität verpflichtet. 

■ Das Initiativrecht räumt den Bürgern die Möglichkeit ein, die Kommission aufzufordern Ge-

setzesentwürfe vorzulegen. 

 

(Vgl. http://europa.eu/lisbon_treaty/glance/index_de.htm (Zugriff: November 2010) 

Im Hinblick auf die EU Nachhaltigkeitspolitik lassen die Einführung einer 
Grundrechte-Charta, die explizite Aufnahme des Politikfeldes für Klima- und 
Energie und die Vereinfachung der Abstimmungsverfahren auf verbesserte 
Umsetzung der bisher formulierten Strategien, Ziele und Maßnahmen hoffen. 
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4 Theoretische Überlegungen zum Leitbild der 

nachhaltigen Entwicklung 

Nach Bearbeitung dieses Kapitels sollten Sie 

■ den normativen Charakter der Nachhaltigkeit erklären, 

■ mögliche Dimensionen und Modelle nachhaltiger Entwicklung erläutern und 

■ Strategien und Konzepte nachhaltiger Entwicklung aufzeichnen können. 

Die Konkretisierung der Idee der Nachhaltigkeit und die Ableitung von Umset-
zungsstrategien ist eine große Herausforderung. In den Diskussionen über Zie-
le, Strategien und Instrumente, die im Zusammenhang mit dem Leitbild der 
nachhaltigen Entwicklung diskutiert werden, sind sehr unterschiedliche Ansät-
ze erkennbar. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) merkt 
hierzu kritisch an, dass die Diskussion durch eine inflationäre und teilweise 
sehr interessengeleitete Verwendung des Begriffs „nachhaltige Entwicklung“ 
und eine fehlende inhaltliche und konzeptionelle Exaktheit gekennzeichnet ist 
(vgl. SRU 2002). 

4.1 Normative Implikationen 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung vermittelt bereits in seiner Begriff-
lichkeit die Vorstellung einer Welt, wie sie sein sollte, insbesondere einer Welt 
mit mehr intergenerativer (Generationen-) und mehr intragenerativer (Vertei-
lungs-)Gerechtigkeit.  

Normative Idee statt deskriptives wissenschaftliches Konzept 

Das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung ist nicht das Ergebnis wissenschaftlicher Forschung, 

sondern es ist ein normatives, ethisch begründetes Konzept. Somit bringt es „ethische und analyti-

sche Gedanken zusammen“ und formuliert „Normen, die zum Ausdruck bringen, was wünschens-

wert ist und geschehen soll.“ (Renn et al. 2007: 39) Es muss sich somit um einen gesellschaftlich-

politischen Bestimmungsprozess handeln (vgl. Grunwald/ Kopfmüller 2006: 7). Normative Grund-

annahmen, wobei die häufigste das in fast allen Definitionen erhaltene Gerechtigkeitspostulat ist, 

werden in den meisten Arbeiten zur Nachhaltigkeit allerdings nicht hinterfragt und auch nicht be-

gründet. 

  

 Lernziele 

das Leitbild einer nachhaltigen 

Entwicklung ist ein 

normatives Konzept 
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Eine ethische Grundlegung bietet der SRU in seinem Jahresgutachten von 
1994. 

Auf der Grundlage einer Verantwortungsethik, die Verantwortung „als Einheit 
von Klugheit und Pflicht“ (SRU 1994: 51) begreift, unterscheidet der Rat drei 
ethische Bestimmungen einer nachhaltigen Entwicklung: 

■ die Verantwortung des Menschen für seine natürliche Umwelt, 

■ die Verantwortung des Menschen für seine soziale Mitwelt und 

■ die Verantwortung des Menschen für sich selbst. 

Vor dem Hintergrund der ökologischen Kernprobleme kommt der umweltethi-
schen Frage nach Meinung des SRU eine besondere Dringlichkeit zu. Bei der 
Auseinandersetzung mit dieser Frage verfolgt er einen anthropozentrischen 
Ansatz, wobei er das Prinzip der Personalität, d. h. „den moralischen Unver-
fügbarkeitsstatus des Menschen, seine Würde als Person“ (SRU 1994: 53), als 
grundlegend ansieht. Aus dieser personalen Existenz und der Bestimmung des 
Menschen als Vernunftwesen leitet der SRU die Verantwortungsfähigkeit des 
Menschen für die Natur ab. Das Kernstück einer umfassenden Umweltethik ist 
seiner Ansicht nach die Gesamtvernetzung aller gesellschaftlichen Systeme mit 
der Natur, die als Retinität bezeichnet wird: 

Will der Mensch seine personale Würde als Vernunftwesen im Um-

gang mit sich selbst und mit anderen wahren, so kann er der darin 

implizierten Verantwortung für die Natur nur gerecht werden, wenn 

er die ‚Gesamtvernetzung’ all seiner zivilisatorischen Tätigkeiten und 

Erzeugnisse mit dieser ihn tragenden Natur zum Prinzip seines Han-

delns macht. (SRU 1994: 54) 

Die vom SRU postulierte Verantwortung des Menschen für die Natur bezieht 
sich zum einen auf die Sicherung der Eigenexistenz und Eigenbedeutung der 
Natur und zum anderen auf die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
des Menschen. 

Neben der Umweltverträglichkeit des menschlichen Handelns stellt nach Auf-
fassung des SRU die Sozialverträglichkeit bzw. die soziale Angemessenheit 
des menschlichen Handelns ein weiteres Kriterium für ein an der Nachhaltig-
keitsidee orientiertes Handeln dar. Die Verantwortung für die soziale Mitwelt 
erstreckt sich sowohl auf die eigene soziale Gruppe oder die eigene Gesell-
schaft als auch auf die heutige und zukünftige Menschheit. Ethisches Leitprin-
zip ist nach Auffassung des Rates „die Forderung nach einer universell auszu-
legenden Solidarität als Bedingung zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit“ 
(SRU 1994: 56). 

Zum Dritten bezieht sich der SRU auf die Verantwortung des Menschen für 
sich selbst und das Gelingen seines eigenen individuellen Lebens, worin seine 
Bestimmung als Wesen der Freiheit liegt. Daraus zieht er die Folgerung, dass 

nachhaltige Entwicklung 

basiert auf 3 ethischen 

Bestimmungen 

Verantwortung des Menschen 

für seine Umwelt 

 Definition:  

Retinität 

Verantwortung des Menschen 

für seine soziale Mitwelt 

Verantwortung des Menschen 

für sich selbst 
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der Staat verpflichtet sei, das Recht des Einzelnen auf Selbstbestimmung und 
freie Erfahrung der Persönlichkeit ebenso zu sichern wie ein gerechtes Mitei-
nander der Menschen und den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen. Die 
eigentliche ethische Herausforderung sieht der Rat aber in der Ausbildung ei-
ner ethischen Grundhaltung, die individuelle Freiheit als Freiheit in Verantwor-
tung für die natürliche Umwelt und die soziale Mitwelt versteht. In diesem 
Zusammenhang verweist er auf die Bedeutung eines differenzierten Wertbe-
wusstseins, ethischer Sensibilität und Urteilskraft als wesentliche Faktoren für 
die Ausbildung einer solchen Grundhaltung. Diese müssen im Rahmen eines 
gesellschaftlichen Prozesses zur Bewusstseinsbildung vermittelt werden. 

Der Diskurs ist folglich verbunden mit umweltethischen Überlegungen zum 
Verhältnis zwischen den Menschen und ihrer natürlichen und künstlichen 
Umwelt. Dies ist wesentlich bestimmt durch Interessen, Wertvorstellungen und 
ethische Grundhaltungen der gesellschaftlichen Akteure. 

Die normative Komponente wird insbesondere dann offenkundig, wenn es um 
Fragen der nationalen oder globalen Verteilung von Nutzungs- bzw. Belas-
tungsrechten in Bezug auf natürliche oder sozioökonomische Ressourcen geht. 
Es ist wenig überraschend, dass hier zwischen den Staaten der Erde aufgrund 
unterschiedlicher Probleme, Kulturen, politischer Systeme und Interessen teil-
weise stark divergierende Vorstellungen bestehen. Auch innerhalb der Länder 
gibt es in Wissenschaft, Politik und den gesellschaftlichen Interessengruppen 
unterschiedliche Ansichten, wie die Konkretisierung und die Umsetzung des 
Leitbildes einer nachhaltigen Entwicklung erfolgen sollten. 

Nachhaltigkeit wird auch als „regulative“ Idee verstanden, wobei dieser Begriff 
auf Kant zurückgeht. Ideen sind keine Begriffe, die einen Erfahrungsgegen-
stand festlegen, sondern praktisch-regulierende Prinzipien. Ähnlich wie die Be-
griffe „Freiheit“ und „Gerechtigkeit“ sollte Nachhaltigkeit als offener und posi-
tiver Begriff zu verstehen sein, mit nur vorläufigen Zwischenbestimmungen. 
Diese Offenheit ist der Tatsache geschuldet, dass die gesellschaftlichen Vor-
stellungen von nachhaltiger Entwicklung sowohl zeit-, situations- als auch kul-
tur- und wissensabhängig sind (vgl. Enquete-Kommission 1998). 

Nachhaltigkeitsforschung muss sich daher stets ihrer Einbindung in gesell-
schaftliche Wahrnehmungs- und Bewertungsprozesse bewusst werden (vgl. 
Kapitel 7). Eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Konzept einer 
nachhaltigen Entwicklung kann also nur die Grundlagen für gesellschaftliche 
Entscheidungen in Form von Orientierungswissen liefern und reflektieren, 
nicht aber normative Setzungen und Schlussfolgerungen treffen. „Wissen-
schaftliche Aussagen haben daher, wissenschaftstheoretisch betrachtet, stets 
die Struktur von Wenn/Dann - Aussagen“ (Kopfmüller et al. 2001, 348). 

kein Konsens zwischen den 
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4.2 Dimensionen der Nachhaltigkeit 

In der Diskussion um das Nachhaltigkeitskonzept herrscht weitgehend Einig-
keit darüber, dass Nachhaltigkeit nur durch eine Integration der verschiedenen 
Dimensionen gesellschaftlicher Entwicklung erreicht werden kann. Besonders 
zu Beginn der deutschen Diskussion um nachhaltige Entwicklung wurde noch 
von „Säulen der Nachhaltigkeit“ gesprochen. Dies kann ein starres Nebenei-
nanderstehen der grundsätzlich miteinander verflochtenen nachhaltigkeitsrele-
vanten Bereiche suggerieren, weswegen hier „Dimensionen“ bevorzugt wird. 
Allerdings bestehen unterschiedliche Ansichten über die Gewichtung der Di-
mensionen untereinander. Der Greifswalder Philosoph Konrad Ott weist darauf 
hin, dass häufig eine Gleichrangigkeit der bereichsorientierten Dimensionen 
gefordert wird, ohne allerdings diese Gleichrangigkeitsprämisse näher zu be-
gründen (vgl. Ott 2001).  

Auch hinsichtlich der Anzahl der verschiedenen Dimensionen von Nach-
haltigkeit gibt es unterschiedliche Ansätze. Diese können generell in die „Ein-
Dimensionen-“ und die „Mehr-Dimensionen-Modelle“ unterschieden werden 
(Tremmel 2003). Beim „Ein-Dimensionen-Modell“ wird einer der Dimensio-
nen grundsätzliche Priorität eingeräumt. Ist dies zum Beispiel die ökologische 
Dimension, dann bedeutet es, dass im Konfliktfall den ökologischen Belangen 
Vorrang eingeräumt wird. Ökonomische und soziale Aspekte werden als Ursa-
chen und als Folgen der Umweltbelastung angeführt, jedoch nicht als gleich-
berechtigte Dimension (Kopfmüller et al. 2001).  

Ein Beispiel für eine Vorrangstellung der ökologischen Dimension sind die 
Nachhaltigkeitsstudien des Umweltbundesamtes (UBA 1997; UBA 2002a), 
nach der die Ökologie den Rahmen bilden soll, innerhalb dessen die Ent-
wicklung von Wirtschaft und Gesellschaft stattfindet: „Die Tragekapazität des 
Naturhaushalts muss daher als letzte, unüberwindliche Schranke für alle 
menschlichen Aktivitäten akzeptiert werden“ (UBA 2002a: 2). Der SRU rät in 
seinem Gutachten 2002 ebenfalls zu einer Vorrangstellung des ökologischen 
Ansatzes, insbesondere der Integration von Umweltbelangen in andere Poli-
tiksektoren: „Dieser Gedanke (der Nachhaltigkeit, Anm. d. Verfasser) hat ei-
nen klaren ökologischen Fokus und trägt damit der Tatsache Rechnung, dass 
im Umweltschutz im Vergleich zur Umsetzung ökonomischer und sozialer Ziele 
der größte Nachholbedarf existiert“ (SRU 2002: 68). 

In den Mehr-Dimensionen-Modellen dagegen wird eine gleichrangige Bedeu-
tung aller Dimensionen betont. Dabei reicht die Bandbreite von zwei bis zu 
acht Dimensionen. Am häufigsten ist jedoch das Drei-Dimensionen-Modell, 
das die Dimensionen Ökologie, Soziales und Ökonomie nebeneinander stellt. 
Dieses Modell wurde von der Enquete-Kommission 1998 in die deutsche 
Nachhaltigkeitsdebatte eingeführt. Es zielt auf eine als Gesellschaftspolitik 
verstandene Nachhaltigkeitspolitik, in der die drei Dimensionen Ökologie, So-
ziales und Ökonomie gleichberechtigt nebeneinander stehen (Deutscher  

verschiedene Auffassungen 

zum Gewichtungsverhältnis 

der Dimensionen 
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Bundestag 1998): „Zentrales Ziel des Nachhaltigkeitsanliegens ist die Sicher-
stellung und Verbesserung ökologischer, ökonomischer und sozialer Leistungs-
fähigkeiten. Diese bedingen einander und können nicht teiloptimiert werden, 
ohne Entwicklungsprozesse als ganze in Frage zu stellen“ (Deutscher Bundes-
tag 1998: 33).So ist zum einen „wirtschaftliche Entwicklung und soziale Wohl-
fahrt nur in dem Maße möglich, in dem die Natur als Lebensgrundlage nicht 
gefährdet ist“ (ebd.). Auf der anderen Seite sind ökologische Ziele schwer um-
setzbar, wenn auf gesellschaftlicher wie auf individueller Ebene soziale oder 
ökonomische Probleme vorherrschen: 

„Eine ökologisch dominierte Nachhaltigkeitspolitik wird im gesell-

schaftlichen Abwägungsprozess immer dann unterliegen, wenn sich 

andere Problemlagen als unmittelbarer, spürbarer und virulenter er-

weisen und damit auch für politisches Handeln dringlicher und at-

traktiver sind. Selbst wenn sie sich durchsetzen kann, bleibt sie ohne 

Wirkung, denn letztlich dürfte nur eine Politik der Integration der drei 

Dimensionen in der Lage sein, die konzeptionelle Schwäche einer von 

wirtschaftlichen und sozialen Fragestellungen isolierten Umweltdis-

kussion zu überwinden (Deutscher Bundestag 1998: 31f.). 

Zwei Argumentationsebenen werden zugunsten des Drei-Dimensionen-
Ansatzes angeführt: Erstens: Neben den natürlichen Lebensgrundlagen werden 
auch ökonomische, soziale und kulturelle Werte als Ressourcen betrachtet, die 
in ihrer Gesamtheit die Basis für die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse 
bilden. Zweitens: Die Gesellschaft kann sowohl durch ökologische als auch 
durch ökonomische oder soziale Risiken gefährdet werden. Insofern stellt die 
Tragfähigkeit natürlicher als auch gesellschaftlicher Systeme den Handlungs-
spielraum für die nachhaltige Entwicklung dar. Umwelt, Gesellschaft und 
Wirtschaft sind dabei als eigenständige, aber miteinander gekoppelte Subsys-
teme zu sehen, „deren Funktionsfähigkeit und Störungsresistenz es im Interesse 
künftiger Generationen zu erhalten gilt“ (Kopfmüller et al. 2001: 49). Ziel der 
nachhaltigen Entwicklung ist in diesem Sinn die Vermeidung irreversibler 
Schäden in allen drei Dimensionen. Für die Argumentationsstränge und Model-
le ist die Tatsache relevant, dass es zwischen den verschiedenen Dimensionen 
auf der Ziel- und Umsetzungsebene zu Konflikten kommen kann. Strategien 
und Maßnahmen mit sogenannten „Win-Win“-Situationen mit positiven Effek-
ten für mehrere Bereiche gibt es natürlich auch. Wenn sich Maßnahmen jedoch 
darauf beschränken, so wird der Handlungsspielraum entsprechend gering (vgl. 
Tremmel 2003). 
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Abb. 11: Konflikte und Herausforderungen beim Drei-Dimensionen-Modell der Nachhaltigkeit (nach Tremmel 2003) 

Die Kontroversen in dieser Diskussion finden auf zwei Ebenen statt: Zum ei-
nen zwischen den Vertretern der „Ein-Dimensionen-Modelle“ und der „Mehr-
Dimensionen-Modelle“, mit den oben ausgeführten Argumenten. Eine weitere 
Kontroverse findet unter den Vertretern der Ein-Dimensionen-Modelle statt. 
Zwischen ihnen bestehen unterschiedliche Vorstellungen in der Frage, welche 
der Dimensionen Priorität zukommen soll. Im Rahmen der internationalen De-
batte räumen die Länder des Südens bislang der sozialen und ökonomischen 
Entwicklungsperspektive (einschließlich der globalen Verteilungsfrage) ein-
deutigen Vorrang ein, was u. a. dazu führt, dass sie bei der Lösung der beste-
henden Probleme den Ländern des Nordens den ersten Schritt und die Haupt-
last zuschreiben. Demgegenüber stellen diese Staaten die ökologischen The-
men in den Vordergrund (nicht zuletzt, weil sie es sich ökonomisch leisten 
können) und fordern Lösungsinitiativen vor allem in den Ländern des Südens, 
wo entsprechende Erfolge als häufig kostengünstiger erzielbar eingeschätzt 
werden. 

Neben den im Brundtland-Bericht genannten Dimensionen Ökologie, Soziales 
und Ökonomie werden vor allem die kulturelle, die institutionelle und in den 
Ländern des Südens die politische Dimension diskutiert. Kultur im lexikali-
schen Sinne (z. B. Meyers Großes Universallexikon 1983, Mannheim) umfasst 
das, was von Menschen zu bestimmten Zeiten und in abgrenzbaren Regionen 
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in Auseinandersetzung mit der Umwelt geschaffen wurde. Dazu gehören bei-
spielsweise Sprache, Religion, Ethik, Institutionen, Recht, Technik, Wissen-
schaft, Kunst und Musik, aber auch der Prozess, wie Kulturinhalte und -
modelle hervorgebracht wurden einschließlich entsprechender individueller 
und gesellschaftlicher Lebens- und Handlungsformen. Unter Kultur lassen sich 
somit die kulturellen Werte, Weltbilder, Normen und Traditionen fassen, 
wodurch die Art der Naturnutzung, des gesellschaftlichen Miteinanders und der 
Wirtschaftsweise geprägt wird. Es wird damit einem pragmatischen Kultur-
verständnis gefolgt, „das nach Wissensordnungen fragt, die die individuelle 
und gesellschaftliche Praxis strukturieren“ (Holz & Stoltenberg 2011), womit 
Kultur weniger als theoretischer, denn als operativer Begriff verstanden wird.  

„Ein Prozess der Besinnung auf nachhaltige, ethische Werte ist vor 

allem eine kulturelle Aufgabe. Nachhaltige Entwicklung [...] erfordert 

einen Wechsel zu einer der Nachhaltigkeit verantwortlichen Lebens-

weise“ (Teller & Ax 2003: 89f.). 

Forderungen nach der Etablierung einer Kultur der Nachhaltigkeit setzen auf 
dieser Ebene an (Stoltenberg/Michelsen 1999; Reisch 2002; Stoltenberg 2010). 
Kultur spielt nach dem dargelegten Verständnis auf dem Weg zu einer nachhal-
tigen Gesellschaft eine wichtige Rolle und sollte als eigenständige Dimension 
betrachtet werden,  

„da durch das Leitbild ‚Nachhaltigkeit’ auch unsere Lebensform, 

Wertvorstellungen, unser Bildungs- und Wissenschaftssystem oder un-

sere Art von Technikentwicklung als kultureller Hintergrund“ der an-

deren Dimensionen „kritisch reflektiert und ggf. verändert werden 

müssen“ (Stoltenberg 2000: 12). 
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Abb. 12: Das Vier-Dimensionen-Modell der Nachhaltigkeit (nach Stoltenberg 2010) 

4.3 Schwache und starke Nachhaltigkeit 

In der wissenschaftlichen Diskussion um verschiedene Konzepte der Nachhal-
tigkeit wird zwischen schwacher und starker Nachhaltigkeit unterschieden 
(u. a. Ott 2001; Meyer-Abich 2001; Scherhorn & Wilts 2001; SRU 2002; Ott & 
Döring 2004; Egan-Krieger et al. 2009). Wesentliches Merkmal der Unter-
scheidung ist die Frage, was nachhaltig erhalten werden soll, und eng damit 
verbunden ist die Frage der Substituierbarkeit der vorhandenen Kapitalien. 
Unter Kapital wird dabei ein Bestand definiert, „dessen Erträge dem wirtschaf-
tenden Menschen zur Verfügung stehen und Nutzen bringen“ (SRU 2002: 65). 

Der Begriff des Naturkapitals 

Eine problematische Verkürzung in der Geschichte der Ökonomik war die Reduktion der natürlichen 

Produktionsfaktoren auf „Boden“ und „Ressourcen“. Es wird mittlerweile davon ausgegangen, dass 

Boden und nicht erneuerbare Ressourcen nur Komponenten der komplexen Kategorie „Naturkapital“ 

sind. Dies wird in der neueren Ökonomik zunehmend anerkannt (vgl. Held & Nutzinger 2001). Die 

Präzisierung des Naturkapitalbegriffs bereitet allerdings Schwierigkeiten. Naturkapital ist in sich 

komplex und die Komponenten sind miteinander vernetzt. Auflistungen führen dementsprechend zu 

Überschneidungen. Daher ist es nicht möglich, eine Liste differenzierter, eindeutig gegeneinander 

„Kapital“ als Betrach-

tungsgegenstand 
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abgegrenzter („distinkter“) Elemente von Naturkapital anzufertigen. Vielmehr wird Naturkapital 

durch Begriffe näher charakterisiert, die ihrerseits umfassende Totalitätsbegriffe sind, wie etwa 

„Ressourcenbasis“, „natürliche Lebensgrundlagen“, „Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes“, „Sta-

bilität ökologischer Systeme“, „Biodiversität“ usw. (vgl. SRU 2002, 64). 

Bei den Kapitalien lassen sich nach Ott (2001) und dem SRU (2002) verschie-
dene Formen unterscheiden: 

■ Naturkapital (z. B. natürliche Ressourcen wie Wasser, Luft), 

■ Sachkapital (z. B. Maschinen, Anlagen, Geräte, Infrastruktur), 

■ „kultiviertes Naturkapital“ (z. B. Forste, Plantagen, Viehherden), 

■ Sozialkapital (z. B. moralisches Orientierungswissen, Institutionen), 

■ Humankapital (z. B. personengebundenes Wissen wie Bildung, Fähig-
keiten), 

■ Wissenskapital (z. B. nicht-personengebundenes, gespeichertes und ab-
rufbares Wissen). 

Das Konzept der schwachen Nachhaltigkeit „geht von der weitgehenden und 
zumindest im Prinzip unbegrenzten [...] Substituierbarkeit aller Sorten von Ka-
pitalien aus“ (Ott 2001: 41). Dies bedeutet, dass natürliches Kapital durch an-
dere Kapitalien wie z. B. Wälder durch Parkanlagen oder natürliche Seen durch 
Schwimmbäder ersetzt werden kann. Dabei wird davon ausgegangen, dass es 
letztlich unerheblich ist, in welcher physischen Zusammensetzung der ererbte 
Kapitalbestand an die nächste Generation weitergegeben wird. Entscheidend 
ist, dass das Gesamtkapital und der Gesamtnutzen und damit insgesamt das 
Wohlfahrtsniveau erhalten bleiben. Die schwache Nachhaltigkeit knüpft an die 
neoklassische Nutzentheorie an, nach der es unerheblich ist, wie Nutzen er-
zeugt wird. Steurer (2001) sieht in der schwachen Nachhaltigkeit das „quantita-
tive Wachstumsparadigma“ vertreten. An diesem Konzept werden v. a. die An-
nahme der vollständigen Substituierbarkeit von Naturkapital und der Glaube an 
den technischen Fortschritt und das Wirtschaftswachstum kritisiert (vgl. SRU 
2002). 

Vertreter der starken Nachhaltigkeit gehen demgegenüber davon aus, dass 
menschlich produziertes Kapital und natürliches Kapital grundsätzlich kom-
plementär und daher nur sehr begrenzt austauschbar sind (vgl. Daly 1999; Ott 
2001; Ott & Döring 2004). Im Hinblick auf das Naturkapital wird verlangt, 
dass es in der Zusammensetzung seiner einzelnen Elemente (wie Klimafakto-
ren, Landschaften, Biodiversität) möglichst konstant gehalten werden soll. Ar-
tensterben, der Verlust von Landschaften usw. darf also bei einer starken 
Nachhaltigkeit nicht zugelassen werden. Es wird davon ausgegangen, dass die 
Menschen auf die ökologischen Funktionen der Natur angewiesen und diese 
Funktionen deshalb nicht substituierbar sind (vgl. SRU 2002). Innerhalb der 
einzelnen Kapitalarten ist allerdings ein begrenzter Austausch möglich. So 

Formen von Kapital 

 Definition: schwache 

Nachhaltigkeit 

 Definition: starke 

Nachhaltigkeit 
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kann z. B. der Verlust eines Waldes durch Wiederaufforstung in einem anderen 
Gebiet ersetzt oder der Verbrauch von Erdöl durch entsprechende Investition in 
erneuerbare Energien kompensiert werden. In der starken Nachhaltigkeit ist das 
„Paradigma der Wachstumsgrenzen“ zu erkennen (Steurer 2001). Einen Ver-
such zur Operationalisierung der starken Nachhaltigkeit stellt u. a. das Umwelt-
raumkonzept dar, wobei der Umweltraum „die Ressourcenbasis und Senken-
funktionen, die Menschen in ihrer natürlichen Umwelt beanspruchen können, 
ohne sie irreversibel zu schädigen“ (SRU 2002: 65), umfasst. 

Fallbeispiel Aralsee 

Am Beispiel des Aralsees lassen sich die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Konsequenzen, 

die das Ignorieren von Naturkapital nach sich ziehen, besonders deutlich beschreiben. 

Das Wassereinzugsgebiet des Aralsees erstreckt sich heute auf das Territorium von sechs Ländern. 

Um die Baumwollproduktion zu erhöhen, wurden den zwei wichtigsten Zulaufflüssen des Sees in 

den letzten 50 Jahren enorme Mengen an Wasser für die künstliche Bewässerung von ehemaligen 

Wüstenflächen entnommen. Dies führte im Aralsee zu einem Rückgang der Wassermenge um mehr 

als 90 % und zu einem Absinken des Wasserspiegels um 18 Meter. Die damaligen Planer hatten den 

Wasserverlust wissentlich in Kauf genommen, da die Erhöhung der Agrarproduktion diesen Verlust 

zu rechtfertigen schien. Nicht bedacht wurde jedoch, dass dieser Wasserrückgang den Salzgehalt des 

verbliebenen Wassers so dramatisch steigert, dass die Fischbestände und damit auch die Fischfang-

industrie am Aralsee zum Erliegen kamen. 

Die neuen Flächen versalzten durch eine übermäßige Bewässerung und schlechte Bewirtschaftung 

ebenfalls, sodass die Gesamterträge der landwirtschaftlichen Produktion hinter den Erwartungen la-

gen. Aus dem freigelegten Seeboden werden Salze auf die umliegenden Gebiete geweht, sie verseu-

chen in Kombination mit Pestiziden den Boden und das Trinkwasser der Region. 

Die Bevölkerung hat mit starken gesundheitlichen Schäden unter dieser Entwicklung zu leiden: Die 

Müttersterblichkeit hat sich verdoppelt, die Säuglingssterblichkeit ist dreimal so hoch wie der natio-

nale Durchschnitt. Die Krebserkrankungen haben in den letzten 20 Jahren um ein Vielfaches zuge-

nommen. 

 

Um diese negativen Konsequenzen wenigstens etwas zu vermindern, müsste die Wassernutzung im 

Einzugsgebiet drastisch eingeschränkt werden, damit der See wieder einen Teil der verlorenen Was-

sermenge zurückbekommt. Aufgrund der zu erwartenden Proteste in den Ländern des Einzugsgebie-

tes ist diese Variante jedoch unrealistisch. 

(Quelle: Weltbank/Bundeszentrale für politische Bildung 2003 und Breckle/ Wucherer 2011) 

Sowohl die schwache als auch die starke Nachhaltigkeit stellen in reiner Form 
als „sehr starke“ oder „sehr schwache“ Nachhaltigkeit in gewisser Weise ext-
reme Positionen dar. In der allgemeinen Debatte herrscht jedoch weitgehende 
Einigkeit darüber, dass beide Extrempositionen nicht haltbar sind. Die Vorstel-
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lung einer nahezu vollständigen Substituierbarkeit des natürlichen Kapitals 
verkennt, dass jede wirtschaftliche Tätigkeit, selbst die Erhaltung künstlichen 
Kapitals, auf Vor- und Nachleistungen der Natur angewiesen ist. Ein völliger 
Verzicht auf Naturnutzung jenseits der vorgegebenen Erneuerungsraten (dies 
entspricht der gängigen Forderung, von den Zinsen des natürlichen Kapitals zu 
leben) würde dagegen bedeuten, dass das vorhandene Potenzial an nicht erneu-
erbaren Ressourcen weder der heutigen noch künftigen Generationen zur Ver-
fügung steht (vgl. Knaus & Renn 1998). Daher haben sich im Diskurs auch 
Zwischenformen herausgebildet, die eine vermittelnde Position zwischen den 
beiden Extremen einnehmen, wobei eine Einteilung in vier Konzepte der 
Nachhaltigkeit möglich ist (siehe Tabelle 1). 
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Ethik? Instrumenteller Wert 

der Natur 
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der Natur 
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Intrinsischer Wert 
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Tab. 1: Konzepte der Nachhaltigkeit (Eblinghaus & Stickler 1998; Dobson 2000; Rieckmann 2004; Steurer 2001) 

Neben der schwachen und starken Nachhaltigkeit werden zwei Zwischenfor-
men diskutiert, die dadurch gekennzeichnet sind, dass diese nicht von einer 
vollständigen Ersetzbarkeit zwischen Natur und menschengemachtem Kapital 
ausgehen. Sie wird aber in gewissen Grenzen – zum einen durch die essenzielle 
und zum anderen durch die unwiederbringliche Natur vorgegeben – für mög-
lich gehalten. 

Die Frage nach der Wünschbarkeit und Möglichkeit von wirtschaftlichem 
Wachstum wird bei den Zwischenformen mit der Forderung nach einem nach-
haltigen Wirtschaftswachstum beantwortet. Zu erwähnen ist weiterhin, dass die 

vollständige Ersetzbarkeit 

zwischen Natur und  

menschengemachtem Kapital? 
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Wachstumsfrage eng mit der Diskussion um Effizienz und Suffizienz (vgl. 
Kapitel 4.4) verbunden ist. Vertreter der schwachen Nachhaltigkeit sehen das 
Wirtschaftswachstum mit einer starken Steigerung der Effizienz verbunden. 
Befürworter der starken Nachhaltigkeit hingegen kritisieren, dass Effizienz-
steigerungen nicht ausreichen, um die negativen ökologischen Auswirkungen 
des Wirtschaftswachstums zu kompensieren. Sie plädieren daher für den An-
satz des Nullwachstums verbunden mit einer Suffizienzstrategie (u. a. BUND & 
Misereor 1997; Bode 1999; Maier-Rigaud 1999). Bei den Zwischenformen ha-
ben Effizienz und Suffizienz eine gleich große Bedeutung. Die vier Konzepte 
der Nachhaltigkeit haben sehr unterschiedliche ethische Perspektiven: sie rei-
chen von einer anthropozentrischen Sichtweise (sehr schwache Nachhaltigkeit) 
bis zu einer ausgeprägt ökozentrischen Sichtweise (sehr starke Nachhaltigkeit). 

4.4 Integratives Konzept nachhaltiger Entwicklung 

Verschiedene wissenschaftliche Einrichtungen der Hermann von Helmholtz-
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF) haben von 1998 bis 2002 
ein Forschungsprojekt zur Konkretisierung und Umsetzung des Leitbildes einer 
nachhaltigen Entwicklung durchgeführt. Dabei haben sie ein integratives Kon-
zept nachhaltiger Entwicklung entworfen und es auf die Situation der Bundes-
republik Deutschland herunter gebrochen. Bestimmt wird dieses Konzept von 
seinen konstitutiven Elementen, seinen Zielen und Regeln (vgl. Kopfmüller et 
al. 2001; Coenen & Grunwald 2003). Eine wesentliche Leistung des Konzepts 
ist – wie bei der Theorie starker Nachhaltigkeit – die theoretische Begründung, 
die bewusst losgelöst von den gängigen, aber weniger trennscharf definierten 
„Dimensionen“ nachhaltiger Entwicklung formuliert ist. 

4.4.1 Konstitutive Elemente 

„Konstitutiv“ bedeutet, dass diese Elemente unverzichtbar und prägend für das 
Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung sind. Sie wurden aus der bisherigen 
Diskussion zur nachhaltigen Entwicklung abgeleitet. Ein zentrales konstitutives 
Element einer nachhaltigen Entwicklung ist die intra- und intergenerationelle 
Gerechtigkeit. Anknüpfend an die Definition der Brundtland-Kommission zur 
nachhaltigen Entwicklung, die dann gegeben ist, „wenn sie die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen können“ (Hauff 1987: 46), bezieht sich die 
intragenerationelle Gerechtigkeit auf die Bedürfnisse der Gegenwart. Sie strebt 
das Ziel an, allen Menschen auf der Erde ein menschenwürdiges – zumindest 
die Grundbedürfnisse befriedigendes – Leben zu ermöglichen. Intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit dagegen zielt darauf ab, dass zukünftige Generationen ihre 
Bedürfnisse ebenfalls befriedigen können. Hier geht es darum, der nächsten 
Generation Rahmenbedingungen zu hinterlassen bzw. zu übergeben, die es ihr 
erlauben, ihren Lebensstil selbst zu wählen. Da es bei den Gerechtigkeitsprin-

integratives Konzept für die 
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zipien u. a. um die gerechte Verteilung von Naturressourcen, Wirtschaftsgütern 
und sozialen Grundgütern geht, wird auch von Verteilungsgerechtigkeit ge-
sprochen. Es gibt in der Wissenschaft unterschiedliche Ansichten hinsichtlich 
des Verhältnisses zwischen intra- und intergenerationeller Gerechtigkeit. Der 
HGF-Ansatz orientiert sich an der obigen Definition und sieht beide Prinzipien 
als gleichrangig an. 

Die globale Orientierung ist ein anderes konstitutives Element. Die globale 
Gültigkeit für das Leitbild der Nachhaltigkeit wird auf drei Ebenen begründet. 
Zum einen gibt es eine ethische Erklärung: Im Sinne einer globalen Ethik wird 
allen Menschen das moralische Recht zugesprochen auf die Befriedigung ihrer 
Grundbedürfnisse, auf die Erfüllung ihrer Wünsche nach einem besseren Le-
ben, auf die Erhaltung der lebensnotwendigen Funktionen der Ökosysteme und 
auf den gerechten Zugang zu den globalen Ressourcen. Zum anderen gibt es 
eine problemorientierte Begründung: Viele der bekannten Nachhaltigkeitsprob-
leme wie anthropogener Treibhauseffekt, Ozonabbau, Verlust der biologischen 
Vielfalt, Armut, Bevölkerungswachstum und Arbeitslosigkeit sind globale 
Phänomene. Sie sind lediglich in Bezug auf ihre Ausprägungen regional unter-
schiedlich. Und es gibt hierfür eine handlungsstrategische Begründung: Die 
globalen Probleme erfordern sowohl die Identifizierung und Analyse dieser 
Probleme als auch die Entwicklung entsprechender Lösungsstrategien und Um-
setzungsmechanismen auf der globalen Ebene. 

Ein weiteres konstitutives Element ist der anthropozentrische Ansatz. Das 
Konzept der nachhaltigen Entwicklung ist in erster Linie ein Konzept, dass die 
menschlichen Bedürfnisse in den Mittelpunkt rücken. Dem Menschen werden 
Rechte zur Nutzung der Natur zugestanden. Diese kann er im Rahmen und 
unter Erfüllung bestimmter Pflichten ausüben. So ist er zu einem sorgsamen 
Umgang mit der Natur verpflichtet, und zwar aus menschlichem Ei-
geninteresse. Es geht um den langfristigen Erhalt von Funktionen, welche die 
Natur für den Menschen erfüllen kann. Mit Nutzung sind neben der Entnahme 
von Rohstoffen oder der Abgabe von Abfällen auch kulturelle Formen, wie die 
„ästhetische Nutzung“ von Landschaften, gemeint. Daher wird von einem 
„aufgeklärten anthropozentrischen“ Ansatz gesprochen. Ausgeschlossen ist 
hierbei der Diskurs um Eigenrechte der Natur oder anderer Lebewesen, wie 
z. B. tierethische Fragen. 

4.4.2 Ziele und Regeln 

Im Rahmen des HGF-Forschungsprojekts wurden zur Konkretisierung der kon-
stitutiven Elemente zunächst „generelle Ziele nachhaltiger Entwicklung“ abge-
leitet (vgl. Coenen & Grunwald 2003). Diese Ziele gelten als notwendige Be-
dingungen für eine nachhaltige Entwicklung, um den oben formulierten kon-
stitutiven Elementen gerecht zu werden. Als generelle Ziele sind zu nennen: 

Sicherung der menschlichen Existenz: 
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Als oberstes Gebot gilt, dass die jetzigen Generationen nicht die Voraussetzun-
gen für das Leben künftiger Generationen zerstören dürfen. Das heißt zunächst, 
dass die für die menschliche Existenz unentbehrlichen Funktionen der Natur 
aufrechterhalten werden müssen. Weiterhin lässt sich daraus ableiten, dass die 
individuelle Existenz aller Mitglieder der Weltgesellschaft dauerhaft und in 
menschenwürdiger Weise gesichert sein muss. 

Die Erhaltung des gesellschaftlichen Produktivpotenzials: 

Kommende Generationen müssen vergleichbare Voraussetzungen vorfinden, 
ihre Bedürfnisse, die nicht mit den heutigen übereinstimmen müssen, zu erfül-
len. Daraus lässt sich als ein weiteres generelles Ziel nachhaltiger Entwicklung 
die Forderung ableiten, dass die produktive Kapazität der (Welt-) 
Gesellschaft in einem ganz allgemeinen Sinne über die Zeit erhalten bleiben 
muss. Zum gesellschaftlichen Produktivpotenzial gehört neben den natürlichen 
(erneuerbaren und nicht erneuerbaren) Ressourcen auch das menschliche Wis-
sen. 

Grundfunktionen der Natur 

aufrechterhalten 

Bedürfnisbefriedigung 

kommender Generationen 
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Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten: 

Das Gebot, die Bedürfnisbefriedigung kommender Generationen nicht zu ge-
fährden, muss materielle und immaterielle Bedürfnisse einschließen. Die heuti-
gen Generationen dürfen daher die Entwicklungs- und Handlungsmöglichkei-
ten kommender Generationen nicht beschränken. Bezogen auf den einzelnen 
Menschen bedeutet dies, dass die individuellen Entfaltungsmöglichkeiten heute 
und in Zukunft gesichert sein müssen. 

Zur Operationalisierung der Ziele wurden sogenannte Nachhaltigkeitsregeln 
erarbeitet. Dabei wird unterschieden in 

■ substanzielle Nachhaltigkeitsregeln: Diese Regeln gelten als Mindest-
bedingungen zur Erreichung der obigen Ziele und werden auch als die 
„Was-Regeln“ der Nachhaltigkeit bezeichnet; 

■ instrumentelle Nachhaltigkeitsregeln: Diese Regeln beinhalten die in-
stitutionellen, ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen für 
eine nachhaltige Entwicklung. Es geht also um den Weg zur Erfüllung 
der Mindestbedingungen, daher werden sie als „Wie-Regeln“ bezeich-
net (vgl. Kopfmüller et al. 2001). 

Die substanziellen Nachhaltigkeitsregeln werden folgenden Zielen zugeordnet 
(vgl. Tabelle 2): 

1. Sicherung der menschlichen Existenz: 

Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit durch an-
thropogen bedingte Umweltbelastungen sind zu vermeiden. Für alle Mitglieder 
der Gesellschaft muss ein Mindestmaß an Grundversorgung (Wohnung, Ernäh-
rung, Kleidung, Gesundheit) sowie die Absicherung gegen zentrale Lebensrisi-
ken (Krankheit, Invalidität) gewährleistet sein. Für alle Gesellschaftsmitglieder 
ist die Möglichkeit einer Existenzsicherung (einschließlich Kindererziehung 
und Altersversorgung) durch frei übernommene Tätigkeit zu gewährleisten. 
Diese Regel geht über die Befriedigung der Grundbedürfnisse hinaus und zielt 
auf ein selbstbestimmtes Leben. Die Nutzung der Umwelt ist nach Prinzipien 
der Gerechtigkeit unter fairer Beteiligung aller Betroffenen zu verteilen. Ext-
reme Unterschiede in der Einkommens- und Vermögensverteilung sind abzu-
bauen. Armut, die eine aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Leben unmög-
lich macht, muss entsprechend ausgeschlossen sein. 

2. Erhaltung des gesellschaftlichen Produktivpotenzials: 

Die Nutzungsrate sich erneuernder Ressourcen darf deren Regenerationsfähig-
keit nicht überschreiten sowie die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des jewei-
ligen Ökosystems nicht gefährden. Die Reichweite der nachgewiesenen nicht 
erneuerbaren Ressourcen ist über die Zeit zu erhalten. Dabei geht es um die 
Einschränkung des Verbrauchs (Suffizienz), die Erhöhung der  
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Ressourcenproduktivität (Effizienz) oder den Ersatz durch erneuerbare Res-
sourcen (Konsistenz). Die Freisetzung von Stoffen darf die Aufnahmefähigkeit 
der Umweltmedien und Ökosysteme nicht überschreiten. Technische Risiken 
mit möglicherweise katastrophalen Auswirkungen für Mensch und Umwelt 
sind zu vermeiden. Das Sach-, Human- und Wissenskapital ist so zu entwi-
ckeln, dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhalten bzw. verbessert 
werden kann. 

3. Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten: 

Alle Mitglieder der Gesellschaft müssen gleichwertige Chancen in Bezug auf 
den Zugang zu Bildung, Information, Beruf, Ämtern und sozialen, politischen 
und ökonomischen Positionen haben. Allen Mitgliedern der Gesellschaft muss 
die Teilhabe an den gesellschaftlich relevanten Entscheidungsprozessen mög-
lich sein. Hierbei geht es z. B. um die Erhaltung oder Verbesserung demokrati-
scher Formen der Entscheidungsfindung oder Konfliktregelung. Das kulturelle 
Erbe der Menschheit und die kulturelle Vielfalt sind zu erhalten. Kultur- und 
Naturlandschaften bzw. Landschaftsteile von besonders charakteristischer Ei-
genart und Schönheit sind zu erhalten. Um den sozialen Zusammenhalt der 
Gesellschaft zu gewährleisten, sind Rechts- und Gerechtigkeitssinn, Toleranz, 
Solidarität und Gemeinwohlorientierung sowie Potenziale der gewaltfreien 
Konfliktregelung zu stärken. 

Die instrumentellen Nachhaltigkeitsregeln sind die sogenannten „Wie-Regeln“ 
für eine nachhaltige Entwicklung. Dabei handelt es sich zum einen um ökono-
mische Aspekte, zum anderen um Anforderungen an Institutionen (vgl. Coenen 
& Grunwald 2003): 

1) Internalisierung sozialer und ökologischer Folgenkosten: 

Die Preise müssen die im Wirtschaftsprozess entstehenden externen 
ökologischen Kosten (z. B. Ressourcenknappheit, beschädigte Ökosys-
teme) und sozialen Kosten (z. B. Kinderarbeit, Gesundheitsgefährdung, 
Arbeitslosigkeit) reflektieren. 

2) Angemessene Diskontierung: 

Durch Diskontierung dürfen weder heutige noch zukünftige Generatio-
nen diskriminiert werden. 

3) Verantwortbare Verschuldung: 

Es geht dabei um eine Beschränkung der Verschuldung auf Investitio-
nen, die der Befriedigung zukünftiger Bedürfnisse dient. 

4) Faire weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen: 

Faire Teilnahme am Wirtschaftsprozess, besonders Marktzugangsbe-
dingungen für Länder des Südens. 

 

Gesellschaftsentwicklung 

instrumentelle 

Nachhaltigkeitsregeln 



4 Theoretische Überlegungen zum Leitbild der nachhaltigen Entwicklung 

 

75

5) Förderung der internationalen Zusammenarbeit: 

Staaten, NGOs, Unternehmen 

6) Steigerung der Resonanzfähigkeit der Gesellschaft gegenüber den rele-
vanten Problemen: 

Steigerung der Problemwahrnehmung, des Problembewusstseins und 
der Handlungsmöglichkeiten aller Akteure der Gesellschaft durch insti-
tutionelle Innovationen. 

7) Entwicklung institutioneller Bedingungen zur Analyse und Bewertung 
der Folgen gesellschaftlicher Handlungen. 

8) Erhöhung der Steuerungsfähigkeit: 

Neue Formen der gesellschaftlichen Steuerung für eine nachhaltige 
Entwicklung sind erforderlich. 

9) Förderung der Selbstorganisationspotenziale gesellschaftlicher Akteure:  

Es sind Formen kooperativer und partizipativer Entscheidungsformen 
zu entwickeln, die zur Stärkung der Zivilgesellschaft beitragen und pa-
rallel zu den etablierten Institutionen wirken. 

10) Stärkung des Machtausgleichs zwischen den Akteuren:  

Meinungsbildungs-, Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse sind so 
zu gestalten, dass die Artikulationsmöglichkeiten gerecht verteilt und 
die Verfahren transparent sind. So sollen alle Beteiligten die gleichen 
Möglichkeiten haben, ihre Positionen durchzusetzen. 
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Erhaltung der sozialen Ressourcen 
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Instrumentelle Regeln 

- Internalisierung sozialer und ökologischer Folgenkosten  

- Angemessene Diskontierung 

- Verantwortbare Verschuldung 

- Faire weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

- Förderung der internationalen Zusammenarbeit 

- Steigerung der Resonanzfähigkeit der Gesellschaft gegenüber den relevanten Problemen 

- Entwicklung institutioneller Bedingungen zur Analyse und Bewertung der Folgen gesellschaftlicher 

Handlungen 

- Erhöhung der Steuerungsfähigkeit 

- Förderung der Selbstorganisationspotenziale gesellschaftlicher Akteure 

- Stärkung des Machtausgleichs zwischen den Akteuren 

Tab. 2: Nachhaltigkeitsziele, substanzielle und instrumentelle Nachhaltigkeitsregeln (nach Kopfmüller et al. 2001) 

Diese Regeln stellen eine normative Basis dar und dienen als Mittel, um die 
Ziele einer nachhaltigen Entwicklung zu erreichen. Um diese Regeln hand-
lungsrelevant werden zu lassen, bedürfen sie jedoch noch einer weiteren „Un-
terfütterung“ durch Kenngrößen, sog. Indikatoren, die einen weiteren Schritt 
zur Operationalisierung des integrativen Konzepts darstellen. 

4.5 Nachhaltigkeitsindikatoren 

Indikatoren sind „Kenngrößen [...], die zur Abbildung eines bestimmten, nicht 
direkt messbaren und oftmals komplexen Sachverhalts (Indikandum) festgelegt 
werden“ (SRU 1998: 93). Seine Funktion bekommt dabei ein Indikator erst in 
einem bestimmten Verwendungszusammenhang. Es kann zwischen deskripti-
ven (Ist-Ist)-Indikatoren und normativen (Soll-Ist)-Indikatoren unterschieden 
werden. Während erstere nur Zustände beschreiben, sind letztere an festgelegte 
Ziele gebunden. Wichtige Kriterien bei der Erstellung von Indikatoren sind u. a. 
der Bezug zu den Zielgrößen, Transparenz, Verlässlichkeit, Nachvollziehbar-
keit, Relevanz und Verständlichkeit (vgl. SRU 1998). 

Umweltindikatoren haben v. a. folgende deskriptive Aufgaben: Beschreibung 
des Zustandes der Umwelt sowie Diagnose bestehender und Prognose künfti-
ger Umweltbelastungen. Weiterhin kommen ihnen folgende normative Aufga-
ben zu: Bewertung der Umweltbelastungen und des Umweltzustandes (auch im 
internationalen Vergleich), Hilfestellung bei der Formulierung und Präzisie-
rung von Umweltqualitäts- und Umwelthandlungszielen, Beitrag zur öffentli-
chen Aufklärung und Kommunikation über die Umweltsituation, Erleichterung 
der politischen Entscheidungsfindung und Prioritätensetzung, Testen von  
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Umweltschutzstrategien und -einzelplanungen und Erfolgskontrolle von Um-
weltschutzmaßnahmen. 

Die OECD wurde nach den Weltwirtschaftsgipfeln 1989 und 1990 damit be-
auftragt, Umweltindikatoren für die teilnehmenden Staaten zu entwickeln. Die-
ses Set an Indikatoren sollte dazu dienen, die umweltpolitische Leistung ein-
zelner Länder zu analysieren. Vor diesem Hintergrund präsentierte die OECD 
1991 einen ersten Indikatorensatz, der erstmals umweltbezogene Faktoren in 
einen ökonomischen Zusammenhang stellte. Auf Basis dieses Indikatorensets 
entstand das sogenannte Pressure-State-Response-Modell (PSR) mit drei Kate-
gorien: 

■ Belastungsindikatoren (Pressure-Komponente) 

■ Umweltzustandsindikatoren (State-Komponente) 

■ Reaktionsindikatoren (Response-Komponente) 

Das Modell erfasst damit die Belastungen der Umwelt durch menschliche Ak-
tivitäten, die aktuelle Umweltqualität sowie die gesellschaftlichen Reaktionen 
und Maßnahmen auf die Veränderungen der Umwelt (vgl. Leon & Renn 2003). 

 

Abb. 13: Struktur des PSR-Modells der OECD 

Infolge der Rio-Konferenz und des Beschlusses der Agenda 21 hat sich die 
Diskussion von Umweltindikatoren auf eine Diskussion über Nachhaltig-
keitsindikatoren ausgeweitet. Diese sollen zur Umsetzung der Agenda 21 bei-
tragen und ihre Entwicklung wird in diesem Dokument ausdrücklich gefordert: 

Die Länder auf nationaler Ebene und staatliche und nichtstaatliche 

Organisationen auf internationaler Ebene sollen das Konzept der In-

dikatoren für nachhaltige Entwicklung entwickeln, um solche Indika-

toren zu bestimmen. (BMU o. J.: 282) 

Entsprechend geeignete Messinstrumente (Indikatoren) sind gegenwärtig inter-
national in der Diskussion und Abstimmung. Nachhaltigkeitsindikatoren sind 
weiter gefasst als reine Umweltindikatoren, denn sie beziehen neben ökologi-
schen auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Aspekte ein. Zudem sind 
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Nachhaltigkeitsindikatoren in der Regel normative Indikatoren, weil sie übli-
cherweise direkt auf Nachhaltigkeitsziele bezogen sind. Sie geben darüber 
Auskunft, ob sich ein Land in Richtung Nachhaltigkeit bewegt (vgl. SRU 
1998). 

Zentrale Aufgaben von Nachhaltigkeitsindikatoren sind folgende (vgl. 
Kopfmüller et al. 2001): 

■ Zustandsbeschreibung eines Landes in Bezug auf den Grad der Nach-
haltigkeit seiner Entwicklung (Ist-Zustandsanalyse), 

■ Erfassung erwartbarer zukünftiger Trends in Bezug auf eine nachhaltige 
Entwicklung (Prognosefunktion), 

■ Hilfestellung bei der Präzisierung und Quantifizierung von Nachhaltig-
keitszielen, 

■ Bewertung des Zustands und erwartbarer Trends vor dem Hintergrund 
qualitativer und quantitativer Zielvorstellungen für eine nachhaltige 
Entwicklung (Identifikation von Nachhaltigkeitsdefiziten und entspre-
chendem Handlungsbedarf), 

■ Unterstützung der politischen Entscheidungsfindung und Prioritätenset-
zung, 

■ Bewertung von vorgeschlagenen Strategien und Maßnahmen zur Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung, 

■ Erfolgskontrolle einer auf Nachhaltigkeit gerichteten Politik (Kontroll-
funktion), 

■ Aufklärung und Kommunikation von Politik und Gesellschaft hinsicht-
lich zentraler Problembereiche für eine nachhaltige Entwicklung (Kom-
munikationsfunktion) sowie 

■ internationale Vergleiche der Fortschritte, die verschiedene Länder in 
Richtung einer nachhaltigen Entwicklung erzielt haben, und damit der 
Bewertung, inwieweit verschiedene Länder ihren Verpflichtungen zur 
Förderung einer national und global nachhaltigen Entwicklung nach-
kommen. 

Mittlerweile sind sowohl für die globale als auch für die nationale Ebene ver-
schiedene Nachhaltigkeits-Indikatorensysteme entworfen worden. Man kann 
Systeme mit einem hohen Grad an Verdichtung, d. h. einer geringen Indikato-
renzahl, die besonders gut für die Kommunikation von Nachhaltigkeitszielen in 
der Bevölkerung geeignet sind, von Systemen unterscheiden, die mit einer ge-
ringen Verdichtung v. a. für wissenschaftliche Zwecke geeignet sind (vgl. 
Kopfmüller et al. 2001). Die UN-Commission on Sustainable Development 
(CSD) hat seit 1995 an einem Katalog mit ca. 130 Indikatoren gearbeitet, der 
zur Umsetzung der Agenda 21 dienen soll. Dieser Entwurf wurde in  
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verschiedenen Staaten, u. a. Deutschland, getestet und zu einem Indikatorensys-
tem ausgearbeitet.  

Im Oktober 2006 wurde der dritte überarbeitete Katalog für Nachhaltigkeitsin-
dikatoren vorgelegt (vgl. DESA 2007). Darin wurden 50 Kernindikatoren fest-
gelegt, die Teil eines 96 Indikatoren umfassenden Systems sind. Es erfolgt 
nicht mehr eine strikte Orientierung an den vier Dimensionen Ökologie, Öko-
nomie, Soziales und Institutionelles, wie sie in den Kapiteln der Agenda 21 
enthalten sind. Die Indikatoren teilen sich in 14 Themen auf: 

■ Poverty 

■ Natural hazards 

■ Economic development 

■ Governance 

■ Atmosphere 

■ Global economic partnership 

■ Health 

■ Land 

■ Consumption and production patterns 

■ Education 

■ Oceans, seas and coasts 

■ Demographics 

■ Freshwater 

■ Biodiversity 

Diese Themen gliedern sich wiederum in Unterthemen. Seit 2001 werden die 
Indikatoren ebenfalls nicht mehr nach dem Pressure-State-Response-Modell 
des OECD Umweltindikatorensystems eingeordnet. Stattdessen versuchte die 
CSD, die Kohärenz zu den Millenniums-Entwicklungszielen (vgl. Kap. 3.6) zu 
erhöhen (vgl. DESA 2007).  

Eine Reihe der vom CSD vorgeschlagenen Indikatoren wurden verworfen bzw. 
modifiziert – weil auf Deutschland nicht anwendbar – andere kamen hinzu. Die 
deutsche Bundesregierung hat 2002 eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
beschlossen, die neben Zielen auch 21 Schlüssel-Indikatoren zur Überprüfung 
der Implementation dieser Ziele enthält. Seit 2006 erscheint jedes zweite Jahr 
ein Indikatorenbericht, der den Zustand und die Veränderungen der Schlüs-
selindikatoren dokumentiert (vgl. Statistisches Bundesamt 2010). Auch für 
andere politischen Ebenen oder Sektoren (Bundesland, Regionen, Kommunen) 
gibt es mittlerweile zahlreiche Indikatorensysteme, die z. B. in lokalen Agenda-
21-Prozessen angewendet werden können. Beispielhaft wird ein Indikatorenset 
bestehend aus 20 Basisindikatoren für eine Lokale Agenda 21 dargestellt, auf 
das sich mehrere Institutionen geeinigt haben (siehe Tabelle 3). 

2006 neuer Katalog  

für Nachhaltigkeitsindikatoren 

Nachhaltigkeits- 

Indikatorensysteme für die 

Bundesrepublik Deutschland 
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Handlungsfeld Indikatoren 

Abfall Siedlungsabfälle in kg pro Einwohner 

Boden Siedlungs- und Verkehrsfläche als Anteil in Prozent der Gesamtfläche 

Wasser Trinkwasserverbrauch der privaten Haushalte in Liter pro Einwohner 

und Tag 

Energie-Einsatz Stromverbrauch 

a) der privaten Haushalte 

b) der kommunalen Liegenschaften (inkl. Straßenbeleuchtung) in kWh 

pro Einwohner und Jahr 

Erneuerbare Energie Installierte Leistung 

a) an erneuerbarer Energie (Photovoltaik, Biomasse, Wind- und 

Wasserkraft) in kW je Einwohner 

b) installierte Fläche solarthermischer Anlagen in qm je Einwohner 

Mobilität Anzahl der Pkw pro 1000 Einwohner 

Ökosysteme und Artenvielfalt Anteil der unter Naturschutz stehenden Flächen an der Gesamtfläche, 

zusätzlich Anzahl und Fläche der Naturdenkmale 

Arbeit Arbeitslosenquote nach Geschlecht, Alter, Dauer 

Ausbildung Anzahl der Ausbildungsverhältnisse je 1000 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 

Wirtschaftsstruktur Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nach 

Wirtschaftsbereichen 

Öffentliche Haushalte Kommunale Schulden je Einwohner in EUR 

Betrieblicher Umweltschutz Anzahl der Unternehmen mit zertifizierten 

Umweltmanagementsystemen (EMAS, DIN ISO 14.001 und 

Ökoprofit) 

Ökologische Landwirtschaft Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche an der gesamten 

landwirtschaftlich genutzten Fläche in der Gemarkung 

Einkommen und Vermögen Zahl der Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt je 1000 

Einwohner 

Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur Zahl der Zu- und Fortzüge pro 1000 Einwohner 

Internationale Gerechtigkeit Kommunale Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit in Prozent 

des kommunalen Haushalts sowie je Einwohner 

Geschlechtergerechtigkeit Anteil der Frauen im Kommunalparlament und in Leitungspositionen 

der Kommunalverwaltung 

Sicherheit Bekannt gewordene Straftaten je 1000 Einwohner (nach Delikten 

differenziert) 

Familienfreundliche Strukturen Zahl der Betreuungsplätze für Kinder für die Altersgruppen „bis unter 

drei Jahren“ und „drei bis sechs Jahre“ bezogen auf die Gesamtzahl 

der Kinder 

Integration Anteile der ausländischen und deutschen Schulabgänger ohne 

Hauptschulabschluss 

Tab. 3: Indikatoren zur kommunalen Nachhaltigkeit (Agenda-Transfer 2003) 
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Für die praktische Relevanz der Nachhaltigkeitsindikatoren ist ein wirksames 
Monitoring-System entscheidend. Die Erstellung eines Indikatoren-Systems für 
eine Kommune, ein Bundesland oder auch ganz Deutschland ist ein erster 
Schritt. Des Weiteren kommt es darauf an, dass diese Indikatoren wahrge-
nommen werden und die Ergebnisse des Monitorings entsprechende Konse-
quenzen auf der Umsetzungsebene erfahren.  

4.6 Strategien der Nachhaltigkeit 

Zur Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung werden unterschiedliche Stra-
tegien diskutiert, wobei an dieser Stelle auf die Effizienzstrategie, die Suffi-
zienzstrategie, die Konsistenzstrategie und die Bildungsstrategie eingegangen 
werden soll. Diese Strategien ergänzen sich gegenseitig, aber in bestimmten 
Ausrichtungen des Konzepts einer nachhaltigen Entwicklung wird jeweils eine 
der genannten Strategien favorisiert. 

Die Effizienzstrategie setzt bei den Stoff- und Energieverbräuchen an. Es geht 
dabei um die Reduzierung dieser Verbräuche durch umwelttechnische Innova-
tionen bei gleich bleibender oder sogar höherer Qualität der Produkt- oder 
Dienstleistungen. Folgende Unterscheidungen lassen sich treffen: 

■ Effiziente Prozesse: Über effizientere Herstellungsprozesse werden 
zum Beispiel die Produkte mit weniger Material- und Energieaufwand 
hergestellt. Ein Beispiel hierfür ist die gekoppelte Bereitstellung von 
Wärme und Strom über sog. Kraft-Wärme-Kopplung. 

■ Effiziente Produkte: Hier steht ein geringerer Ressourcenverbrauch im 
Vordergrund; z. B. bei der Nutzung von Energiesparlampen mit wesent-
lich höherem Wirkungsgrad, als dies bei konventionellen Glühlampen 
der Fall ist. Das 1,5-Liter-Auto oder das Passivhaus sind weitere Bei-
spiele für effizientere Produkte. 

■ Erhöhung der Lebensdauer und Reparaturfähigkeit von Produkten: In 
diesem Fall wird die Materialintensität pro Zeit gegenüber schnell ver-
schleißenden Produkten gesenkt. 

■ Recycling: Die Wiederverwendung und -verwertung von Produkten wie 
z. B. die Wiederverwertung von Teilen ausrangierter Autos steht hier im 
Vordergrund. 

Durch diese „Effizienzrevolution“ (von Weizsäcker et al. 1995) soll der heuti-
ge Stoff- und Energieverbrauch – und damit auch der Ausstoß von umwelt-
schädlichen Substanzen – auf ein (im ökologischen Sinne) nachhaltiges Maß 
gesenkt werden. Als Indikator zur Darstellung der Ressourcenintensität eines 
Produktes wurde u. a. der sog. MIPS-Index entwickelt. Dieser Indikator gibt die 
Materialintensität pro Einheit Service/Nutzen (MIPS) an. Es wird der gesamte 
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Material- und Energieinput in Kilogramm oder Tonnen gemessen, der für eine 
bestimmte Dienstleistung oder ein Produkt aufgewendet wird (vgl. Schmidt-
Bleek 2000). 

Von Weizsäcker et al. (1995) halten einen „Faktor vier“, d. h. eine Vervierfa-
chung der Energie- und Stoffproduktivität, für machbar. Ein Auto sollte in Zu-
kunft also mit weniger als einem Viertel des heutigen Treibstoffverbrauchs und 
ein Kühlschrank mit weniger als einem Viertel der heutigen Stromzufuhr aus-
kommen. Der „Faktor vier“ wird dabei nur als Mindestmaß angesehen, es wird 
sogar der „Faktor 10“ für erreichbar und erforderlich gehalten (vgl. Schmidt-
Bleek 2000). Eine „Effizienzrevolution“ soll nicht nur die gegenwärtige Ge-
sellschaft und Wirtschaft auf ein nachhaltiges Niveau bringen, sondern auch 
zukünftiges, qualitatives Wirtschaftswachstum ermöglichen. 

Die Suffizienzstrategie (vgl. BUND & Misereor 1997; Linz 2002) zielt auf die 
Begrenzung umwelt- und ressourcenbelastender Handlungen und deren Ersatz 
durch weniger schädigende Verhaltensweisen ab. Sie sieht also nicht techni-
sche Verbesserungen der Effizienz im Mittelpunkt auf dem Weg zu einer nach-
haltigen Gesellschaft, sondern das Verhalten der Konsumenten. Zentral für die-
se Strategie ist die Frage: „Wie viel ist genug?“ Produkte sollen nicht nur effi-
zienter produziert bzw. effizienter genutzt werden, sondern es wird in Frage 
gestellt, ob alle Dinge, die heute produziert und angeboten werden, auch tat-
sächlich benötigt werden. Es geht im Kern um eine Neudefinition von Lebens-
qualität, die Suche nach neuen Produktions- und Konsummustern durch Le-
bensstilveränderung und damit die Substitution von bestimmten nicht-nachhal-
tigen Verhaltensweisen, z. B. die häufigere Nutzung von öffentlichen Verkehrs-
mitteln an Stelle des eigenen Autos. Suffizienz sollte dabei nicht mit Verzicht 
auf Anordnung und durch Zwang, sondern mit „Begrenzung aus Einsicht und 
Wahl, Wohlbefinden, Zufriedenheit, einem neuen Wohlstandsverständnis, mit 
Maß und Maßhalten“ (Linz 2002: 12 f.) verbunden werden. Zunehmend wird 
darüber diskutiert, dass Suffizienz nicht nur eine persönliche Aufgabe für Bür-
gerinnen und Bürger ist, sondern auch durch eine „Politik der Suffizienz“ (Linz 
2012: 2) gefördert werden muss. 

 

Die Konsistenzstrategie (vgl. Huber 2001) passt die Stoff- und Energieströme 
qualitativ und quantitativ an die Regenerationsfähigkeit der Ökosysteme an. 
Angestrebt wird ein grundlegender „Strukturwandel im Rahmen ökologischer 
Modernisierung“ (Huber 2001: 85). Anstatt durch effizientere Nutzung oder 
Suffizienz die Umweltschäden zu verringern, sollen sie durch eine ökologisch 
angepasste Wirtschafts- und Lebensweise grundsätzlich vermieden werden. 
Die Nutzung nicht-regenerativer Ressourcen, wie z. B. Kohle, soll durch die 
Nutzung regenerativer Ressourcen, z. B. Wind- oder Solarenergie oder Wasser-
stoff als Treibstoff, substituiert werden. Ein weiteres Beispiel für die Konsis-
tenzstrategie wäre eine Ökologisierung der Landwirtschaft. 
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Die Bildungsstrategie (vgl. Michelsen & Stoltenberg 1998; de Haan & Haren-
berg 1999; 2001) setzt sich mit der Idee der Nachhaltigkeit und ihren Konse-
quenzen auseinander und möchte ein „Nachhaltigkeitsbewusstsein“ in der Ge-
sellschaft fördern. Das Leitbild der Nachhaltigkeit soll dabei in alle Bildungs-
bereiche als Querschnittsthema im Sinne einer Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung verankert werden. Daneben werden auch Veränderungen der Bil-
dungsstrukturen und -methoden angezielt. Wesentliches Leitziel einer Bildung 
für Nachhaltigkeit ist die Vermittlung von „Gestaltungskompetenz“, d. h. das 
„Vermögen, die Zukunft von Sozietäten, in denen man lebt, in aktiver Teilhabe 
im Sinne nachhaltiger Entwicklung modifizieren und modellieren zu können“ 
(de Haan & Harenberg 2001: 343). Bildung wird als ein wichtiges Instrument 
zur Umsetzung des Konzepts einer nachhaltigen Entwicklung gesehen (vgl. 6. 
Kapitel). 

Auf dieser strategischen Ebene werden Kontroversen zwischen den Befürwor-
tern der jeweiligen Strategien geführt. Sinnvoll erscheint das gemeinsame Ver-
folgen aller vier Strategien. So wird z. B. eine alleinige Ökologisierung der 
Stoff- und Energieströme (Konsistenzstrategie) nicht zum nachhaltigen Erfolg 
führen, wenn dabei die Effizienz und Suffizienz aus dem Blick geraten. Effi-
zienzsteigerungen können die negativen ökologischen Begleiterscheinungen 
des Wirtschaftswachstums ebenfalls nicht dauerhaft kompensieren (vgl. BUND 
& Misereor 1997). Wenn technische Effizienzsteigerungen z. B. weiteren Be-
darf stimulieren, stellen sich sog. „Rebound-Effekte“ ein, d. h. der absolute 
Verbrauch erhöht sich. So kann der Gesamttreibstoffverbrauch von Personen-
wagen durch die Entwicklung verbrauchsarmer Motoren zwar gesenkt werden. 
Der Einspareffekt wird jedoch durch die steigende Gesamtzahl von Autos über 
den Trend zum Zweit- oder Drittwagen bzw. zu immer größeren und schweren 
Karosserien wieder kompensiert. Einige Autoren fordern daher die Integration 
aller Strategien in ein Nachhaltigkeitskonzept (vgl. u. a. Linz 2002). Die Debat-
te über die verschiedenen Strategien ist ebenso eingebettet in die Auseinander-
setzung um „schwache“ und „starke“ Nachhaltigkeit. Das Konzept der „star-
ken“ Nachhaltigkeit weist z. B. der Suffizienzstrategie eine zentrale Bedeutung 
zu, während bei der „schwachen“ Nachhaltigkeit Elemente aus Effizienz- und 
Konsistenzstrategien im Vordergrund stehen.  
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4.6.1 Diskurs zu Nachhaltigkeit und Gender 

Dem Zusammenhang zwischen Geschlechterfragen, Umweltproblemen und 
Nachhaltigkeit wird seit Anfang der 90er Jahre in zunehmendem Maße Bedeu-
tung zugemessen. Damit richtet sich der Blick auf die sozialen und kulturellen 
Aspekte von Nachhaltigkeit, aber auch auf die Geschlechtsneutralität herköm-
mlicher Umweltforschung, die unerwünschte soziale und ökonomische Folgen 
haben kann, wenn die Forschung in Praxis umgesetzt wird (Schultz 2001). Die 
Thematik „Geschlechterverhältnisse und Nachhaltigkeit“ ist vielschichtig und 
disziplinübergreifend, sie stellt sich je nach Perspektive (z. B. Nord – Süd, glo-
bal – lokal) ganz unterschiedlich dar und speist sich in erster Linie aus drei 
Quellen: 

■ Feminismus / internationale Frauenbewegung / Entwicklungspolitik, 

■ UN-Konferenzen und deren Folgeprozesse und 

■ Frauen-, Männer- und Geschlechterforschung. 

Der Terminus „Gender“ beschreibt das sozial-konstruierte Geschlecht in Abgrenzung zum biologi-

schen Geschlecht (sex). Gender ist in der Forschung als wissenschaftliche Analysekategorie zu ver-

stehen. 

Die Entfaltung des wissenschaftlichen Diskurses zu Gender und Nachhaltigkeit 
lässt sich vor dem Hintergrund feministischer Initiativen, politischer Beschlüs-
se und wissenschaftlicher Erkenntnisgewinne nachzeichnen. Dabei wird deut-
lich, wie sich die Geschlechterperspektive zu einem allgemein anerkannten 
Forschungsparadigma und zu einem integralen Bestandteil von Nachhaltig-
keitsstrategien entwickeln konnte. 

4.6.1.1 Feministische Positionen 

Die Thematisierung eines Zusammenhangs zwischen Umwelt und Geschlecht 
begann in den 70er Jahren im Kontext internationaler Entwicklungspolitik. Die 
Rolle der Frau in der Entwicklung wurde als maßgeblich erkannt, Frauen soll-
ten stärker sichtbar gemacht und integriert werden. Ökofeministische Ansätze, 
die später einen Zusammenhang zwischen Umwelt und Geschlecht postulierten 
und vor allem das Anderssein von Frauen betonten, verschmolzen mit entwick-
lungspolitischen Initiativen von Frauen zu dem Bündnis „Women, Environ-
ment and Development“ (WED) (vgl. Rodenberg 2001; Wichterich 1995; 
2001). Mit Ökofeminismus wird eine internationale Debatte charakterisiert, die 
vor allem das Verhältnis von „Frau und Natur“ zum Gegenstand hat und aus 
heutiger Sicht ein eher traditionelles Frauenbild kultivierte. Aus dieser Allianz 
entsprangen die Kräfte, die vor der UNCED-Konferenz in Rio dafür sorgten,  
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dass Geschlechtergerechtigkeit als wesentliche Voraussetzung für eine nach-
haltige Entwicklung erkannt wurde und die Agenda 21 mit zahlreichen Hand-
lungsvorschlägen darauf Bezug nahm. 

Unabhängig davon entstand in den USA die feministische Naturwissenschafts- 
und Technikkritik (vgl. Fox-Keller 1986; Merchant 1987; Harding 1994). Der 
Mythos der Objektivität und Wertfreiheit der Naturwissenschaften und ihrer 
Ergebnisse wurde durch zahlreiche Arbeiten in Frage gestellt (Weller et al. 
1999), die mangelnde Ganzheitlichkeit der Betrachtungen im heutigen Wissen-
schaftsverständnis wurde als Problem identifiziert. Auf dieser Tradition auf-
bauend entwickelte sich in Deutschland die feministische Umweltforschung 
(„Gender & Environment“), die wichtige Grundlagen für den aktuellen Wis-
senschaftsdiskurs zu „Gender und Nachhaltigkeit“ erarbeitet hat (vgl. Schultz 
& Weller 1995). Mit der Analysekategorie „Gender“ wurden Forschungsdefizi-
te in zukunftsrelevanten Handlungs- und Bedürfnisfeldern (Energie, Mobilität, 
Konsum, Gesundheit/Ernährung) aufgezeigt, die durch alltagsbezogene, ge-
schlechtssensible Daten zu Natur- und Stoffverbrauch sowie zu sozialen Fol-
gemaßnahmen von Interventionen ausgeglichen werden könnten. Das Nachhal-
tigkeitskonzept selbst wurde von der feministischen „scientific community“ 
wegen seiner Konventionalität kritisiert: Es stellt weder bisherige Wirtschafts-
weisen (vgl. Biesecker 1997; Hofmeister 1999) noch den Objektivitätsanspruch 
der naturwissenschaftlich-quantitativen Dimension von Nachhaltigkeit in Frage 
(vgl. Hoffmann & Weiland 1999). 

4.6.2 Agenda 21 und Gender Mainstreaming 

Mit der Rezeption der Agenda 21 und ersten Umsetzungsaktivitäten wurde 
erstmalig eine geschlechtsdifferenzierende Perspektive im Umwelt- und Nach-
haltigkeitskontext in die Politik und in eine breite Öffentlichkeit getragen. 
Auch die UN-Konferenzen (Weltfrauenkonferenz in Peking 1995; Habitat II in 
Istanbul 1996) trugen dazu bei, die Geschlechterthematik mit politischen Hand-
lungsfeldern im Allgemeinen und mit Umwelt-, Entwicklungs- und Nachhal-
tigkeitsfragen zu verknüpfen. Im Kapitel „Frauen und Umwelt“ des Pekinger 
Dokuments zum Weltfrauengipfel wird das Ungleichgewicht zwischen Ver-
antwortlichkeiten und Rechten von Frauen kritisiert. Frauen sollen stärker in 
gesellschaftliche und politische Prozesse einbezogen werden. 

Die Forderungen lauten: 

■ Einbeziehung von Frauen in umweltrelevante Planungs- und Entschei-
dungsprozesse, 

■ Beseitigung aller Faktoren, die Frauen an der nachhaltigen Bewirtschaf-
tung natürlicher Ressourcen hindern, 

■ Erhaltung von tradiertem Wissen und weiblichen Fähigkeiten im nach-
haltigen Umgang mit biologischer Vielfalt, 
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■ Anerkennung der Rechte und der Verfügungskontrolle von Frauen über 
die von ihnen bewirtschafteten natürlichen Ressourcen sowie 

■ Erarbeitung nationaler Strategien und rechtlicher Normen zur Beteili-
gung von Frauen an Nutzungsgewinnen aus biologischer Vielfalt und 
zum Schutz ihrer Rechte. 

Im Anschluss an die Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 wurden in vielen 
Ländern Strategien zur Gleichstellung der Geschlechter umgesetzt. Der Ansatz 
des „Gender Mainstreaming“ wurde mit dem Amsterdamer Vertrag von 1996 
zum Schlüsselkonzept europäischer Gleichstellungspolitik. Gender 
Mainstreaming zielt auf die Veränderung von politisch relevanten Institutionen 
ab und verbindet Frauenförderung mit Lernprozessen der gesamten Organisati-
on. 

Entscheidend für Umwelt und Nachhaltigkeit ist, dass 

[...] die Geschlechterfrage [...] als ein wesentliches Kriterium bei der 

Lösung sozialer, wirtschaftlicher und umweltpolitischer Probleme an-

gesehen wird. Die scheinbare Geschlechtsneutralität vieler Problem-

stellungen wird als solche erkannt und die Geschlechterbezüge wer-

den deutlich gemacht. (Stiegler 1999) 

Für die deutsche Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik bedeutet dies, dass die 
Arbeit von Behörden, die Vergabe von Forschungsgeldern, die Ausgestaltung 
von Forschungs- und Entwicklungsprojekten nicht mehr ohne Berücksichti-
gung von Gender-Aspekten erfolgen soll. Auf europäischer Ebene wurde ein 
sogenanntes „Gender Impact Assessment“ als „Instrument einer Wirkungsab-
schätzung der geschlechtsspezifischen Implikationen“ politischer Maßnahmen 
oder wissenschaftlicher Erkenntnisse entwickelt (vgl. Schultz 2001, 33). Dieses 
Instrument wurde 1992 erstmals in den Niederlanden eingesetzt. 

4.6.2.1 Paradigmenwechsel in der Geschlechterforschung 

In den 90er Jahren fanden in der Geschlechterforschung tief greifende Um-
wälzungen statt, die bisherige Forschungsparadigmen wie den Dualismus 
Mann vs. Frau in Frage stellten und den Gender-Ansatz bestätigten (vgl. Butler 
1991; Butler 1997). Als Analysekategorie enthüllt „Gender“ die permanente 
soziale Konstruktion weiblicher und männlicher Identitäten, die sich in Zu-
schreibungen bestimmter Tätigkeiten, Kompetenzen oder ganzer Lebensent-
würfe an Frauen und Männer vollzieht. Forschungsobjekt der Gender-
Forschung ist damit nicht mehr in erster Linie die Frau in Abgrenzung zum 
Mann, sondern die Frage kulturell bedingter geschlechtlicher Identitäten und 
die Auswirkung von Geschlechtskonzepten auf gesellschaftliche Strukturen 
und Machtverhältnisse. Neben die Frauenforschung ist die Männerforschung 
getreten, die den Begriff des „Patriarchats“ durch das Erklärungsmodell der 
„hegemonialen Männlichkeit“ ablöst (Connell 1999).  
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Für den Nachhaltigkeitsdiskurs ist dieses Erklärungsmodell insofern interes-
sant, als es mit dem vorherrschenden Mythos von Männlichkeit genau das 
Streben nach Dominanz über die Natur und andere Menschen beschreibt, das 
einer nachhaltigen Entwicklung entgegen steht. 

Auf wissenschaftlicher Ebene hat sich mittlerweile das Verhältnis der Ge-
schlechter entspannt (vgl. Franz-Balsen 2001a) und die Perspektive der Ge-
schlechterforschung hat sich wesentlich erweitert. Es besteht somit die Chance, 
dass Fragestellungen nach der sozialen Konstruktion von Geschlecht(-sunter-
schieden) zu einem allgemein akzeptierten Instrument sozialwissenschaftlicher 
Forschung werden. 

4.6.3 Forschungsfeld „Gender & Nachhaltigkeit“ 

Forschungsansätze zu „Gender & Environment“ bzw. „Gender & Nachhaltig-
keit“ gibt es seit gut 15 Jahren. Eine einheitliche oder koordinierte Forschungs-
landschaft konnte sich allerdings noch nicht formieren. Dies weisen zwei Stu-
dien nach, die das Feld quantitativ (vgl. Franz-Balsen 2001b) und qualitativ 
(vgl. Schön et al. 2002) untersucht haben. Im Jahr 2000 gab es etwa hundert 
Experten für die Thematik, die in der Mehrzahl aus den Planungswissenschaf-
ten (Raumplanung, Stadtplanung, Verkehrsplanung) oder den Agrarwis-
senschaften stammen. Letztere hatten oft einen Nord-Süd-Bezug in ihren Pro-
jekten. 

Bei der qualitativen Analyse stellt sich heraus, dass die Genderforschung zu-
nächst abgekoppelt vom Mainstream der Nachhaltigkeitsforschung stattfindet 
und auch wenig Bezüge zum allgemeinen Nachhaltigkeitsdiskurs sucht. Ihre 
Stärke liegt in ihrer Problemorientierung, ihrer Interdisziplinarität und dem da-
mit verbundenen Innovationspotenzial. Zu den Themenfeldern Raumnutzung, 
Konsum, Mobilität, Arbeit und Ökonomie sind auf diese Weise Erkenntnisse 
gewonnen worden, die sich durch eine lebensweltliche Realität und einen un-
konventionellen Umgang mit den fachlichen Theoriegebäuden auszeichnen. 

Der allgemeine Nachhaltigkeitsdiskurs müsste sich wesentlich stärker gegen-
über unkonventionellen Sichtweisen öffnen, die gravierend von den bisherigen 
Perspektiven und Themensetzungen abweichen, und künftig auch Infragestel-
lungen grundlegender Paradigmen zulassen. Eine mindestens ebenso große He-
rausforderung dürfte es sein, die Rezeptionshemmnisse gegenüber den Ergeb-
nissen der Genderforschung zu identifizieren und zu überwinden (vgl. Schön et 
al. 2002). 

Um derartige Vorbehalte abzubauen, bedarf es unter anderem des Gender 
Mainstreamings als politisches Instrument, das die Annäherungsprozesse der 
unterschiedlichen Nachhaltigkeitsdiskurse unterstützen könnte. 
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5 Nachhaltige Entwicklung – der Weg in Deutschland 

Nach Bearbeitung dieses Kapitels sollten Sie: 

■ wichtige Gremien, die sich mit Nachhaltigkeitsfragen in Deutschland beschäftigen, beschrei-

ben, 

■ den aktuellen Stand der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und der Lokalen Agenda 21 

(LA21) Prozesse aufzeigen und 

■ Ansatzpunkte und Initiativen für Nachhaltigkeitsmanagement in der Privatwirtschaft nennen 

können. 

5.1 Von den umweltpolitischen Anfängen bis zu den Folgen der 

Rio+20-Konferenz 

In den 1960ern gewann die Diskussion zu Fragen des Umweltschutzes in 
Deutschland ähnlich wie auf internationaler Ebene an Bedeutung. Der spätere 
Bundeskanzler Willy Brandt hatte bereits 1961 im nordrhein-westfälischen 
Landtagswahlkampf vom „blauen Himmel über der Ruhr“ gesprochen. Die 
bereits erwähnten Veröffentlichungen „Der stumme Frühling“ (Carson 1962) 
und „Die Grenzen des Wachstums“ (Meadows et al. 1972) stießen auch in der 
Bundesrepublik Deutschland auf große Resonanz. Infolge des Regierungs-
wechsels von 1969 verabschiedete die damalige sozial-liberale Bundesregie-
rung zwei Jahre später das erste Umweltprogramm. In ihm wurde der Umwelt-
schutz als eine zentrale Aufgabe des Staates definiert, umfangreiche Gesetzge-
bungsvorhaben mit Umweltrelevanz wurden eingebracht. Das Umweltpro-
gramm orientierte sich an Erfahrungen anderer Länder wie der Umweltgesetz-
gebung der USA und dem dort 1969 verabschiedeten National Environmental 
Policy Act, aber auch an internationalen Entwicklungen, die im Zuge der Vor-
bereitungen der ersten Weltumweltkonferenz der Vereinten Nationen in Stock-
holm stattfanden. 

In dem ersten Umweltprogramm und seiner Fortschreibung 1976 wurden fol-
gende Grundlagen der deutschen Umweltpolitik formuliert: 

■ Prinzipien der Umweltpolitik: Vorsorge-, Verursacher- und Kooperati-
onsprinzip, 

■ Integration der Umweltpolitik in sämtliche Politikfelder („Umweltpoli-
tik als Querschnittsaufgabe“), 

■ Formulierung von umweltpolitischen Zielen und Maßnahmen. 
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Ziel war eine langfristige und vorsorgende Umweltplanung, die nach dem 
Umweltpolitikwissenschaftler Martin Jänicke bereits den Charakter eines mo-
dernen Umweltplans hatte (vgl. Jänicke et al. 2000). 

Die Umweltpolitik war zunächst dem Bundesinnenministerium zugeordnet, mit 
der Integration in andere Politikfelder war ein Kabinettsausschuss für Umwelt-
fragen betraut. Parallel zu dieser Entwicklung wurde der Rat von Sachverstän-
digen für Umweltfragen (1974) berufen und das Umweltbundesamt (1974) als 
nachgeordnete Behörde des Innenministeriums gegründet. In der zweiten Hälf-
te der 1970er Jahre verlor Umweltpolitik nicht zuletzt aufgrund der wirtschaft-
lichen Entwicklung an Bedeutung. Nach der Regierungsübernahme durch die 
konservativ-liberale Bundesregierung wurde das Umweltprogramm nicht mehr 
weiter verfolgt. Zwar fanden Mitte der 80er Jahre zahlreiche organisatorische 
(z. B. Gründung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit 1986) und gesetzgeberische Initiativen statt, eine Zusammenfüh-
rung aller Bereiche zu einer nationalen Umweltstrategie unterblieb allerdings. 

Infolge der UNCED-Konferenz in Rio (1992), bei der sich die beteiligten Staa-
ten zur Erstellung einer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verpflichteten, hat 
die Bundesregierung eine neue Initiative gestartet. Als Reaktion auf die Agen-
da 21 und das 5. Umweltaktionsprogramm der EU legte die Bundesregierung 
im Jahre 1994 den Bericht „Umwelt 1994 – Politik für eine nachhaltige, um-
weltgerechte Entwicklung“ vor. Dort wird Nachhaltigkeit als Leitbild der deut-
schen Umweltpolitik beschrieben und folgendermaßen definiert: 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung steht für ein Konzept, das 

die Verbesserung der ökonomischen und sozialen Lebensbedingungen 

der Menschen mit der langfristigen Sicherung der natürlichen Le-

bensgrundlagen in Einklang bringt. (Deutscher Bundestag 1994) 

Das Prinzip der Nachhaltigkeit wurde ebenfalls im Jahre 1994 als Staatsziel im 
Grundgesetz verankert: 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für künftige Generationen 

die natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßi-

gen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz 

und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. 

(Art. 20a Grundgesetz) 

1996 startete das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) die Aktivität „Schritte zu einer nachhaltigen, umweltgerechten 
Entwicklung“, mit der gesellschaftlich wichtige Gruppen eingeladen wurden, 
in einem Dialogprozess Umweltqualitäts- und Handlungsziele zu ausgewählten 
Sektoren zu erarbeiten. „Dabei sollten verhärtete Fronten aufgebrochen, die 
umweltpolitische Diskussion in Deutschland versachlicht und für alle Akteure 
gangbare Wege zu einer nachhaltigen Entwicklung aufgezeigt werden“ (BMU 
1997, 16). Anlässlich der Rio+5-Konferenz 1997 in New York wurde eine ers-
te Bestandsaufnahme „Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in 
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Deutschland“ vorgelegt. Zugleich wurde vom BMU ein „Nationales Komitee 
für nachhaltige Entwicklung“ berufen, in dem alle wichtigen Interessengruppen 
und politischen Parteien vertreten waren. Nach einer kontroversen Diskussion 
über die Konsequenzen des Rio-Prozesses veröffentlichte das Komitee eine 
Selbstdarstellung der verbandsspezifischen Aktivitäten zur Umsetzung der 
Agenda 21 mit dem Titel „Zeit zu Handeln: 5 Jahre nach Rio“. Als eine Folge 
der verschiedenen Initiativen legte das Bundesumweltministerium 1998 den 
Entwurf eines umweltpolitischen Schwerpunktprogramms „Nachhaltige Ent-
wicklung in Deutschland“ vor. In diesem Programm wurden die zukünftigen 
Handlungsfelder der Umweltpolitik formuliert und zudem quantifizierte Ziele, 
konkrete Maßnahmen, zeitliche Vorgaben und relevante Akteure genannt. Der 
Anspruch, das Konzept der nachhaltigen Entwicklung, insbesondere deren 
umweltpolitischen Aspekte in allen Politikbereichen zu verankern, wurde darin 
erneut bekräftigt. Allerdings wurde das Programm nicht vom Bundeskabinett 
verabschiedet. Eine weitere Diskussion des Programms fand schließlich auf-
grund des Regierungswechsels nicht mehr statt. 

Unabhängige Experten erstellten im Jahr 2009 einen Peer Review zur deut-
schen Nachhaltigkeitspolitik. Darin wurden bisherige Leistungen in den Berei-
chen Klimaschutz und umweltfreundliche Technologien positiv hervorgeho-
ben. Kritisiert wurde u. a., dass man in der Nachhaltigkeitspolitik zu unent-
schlossen auftrete (vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung 2009). Mittlerweile 
reagierte der Parlamentarische Beirat auf den Peer Review und bezog Stellung. 
Er bemängelte unter anderem eine zu starke Fokussierung auf Klima-, Umwelt- 
und Energiepolitik; andere Nachhaltigkeitsbereiche seien in dem Gutachten zu 
kurz gekommen (vgl. Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung 
2010). Den Vorschlag der Experten, einen Nachhaltigkeitsbeauftragten der 
Bundesregierung einzusetzen oder die Einrichtung eines Ministeriums für Kli-
ma und Energie, empfand der Beirat als nicht zielführend. Auf Zustimmung 
stieß die Idee einer Vision für 2050, in der mittel- (bis 2020) und langfristige 
(bis 2050) Ziele festgelegt werden. Ebenso wolle man für eine bessere Zusam-
menarbeit zu Fragen nachhaltiger Entwicklung zwischen Bund und Ländern 
eine Arbeitsgruppe mit Vertretern des Bundeskanzleramtes und der Staatskanz-
leien der Länder einrichten. Der Rat für nachhaltige Entwicklung solle, wie im 
Peer Review vorgeschlagen, weiter ausgebaut werden. Darüber hinaus fordert 
der Parlamentarische Beirat ein größeres Mitspracherecht des Deutschen Bun-
destages bei der Fortschreibung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. 

In einer Studie des WWF (World Wide Fund for Nature) im Jahr 2012 stellte 
sich ebenfalls heraus, dass die Nachhaltigkeitspolitik Deutschlands als hetero-
gen zu klassifizieren ist. Als positiv werden die organisatorischen, institutionel-
len und instrumentellen Ansätze zur Förderung nachhaltiger Entwicklung her-
vorgehoben. Dazu zählen die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie, der Staatssek-
retärsausschuss für nachhaltige Entwicklung, der parlamentarische Beirat für 
nachhaltige Entwicklung und der Rat für Nachhaltigkeit (mehr zu diesen Gre-
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mien vgl. Kapitel 5.2.3). Kritisch gesehen werden muss laut WWF dagegen der 
generell eingeschränkte Stellenwert von Nachhaltigkeit in der Exekutive und 
Legislative. Nachhaltigkeit hat hier nur einen begrenzten Stellenwert als poli-
tisch-strategisches Thema. So fließt Nachhaltigkeit kaum in das Tagesgeschäft 
der Ministerien ein und darüber hinaus wird Nachhaltigkeit immer noch primär 
dem Umweltbereich zugeordnet (Heinrichs & Law 2012: 8). Auf Bundesebene 
liegt die Federführung in der Nachhaltigkeitspolitik im Bundeskanzleramt, was 
dem „Querschnittscharakter des Leitbildes“ entspreche und somit übergreifend 
die Arbeit der Resorts verbinde (vgl. Bundesregierung 2011).Unter dem Strich 
kommt die Studie jedoch zu dem ernüchternden Ergebnis, dass „trotz der ho-
hen Bedeutung, die die Regierung dem Thema Nachhaltigkeit nach eigenen 
Aussagen beimisst, (…) den Absichtserklärungen zu selten Taten [folgen](…)“ 
(Heinrich & Laws 2012: 10) und somit die Integration von Nachhaltigkeitspoli-
tik in Deutschland „auch 20 Jahre nach der Rio-Konferenz weder umfassend 
noch konsequent verwirklicht“ wird (Heinrichs & Laws 2012: 11). 

Ein bedeutender Schritt auf dem Weg hin zu einer nachhaltigen Entwicklung 
bei der Energieversorgung Deutschlands, lässt sich jedoch 2011 feststellen. In 
der Regierungserklärung vom Juni 2011 "Der Weg zur Energie der Zukunft" 
verkündet die Bundesregierung unter Kanzlerin Angela Merkel den schrittwei-
sen Ausstieg aus der Atomenergie. Dieser Beschluss wurde als Reaktion auf 
die Reaktorkatastrophe von Fukushima im März desselben Jahres getroffen 
und ergänzt bzw. forciert das 2010 erlassene Energiekonzept der Bundesregie-
rung. Somit sollen bis 2022 alle Atomkraftwerke in Deutschland vom Netz 
gehen und der Ausbau der Erneuerbaren Energien bis 2050 soweit fortgeschrit-
ten sein, dass die Energieversorgung Deutschlands damit gedeckt werden kann 
(vgl. BMWi & BMU 2010; vgl. Bundesregierung 2012).  

5.2 Wissenschaftliche Beratung und Studien zur Nachhaltigkeit 

Neben direkten politischen Initiativen der Bundesregierung oder entsprechen-
der Ministerien beschäftigten sich wissenschaftliche Beratungsgremien und 
verschiedene Studien mit dem Thema Nachhaltigkeit (vgl. Ziegler 2003). Dazu 
gehören Kommissionen des Deutschen Bundestages wie auch beratende Gre-
mien der Bundesregierung wie der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen (SRU) und der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen 
(WBGU). Daneben wurden auch gesellschaftlich wichtige Gruppen aktiv und 
initiierten Studien und Diskussionsprozesse zur Nachhaltigkeit. 
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5.2.1 Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) 

Der SRU ist ein wissenschaftliches Beratungsgremium der Bundesregierung 
mit dem Auftrag 

■ die Umweltsituation, die Umweltpolitik und ihre Entwicklungstenden-
zen in Deutschland darzustellen und zu begutachten sowie 

■ umweltpolitische Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren Ver-
meidung oder Beseitigung aufzuzeigen. 

Der SRU erstellt alle zwei Jahre ein Gutachten, mit Aussagen zu aktuellen 
umweltpolitischen Entwicklungen und ausgewählten Schwerpunktthemen. In 
seinem Umweltgutachten 1994 vertritt der Umweltrat ausdrücklich das Leitbild 
„Sustainable Development“, das er mit dauerhaft-umweltgerechter Entwick-
lung übersetzt. Darin fordert er die Ausrichtung wirtschaftlicher und sozialer 
Entwicklungen an der Tragefähigkeit der natürlichen Umwelt. In diesem Zu-
sammenhang spricht er dem bereits verankerten Vorsorge-Prinzip der Umwelt-
politik eine tragende Rolle zu. Zur Konkretisierung des Leitbildes ist die Be-
stimmung von Umweltqualitätszielen und Umwelthandlungszielen erforder-
lich. Insbesondere die ersteren sind im Rahmen einer integrierten Betrachtung 
der ökologischen, ökonomischen und sozio-kulturellen Interdependenzen fest-
zulegen. In den Folgegutachten der Jahre 1996 und 1998 bekräftigt und kon-
kretisiert der Umweltrat seine Position. Im Umweltgutachten aus dem Jahr 
2002 setzt er sich kritisch mit der bisherigen Diskussion um das Konzept der 
nachhaltigen Entwicklung auseinander. 2012 stellt der SRU die Themen 
„Wohlfahrt und Ressourcennutzung entkoppeln”, “Ökosystemleistungen auf-
werten” und ”Integrative Konzepte stärken“ in den Mittelpunkt des Umwelt-
gutachtens. Dabei ist der Ausgangspunkt dieses Gutachtens die Erkenntnis, 
dass bei Nichteinhaltung ökologischer Grenzen gravierende Auswirkungen für 
Wirtschaft und Gesellschaft zu befürchten seien und daher Wirtschaftswachs-
tum und Umweltinanspruchnahme zu entkoppeln seien. Hierzu ist auch eine 
neue bzw. gestärkte Umweltpolitik nötig. Der SRU schlägt daher u. a. vor, das 
Umweltministerium mit einem Widerspruchsrecht im Kabinett auszustatten, 
um so dessen Position zu stärken (vgl. SRU 2012). 

Nr. Jahr Titel 

1 1974 Umweltgutachten 1974. Stuttgart: Kohlhammer. 

2 1978 Umweltgutachten 1978. Stuttgart: Kohlhammer. 

3 1987 Umweltgutachten 1987. Stuttgart: Kohlhammer. 

4 1994 Umweltgutachten 1994. Für eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung. Stuttgart: Metzler-

Poeschel. 

5 1996 Umweltgutachten 1996. Zur Umsetzung einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung. Stuttgart: 

Metzler-Poeschel. 
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6 1998 Umweltgutachten 1998. Umweltschutz: Erreichtes sichern – Neue Wege gehen. Stuttgart: Metzler-

Poeschel. 

7 2000 Umweltgutachten 2000. Schritte ins nächste Jahrtausend. Stuttgart: Metzler-Poeschel. 

8 2002 Umweltgutachten 2002. Für eine neue Vorreiterrolle. Stuttgart: Metzler-Poeschel. 

9 2004 Umweltgutachten 2004. Umweltpolitische Handlungsfähigkeit sichern. Baden-Baden: Nomos-

Verlagsgesellschaft. 

10 2008 Umweltgutachten 2008. Umweltschutz im Zeichen des Klimawandels. Berlin: Erich Schmidt 

Verlag. 

11 2012 Umweltgutachten 2012. Verantwortung in einer begrenzten Welt. Berlin: Erich Schmidt Verlag 

Tab. 4: Gutachten des SRU seit seinen Anfängen (Quelle: http://www.umweltrat.de) 

5.2.2 Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung: Globale Umwelt-

veränderungen (WBGU) 

Der WBGU ist ebenfalls ein Gremium der Bundesregierung, jedoch für die 
wissenschaftliche Politikberatung zu Fragen des globalen Wandels. Er wurde 
1992 im Zuge der UNCED-Konferenz gegründet. Seine wesentliche Aufgabe 
besteht darin, 

■ globale Umwelt- und Entwicklungsprobleme zu analysieren und dar-
über zu berichten, 

■ nationale und internationale Forschungen auf dem Gebiet des globalen 
Wandels auszuwerten, 

■ auf neue Problemfelder und Forschungsdefizite frühzeitig hinzuweisen, 

■ Impulse zur interdisziplinären und anwendungsorientierten Forschung 
des globalen Wandels zu geben, 

■ nationale und internationale Politik zur Umsetzung einer nachhaltigen 
Entwicklung zu beobachten und 

■ Handlungs- und Forschungsempfehlungen für Politik und Öffentlich-
keit zu erarbeiten und zu verbreiten. 

Wie der SRU erstellt auch der WBGU regelmäßig Gutachten für die Bundesre-
gierung. In seinem ersten Jahresgutachten 1993 formuliert er sein Anliegen 
dahingehend, dass die in Rio angestoßene Entwicklung auch von Deutschland 
gefördert und mitbestimmt werden muss. Dabei betont er, dass die Auseinan-
dersetzung mit globalen Umweltveränderungen unter der Perspektive einer 
nachhaltigen Entwicklung erfolgen sollte, wobei er von den Ergebnissen des 
Brundtland-Berichts ausgeht. Dieser Anspruch bedingt die Durchführung an-
spruchsvoller Untersuchungen zu Fragen nach 

■ der Abschätzbarkeit langfristiger Auswirkungen menschlicher Aktivitäten, 
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■ der Vermeidbarkeit irreversibler Veränderungen des ökologischen Sys-
tems, 

■ der Bewertung des Zuwachses an Lebensqualität im Ausgleich mit der 
Natur sowohl für die gegenwärtige als auch für die künftigen Generati-
onen, 

■ Umfang, Inhalt und Reichweite einer vorsorgenden Strategie. 

Der WBGU fordert in seinem Gutachten von 2012 „Welt im Wandel. Ge-
sellschaftsvertrag für eine Große Transformation“ eine schnelle gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Transformation, weg von einem kohlen-
stoffbasierten Wirtschaftsmodell und von kurzfristigen Interessenskalkülen. 
Laut des WBGU müssen „die Gesellschaften auf eine neue „Geschäfts-
grundlage“ gestellt werden. Es geht um einen neuen Weltgesellschaftsver-
trag für eine klimaverträgliche und nachhaltige Weltwirtschaftsordnung. 
Dessen zentrale Idee ist, dass Individuen und die Zivilgesellschaften, die 
Staaten und die Staatengemeinschaft sowie die Wirtschaft und die Wissen-
schaft kollektive Verantwortung für die Vermeidung gefährlichen Klima-
wandels und für die Abwendung anderer Gefährdungen der Menschheit als 
Teil des Erdsystems übernehmen“ (WBGU 2011: 2). In dem Gutachten 
werden konkrete Maßnahmenpakete angeführt, die den konkreten Umbau 
der Gesellschaft voranbringen können (vgl. WBGU 2011). 

Nr. Jahr Titel 

1 1993 Jahresgutachten 1993. Welt im Wandel – Grundstruktur globaler Mensch-Umwelt-

Beziehungen. Bonn: Economica-Verlag. 

2 1994 Jahresgutachten 1994. Welt im Wandel – Die Gefährdung der Böden. Bonn: Economica-Verlag. 

3 1995 Jahresgutachten 1995. Welt im Wandel – Wege zur Lösung globaler Umweltprobleme. Berlin et 

al.: Springer. 

4 1996 Jahresgutachten 1996. Welt im Wandel – Herausforderung für die deutsche Wissenschaft. 

Berlin et al.: Springer. 

5 1997 Jahresgutachten 1997. Welt im Wandel – Wege zu einem nachhaltigen Umgang mit Süßwasser. 

Berlin et al.: Springer. 

6 1998 Jahresgutachten 1998. Welt im Wandel – Strategien zur Bewältigung globaler Umweltrisiken. 

Berlin et al.: Springer. 

7 1999 Jahresgutachten 1999. Welt im Wandel – Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Biosphäre. 

Berlin et al.: Springer. 

8 2000 Jahresgutachten 2000. Welt im Wandel – Neue Strukturen globaler Umweltpolitik. Berlin et al.: 

Springer. 

9 2003 Jahresgutachten 2003. Welt im Wandel – Energiewende zur Nachhaltigkeit. Berlin et al.: 

Springer. 

10 2004 Jahresgutachten 2004. Welt im Wandel – Armutsbekämpfung durch Umweltpolitik. Berlin et 

al.: Springer. 

11 2007 Jahresgutachten 2007. Welt im Wandel – Sicherheitsrisiko Klimawandel. Berlin et al.: Springer. 
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12 2008 Jahresgutachten 2008. Welt im Wandel – Zukunftsfähige Bioenergie und nachhaltige 

Landnutzung. Berlin: WBGU. 

13 2011 Hauptgutachten 2011: Welt im Wandel. Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation. 

Berlin: WBGU 

14 2013 Hauptgutachten 2013: Welt im Wandel: Menschheitserbe Meer. Berlin: WBGU 

Tab. 5: Hauptgutachten des WBGU seit seinen Anfängen (Quelle: http://www.wbgu.de) 

5.2.3 Enquete-Kommissionen „Schutz des Menschen und der Umwelt“ und 

„Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität“ des Deutschen Bundestages 

Bereits im Februar 1992 wurde auf Beschluss des Deutschen Bundestages die 
Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt – Bewertungs-
kriterien und Perspektiven für umweltverträgliche Stoffkreisläufe in der Indust-
riegesellschaft“ eingesetzt. Enquete-Kommissionen sind Institutionen des Par-
laments, mit deren Hilfe größere Sachkomplexe im Zusammenwirken von Poli-
tik, Wissenschaft und Praxis aufgearbeitet werden. Diese Enquete-Kommission 
hatte neben der Behandlung sämtlicher Aspekte der industriellen Stoff-
wirtschaft auch den Auftrag, „Vorschläge für eine nachhaltig zukunftsverträg-
liche Entwicklung zu unterbreiten“ (Enquete-Kommission 1994: 2). In ihrem 
Abschlussbericht formulierte die Enquete-Kommission die später in vielen 
Veröffentlichungen aufgegriffenen „Managementregeln der Nachhaltigkeit“. 
Diese Kommission wurde in der folgenden Legislaturperiode neu berufen. 

Diese neue Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt – 
Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Ent-
wicklung“ hat sich maßgeblich mit der Operationalisierung des Leitbildes einer 
nachhaltigen Entwicklung in Deutschland auseinandersetzt. Sie wurde 1995 
durch den 13. Deutschen Bundestag eingesetzt und legte 1998 zum Ende der 
Legislaturperiode ihren Abschlussbericht vor. Ziel der weiterführenden Enque-
te-Kommission war es, „Antworten auf die grundsätzlichen Herausforderungen 
einer nachhaltigen Entwicklung in die öffentliche Debatte zu bringen und trag-
fähige Strategien für eine zukunftsfähige Gesellschaft zu entwerfen“ (Deut-
scher Bundestag 1998: 14). 

Die Kommission hatte den Auftrag, folgende Schwerpunkte zu bearbeiten: 

■ Erarbeitung von Umweltzielen für eine nachhaltig zukunftsverträgliche 
Entwicklung, 

■ Erarbeitung ökonomischer und sozialer Rahmenbedingungen für eine 
nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung, 

■ Darstellung der Notwendigkeit gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und 
technischer Innovationen und Identifizierung von Maßnahmen zur Um-
setzung einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung. 
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Die Enquete-Kommission konzentrierte sich, basierend auf dem Drei-
Dimensionen-Modell der Nachhaltigkeit (Ökologie, Ökonomie, Soziales) (vgl. 
Kapitel 4.2), auf die Umsetzung eines integrativen Leitbildes, bei dem Nach-
haltigkeit nicht ausschließlich stofflich, sondern als „regulative Idee“ verstan-
den wird. Ausgehend von den durch die Vorgänger-Kommission erarbeiteten 
ökologischen Grundregeln („Stoffstrom-Managementregeln“) formulierte die 
Kommission zumindest in vorläufiger Form auch soziale und ökonomische 
Regeln für eine nachhaltige Entwicklung. Die Leitregeln zur Nachhaltigkeit, 
wie sie die Kommission verstanden hat, sind folgende: 

■ Ökologische Dimension: Die Abbaurate erneuerbarer Ressourcen soll 
deren Regenerationsrate nicht überschreiten. Nicht-erneuerbare Res-
sourcen sollen nur in dem Umfang genutzt werden, in dem Ersatz ge-
schaffen werden kann. Stoffeinträge in die Umwelt sollen sich an der 
Belastbarkeit der Umweltmedien orientieren. Das Zeitmaß anthropoge-
ner Einträge bzw. Eingriffe in die Umwelt muss im ausgewogenen Ver-
hältnis zum Zeitmaß des Reaktionsvermögens der Umwelt stehen. Ge-
fahren für die menschliche Gesundheit durch anthropogene Einwir-
kungen sind zu vermeiden. 

■ Ökonomische Dimension: Die Gesellschaft muss Individualinteressen 
und Gemeinwohl in Einklang bringen. Preise müssen dauerhaft die we-
sentliche Lenkungsfunktion auf Märkten wahrnehmen und dabei die 
Knappheit der Ressourcen widerspiegeln. Die Rahmenbedingungen für 
funktionsfähige Märkte und zur Steigerung der Innovationsfähigkeit 
sollen geschaffen und der gesellschaftliche Wandel gefördert werden. 
Die ökonomische Leistungsfähigkeit der Gesellschaft soll zukünftigen 
Generationen erhalten werden – entsprechend geleisteter Beiträge oder 
entsprechend der Bedürftigkeit. 

■ Soziale Dimension: Der soziale Rechtsstaat soll die Menschenwürde 
und die freie Entfaltung der Persönlichkeit sowie Entfaltungschancen 
für heutige und zukünftige Generationen gewährleisten. Jedes Mitglied 
der Gesellschaft muss entsprechend seiner Leistungsfähigkeit einen so-
lidarischen Beitrag für die Gesellschaft leisten. Jedes Mitglied der Ge-
sellschaft erhält Leistungen von der solidarischen Gesellschaft. Die so-
zialen Sicherungssysteme können nur in dem Umfang wachsen, in dem 
die Leistungsfähigkeit der Gesellschaft zunimmt. Das in der Gesell-
schaft vorhandene Leistungspotenzial soll für künftige Generationen 
zumindest erhalten werden. 

Umsetzung eines  

integrativen Leitbildes mit der 

Formulierung von Leitregeln 



5 Nachhaltige Entwicklung – der Weg in Deutschland 

 

98 

Der Abschlussbericht „Konzept Nachhaltigkeit“ (Enquete-Kommission 1998) 
lieferte einen viel beachteten Beitrag zur deutschen Nachhaltigkeitsdiskussion, 
der großen Einfluss auf die weiteren Diskurse hatte. 

Im Jahr 2011 wurde die neue Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“ gebildet. Die Kommission soll in ihrer Arbeit die Möglichkei-
ten und Herausforderungen der Entkopplung von Wachstum, Ressourcenver-
brauch und technischem Fortschritt eruieren. Ziel hierbei ist es, einen neuen 
Wohlstands- bzw. Fortschrittsindikator zu entwickeln, um so den aktuellen 
Wohlstandsindikator „Bruttoinlandsprodukt“ zu ergänzen, so dass u. a. auch 
die negativen Wirkungen von Wachstum wie Umweltzerstörungen von dem 
Indikator angeben werden können. Die Enquete-Kommission teilt die Grund-
überzeugung, dass „Wachstum angesichts der Folgeschäden in besonderem 
Maß rechtfertigungspflichtig ist; dass es das Prinzip der Vorsicht gebietet, 
auch langfristige Konsequenzen des Wachstums zu bedenken; und dass es eine 
gute antizipatorische Politik ist, diese Konsequenzen als externe Kosten zu 
internalisieren“ (Kolbe & Zimmer 2012). 

5.2.4 Studien zur nachhaltigen Entwicklung in Deutschland 

Neben dem Bericht der zweiten Enquete-Kommission kommt der normativ 
ausgerichteten Studie des Wuppertal Instituts mit dem Titel „Zukunftsfähiges 
Deutschland – Ein Beitrag zu einer global nachhaltigen Entwicklung“ eine we-
sentliche Rolle innerhalb der deutschen Nachhaltigkeitsdiskussion zu. Die Stu-
die wurde 1996 vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 
und dem kirchlichen Hilfswerk Misereor in Auftrag gegeben. Die Zusammen-
arbeit dieser beiden Organisationen lag in dem Anliegen begründet, den Zu-
sammenhang zwischen Umweltverantwortung und sozialer Gerechtigkeit zu 
thematisieren. Daher werden als Anlass für die Studie auch die Vernachlässi-
gung ökologischer Erfordernisse und die Ausblendung eines gerechten Aus-
gleichs zwischen Nord und Süd genannt (vgl. BUND & Misereor 1997). 

Der Leitbegriff „Sustainable Development“ wird in der Studie mit „zukunfts-
fähiger Entwicklung“ übersetzt. Den Handlungsrahmen für die Umsetzung 
einer zukunftsfähigen Entwicklung bildet das aus der Nachhaltigkeits-Defini-
tion abgeleitete Ziel, weltweit die natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten, 
der in dieser Untersuchung als „Umweltraum“ bezeichnet wird. Innerhalb die-
ses „Umweltraums“ wurden Leitlinien für die Nutzung von Ressourcen im Sin-
ne einer zukunftsfähigen Entwicklung formuliert. Durch die Erarbeitung von 
Umweltzielen (z. B. für den Treibhauseffekt, Energie- und Flächenverbrauch), 
die mithilfe von Umweltindikatoren und der Definition von ökologischen 
Grenzen für Deutschland konkretisiert werden, sowie Leitbildern und Zu-
kunftsvisionen versucht die Studie mit der Szenarioanalyse Handlungsnotwen-
digkeiten und Empfehlungen abzuleiten. 
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Die beiden Studien des Umweltbundesamtes (UBA) „Nachhaltiges Deutsch-
land“ (1997) und „Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“ (2002b) unter-
nahmen die Zusammenführung verschiedener umweltrelevanter Felder (Ener-
gie, Mobilität, Nahrungsmittelproduktion, Stoffstrommanagement, Konsum-
muster) als Beitrag zur nationalen Nachhaltigkeitsdiskussion. Es wurden für 
diese Felder jeweils unterschiedliche Szenarien entwickelt (Status quo, Effi-
zienz- und Struktur-/Bewusstseinswandel-Szenario) sowie Instrumente und 
Indikatoren einer nachhaltigen Entwicklung abgeleitet. 

Im Jahr 2008 wurde die Nachfolgestudie zur ersten „Zukunftsfähigkeitsstudie“ 
veröffentlicht: Zukunftsfähiges Deutschland in einer globalisierten Welt – Ein 
Anstoß zur gesellschaftlichen Debatte, herausgegeben vom BUND und den 
kirchlichen Hilfsorganisationen „Brot für die Welt“ und dem Evangelischen 
Entwicklungsdienst (EED). Anlass für eine weitere Studie war der Befund, 
dass eine Wende der Politik der Nachhaltigkeit bisher nicht gelungen sei (vgl. 
BUND et al. 2008). Die Studie bestätigt der deutschen Politik, Wirtschaft und 
Konsumgesellschaft zwar erste erfolgreiche Kursänderungen, diese seien je-
doch weiterhin unzureichend. Die Begrenzung des Klimawandels auf ein ver-
tretbares Maß könne beispielsweise ohne einen grundlegenderen Wandel nicht 
erreicht werden. Die Studie weist erneut darauf hin, dass alleiniges Wissen um 
nachhaltige Entwicklung nicht ausreicht, um einen Wandel zu vollziehen. Des-
halb bietet sie Anregungen, Vorschläge, Konzepte und Visionen, die Möglich-
keiten zum Handeln aufzeigen und sich an Politik, Wirtschaft sowie Bürger 
richtet. Als eine der langfristigen Maßnahmen fordert die Studie einen Gesell-
schaftsvertrag für ein ausbalanciertes Verhältnis zwischen Bürgern und Natur. 

5.3 Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 

5.3.1 Zielsetzung 

Die Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und 
Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung“ 
entwickelte in ihrem Abschlussbericht unter anderem Bausteine für eine natio-
nale Nachhaltigkeitsstrategie. Diese beinhalteten Vorgehensfragen für Zielfin-
dungsprozesse und bereits Überlegungen zur Einrichtung eines Rates für nach-
haltige Entwicklung. Nach dem Regierungswechsel 1998 wurde auf Basis die-
ser Empfehlungen von der neuen rot-grünen Bundesregierung im Koalitions-
vertrag festgeschrieben: 

Die neue Bundesregierung wird eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie 

mit konkreten Zielen erarbeiten. Dies geschieht im Dialog mit den 

wichtigen gesellschaftlichen Gruppen. Die nationale Nachhaltigkeits-

strategie ist ein wichtiges Instrument zur Förderung ökologischer Inno-

vationen wie auch zur Umsetzung der Agenda 21. Das Beratungswesen 

wird neu geordnet und gestrafft. (Koalitionsvereinbarung 1998, 13) 
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Auf Anregung des Bundestages wurde diese Vereinbarung in einem Beschluss 
der Bundesregierung im Juli 2000 durch folgende Aufträge und Maßnahmen 
konkretisiert: 

■ Einrichtung eines Staatssekretärsausschusses (Green Cabinet), 

■ Einrichtung des Rates für nachhaltige Entwicklung (RNE), 

■ Erarbeitung einer Strategie für nachhaltige Entwicklung. 

5.3.2 Green Cabinet 

Das „Green Cabinet“ wurde nach dem Vorbild anderer Länder, insbesondere 
Großbritanniens, gebildet. Es soll als ressortübergreifender Staatssekretärsaus-
schuss die Politiken sämtlicher Ressorts – vom Auswärtigen Amt über Finan-
zen, Wirtschaft, Verbraucherschutz und Landwirtschaft, Umwelt bis hin zur 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit – auf das Ziel Nachhaltigkeit hin koordinie-
ren. Es hat die Aufgabe, eine Nachhaltigkeitsstrategie zu erarbeiten und kon-
krete Projekte zu ihrer Umsetzung festzulegen. 

Das Green Cabinet legte nach Konsultationen des Rates und verschiedener 
gesellschaftlicher Akteure (Gewerkschaften, Kirchen, Umwelt- und Entwick-
lungsorganisationen, Wirtschaft, Wissenschaft) Ende 2001 einen Entwurf der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vor. Dieser wurde im Rahmen eines Dia-
logprozesses zur Diskussion gestellt. Der Dialogprozess beinhaltete eine mehr-
wöchige Diskussion im Internet (http://www.dialog-nachhaltigkeit.de), eine er-
neute Konsultationsrunde mit den gesellschaftlichen Akteuren sowie Stellung-
nahmen verschiedener Gruppen. Dabei handelte es sich um Interessenver-
bände, beratende Gremien (z. B. SRU, RNE, WBGU) sowie um Parteien. Nach 
einer Überarbeitung des Entwurfs wurde er im April 2002 vom Bundeskabinett 
unter dem Titel „Perspektiven für Deutschland – Unsere Strategie für eine 
nachhaltige Entwicklung“ verabschiedet. 

5.3.3 Rat für nachhaltige Entwicklung (RNE) 

Der Rat für nachhaltige Entwicklung wurde vom Bundeskanzler berufen und 
hat im April 2001 seine Arbeit aufgenommen. In ihm sind zurzeit 15 Persön-
lichkeiten vertreten, die gesellschaftliche Interessengruppen aus den Bereichen 
Wirtschaft, Umwelt, Verbraucherschutz, Ernährung, Landwirtschaft, Internati-
onales, Kirchen und Wissenschaft repräsentieren. Allerdings sollen diese Per-
sonen nicht als reine Interessenvertreter fungieren, sondern darüber hinaus im 
Sinne eines konsensorientierten Vorgehens eingefahrene Blockaden überwin-
den und unkonventionelle Vorschläge unterbreiten. Der Nachhaltigkeitsrat soll 

■ die Bundesregierung und das Green Cabinet beraten, 

■ Beiträge (insbesondere Ziele) für eine nationale Nachhaltigkeitsstrate-
gie ausarbeiten, 
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■ konkrete Projekte zur Umsetzung vorschlagen sowie 

■ eine wichtige Funktion im gesellschaftlichen Dialog zur Nachhaltigkeit 
wahrnehmen (Bewusstseins- und Konsensbildung). 

5.3.4 Schwerpunkte der Nachhaltigkeitsstrategie 

In der Nachhaltigkeitsstrategie verknüpft das Leitbild der Nachhaltigkeit „die 
Bedürfnisse der heutigen Generationen mit den Lebenschancen zukünftiger 
Generationen und fordert, in einer Art Generationenvertrag die langfristige 
Entwicklung so zu gestalten, dass sie beiden gerecht wird“ (Deutscher Bundes-
tag 2002, 5). Dabei wird es von folgenden vier ‚Leitlinien’ geprägt: Generatio-
nengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zusammenhalt und internationale 
Verantwortung. 

Mit 21 Schlüsselindikatoren (vgl. Kapitel 4.5) soll der Stand der Entwicklung 
regelmäßig überprüft werden, um Fortschritte und weiteren Handlungsbedarf 
aufzuzeigen. Die Schlüsselindikatoren sind den vier Leitlinien zugeordnet und 
geben so auch die verschiedenen Dimensionen der Nachhaltigkeit wieder. Es 
gibt Schlüsselindikatoren u. a. zu den Themenbereichen Ressourcenschonung, 
wirtschaftliche Zukunftsvorsorge und Bildung. Die Indikatoren gelten als Be-
standteil des Managementkonzepts zur Umsetzung und kontinuierlichen Wei-
terentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie. Um zukünftig eine Vergleichbar-
keit und Transparenz zu gewährleisten werden daher bei der Weiterentwick-
lung der Nachhaltigkeitsstrategie die Schlüsselindikatoren beibehalten, jedoch 
werden ggf. neue Ziele sowie Teilindikatoren ergänzt (vgl. Bundesregierung 
2011). 

Die Bundesregierung hat mit der Nachhaltigkeitsstrategie (2002), dem darauf-
folgenden Fortschrittsbericht (2004) und dem Wegweiser Nachhaltigkeit 
(2005) verschiedene Schwerpunktthemen formuliert, an denen die Grundsätze 
der nachhaltigen Entwicklung konkretisiert werden (vgl. Bundesregierung 
2008). Sie sollen daher für das Handeln der Regierung und der betroffenen 
Akteure gelten und beinhalten u. a. 

■ Energie effizient nutzen – Klima wirksam schützen (2002) 

■ Mobilität sichern – Umwelt schonen (2002) 

■ Gesund produzieren – gesund ernähren (2002) 

■ Demografischen Wandel gestalten (2002) 

■ Alte Strukturen verändern – neue Ideen entwickeln (2002) 

■ Innovative Unternehmen – erfolgreiche Wirtschaft (2002) 

■ Flächeninanspruchnahme vermindern (2002) 

■ Neue Energieversorgungsstruktur unter Einbeziehung der erneuerbaren 
Energien (2004) 

4 Leitlinien 

21 Schlüsselindikatoren 
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■ Potenziale älterer Menschen in Wirtschaft und Gesellschaft (2004) 

■ Nachwachsende Rohstoffe – für neue Produkte und wachsende Märkte 
(2005) 

■ Zukunftsfähige Waldwirtschaft – ökonomische Perspektiven entwickeln 
(2005) 

■ Biologische Vielfalt – schützen und nutzen (2005) 

Abgesehen von den Punkten „Alte Strukturen verändern“ und „Innovative Un-
ternehmen“ wurden für alle Themen Konzepte und Maßnahmen entwickelt. Im 
Fortschrittsbericht 2008 wurde die Nachhaltigkeitsstrategie weiterentwickelt; 
so wurden beispielsweise einige neue Ziele in das bereits bestehende Indikato-
rensystem aufgenommen. Durch die Dynamik in der Schwerpunktsetzung und 
der Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie wird deutlich, dass nach-
haltige Entwicklung aus politischer Sicht ein Prozess ist, der fortwährend an 
aktuelle Entwicklungen angepasst wird (vgl. Bundesregierung o. J.). Der Fort-
schrittsbericht 2008 enthält vier Schwerpunkte:  

■ Klima- und Energieeffizienz, 

■ Nachhaltige Rohstoffwirtschaft,  

■ Demografischer Wandel und  

■ Welternährung 

Das Managementkonzept dient insgesamt der Operationalisierung des Leitbil-
des der nachhaltigen Entwicklung. Es besteht aus einem Zusammenspiel der 
Managementregeln, der Ziele, Indikatoren, Maßnahmenkataloge und des re-
gelmäßigen Monitorings. Ergänzend zum Managementkonzept wurde 2009 
beschlossen, neue Gesetze der Bundesregierung in Zukunft einer Gesetzesfol-
genabschätzung unter Aspekten einer nachhaltigen Entwicklung zu unterzie-
hen, um so eine bessere Rechtssetzung zu gewährleisten (vgl. Bundesregierung 
2011). 

 Im Fortschrittsbericht der Bundesregierung von 2012 stehen die drei Themen 
nachhaltiges Wirtschaften, Klima und Energie sowie nachhaltige Wasserpolitik 
im Mittelpunkt (vgl. Bundesregierung 2011). Dieser Bericht macht deutlich, 
dass die Entwicklungen in Deutschland in vielen Bereichen entgegen der ge-
setzten Ziele verlaufen, etwa bei der Flächeninanspruchnahme oder beim Ver-
dienstabstand von Männern und Frauen. Positive Entwicklungen sind jedoch 
im Bereich der erneuerbaren Energien und des Klimaschutzes zu verzeichnen 
(vgl. Bundesregierung 2011). 

Von 2012 an wird jährlich ein „Leuchtturmprojekt der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie" vergeben werden, um so innovativen Projekten zur Umsetzung 
von Nachhaltigkeit mehr Aufmerksamkeit zu verschaffen. Das erste Leucht-
turmprojekt ist die Entwicklung einer neuen Mobilitäts- und Kraftstoffstrategie 
unter Federführung des Bundesverkehrsministeriums.  
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Bei der Erarbeitung dieser Strategie wird verstärkt auf den Dialog mit Bürgern 
und Experten Wert gelegt, um eine nachhaltige Strategie zu entwickeln (vgl. 
Bundesregierung 2011). 

5.3.5 Einschätzung der Nachhaltigkeitsstrategie 

Zum ersten Strategieentwurf äußerten sich die bereits im Dialogprozess einbe-
zogenen Institutionen und Gruppen mit Stellungnahmen. Grundsätzlich wurde 
von allen begrüßt, dass durch die Erarbeitung der Strategie das Thema wieder 
in einem öffentlichen Diskurs stattfindet und so auch an Bedeutung gewonnen 
habe. Eine Kritik galt jedoch der Gestaltung des „Dialogprozesses“. So seien 
die gesellschaftlichen Gruppen und Gremien zu wenig bei der Erarbeitung ein-
gebunden worden. Für die Diskussion des Entwurfes wurde ebenfalls ein zu 
geringer Zeitraum vorgesehen. Es wird befürchtet, dass die Strategie ein reines 
Regierungsprogramm ohne Verankerung in der Gesellschaft und in den ande-
ren politischen Ebenen (Bundesländer, Kommunen) darstellen könnte. 

Die inhaltliche Kritik – so auch im Online-Dialog – war vielfältig und bezog 
sich auf grundsätzliche Bereiche wie die Definition des Leitbildes sowie auf 
die Formulierung der Ziele und Indikatoren. Hier wurde insbesondere die in 
einigen Bereichen fehlende Quantifizierung bemängelt, die eine Erfolgskon-
trolle erschwere. 

Bei der Überarbeitung des Entwurfes wurden viele der Einwände berücksich-
tigt. Selbst die Umweltverbände begrüßten die endgültige Fassung und kündig-
ten ihre Unterstützung für die Umsetzung an. Jedoch blieben einige Kritik-
punkte, u. a. des Nachhaltigkeitsrates unberücksichtigt, insbesondere: 

■ fehlende Erwähnung von Zielkonflikten, die bei der Umsetzung der 
Maßnahmen auftreten können. 

■ zu geringe Bedeutung der internationalen Dimension, die sich u. a. an 
dem geringen Beitrag an staatlicher Entwicklungshilfe (0,3 % des BIP) 
ablesen lässt, 

■ fehlende Konkretisierung von Zielen (z. B. im Klimaschutz die Minde-
rung der CO2-Emissionen bis 2020 oder der Abbau der Kohlesubven-
tionen). 

Die Bundesregierung löste mit der Nachhaltigkeitsstrategie die 1992 in der 
Agenda 21 formulierte Verpflichtung ein und stellte sie als deutschen Beitrag 
auf der WSSD in Johannesburg vor. Zwei Jahre nach Verabschiedung der 
Nachhaltigkeitsstrategie stand ein erstes Monitoring an: Seit Januar 2004 hat es 
einen erneuten Dialogprozess mit den verschiedenen gesellschaftlichen Akteu-
ren und Gruppen zur Erstellung eines Fortschrittsberichts zur Nachhaltigkeits-
strategie der Bundesregierung gegeben. Ende Oktober 2004 wurde dieser Fort-
schrittsbericht vom Kabinett verabschiedet (vgl. Bundesregierung 2004).  
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Darauf folgten der Wegweiser Nachhaltigkeit 2005, der Fortschrittsbericht der 
Bundesregierung 2008 und der Fortschrittsbericht 2012 

Dabei ist bei allen Fortschreibungen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bürgerdialog ein wesentlicher Bestandteil. Es werden neben der allgemeinen 
Öffentlichkeit Experten und Interessensverbände mit in die Weiterentwicklung 
der Nachhaltigkeitsstrategie einbezogen. Auch für den neuen Fortschrittsbe-
richt von 2012 wurde im Vorfeld frühzeitig (2010) ein breiter Dialogprozess 
angestoßen. Neben der Möglichkeit für die Öffentlichkeit, zu ersten Entwürfen 
der Strategie sowie Eckpunkten im Internet Stellungnahmen 4  zu verfassen 
(über www.dialog-nachhaltigkeit.de), ergänzten Diskussionsrunden mit ver-
schiedenen Interessensgruppen wie Kommunen, Wirtschaft und Wissenschaft 
die dialogische Fortschreibung der Nachhaltigkeitsstrategie. Es wurde bei den 
Stellungnahmen und Kommentaren deutlich, dass die Themen Klimawandel 
und Energie, Mobilität und nachhaltiger Konsum für die Bürger einen hohen 
Stellenwert einnahmen. (vgl. Bundesregierung. 2011)  

Die Bundesregierung legt seit 2005 regelmäßig alle vier Jahre einen derartigen 
Bericht zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie vor. Darüber hinaus er-
scheint alle zwei Jahre ein Indikatorenbericht des Statistischen Bundesamtes, 
der die Entwicklung der Nachhaltigkeitsindikatoren dokumentiert. In den Fort-
schrittsberichten der Bundesregierung sollen Aussagen zu folgenden Punkten 
enthalten sein: 

■ welche Beiträge sie selbst und andere Akteure (zum Beispiel Länder, 
Kommunen, Wirtschaft) geleistet haben, um den in der Strategie ge-
nannten Zielen näher zu kommen, 

■ welche Veränderungen sich bei den 21 Schlüsselindikatoren zeigen und 

■ welche Schlussfolgerungen für die Weiterentwicklung der Strategie und 
des Indikatorensystems gezogen werden. 

1991 bis 1994: Aktive Teilnahme am UNCED-Prozess (1992); Ministerwechsel im BMU (1994); 

Enquete-Kommission des Bundestages „Schutz des Menschen und der Umwelt“ 

(1992 bis 1994) formuliert vier „Management-Regeln“ ökologischer Nachhaltig-

keit. 

1996 bis 1998: Sogenannter Schritte-Prozess des Umweltministeriums; Studie „Nachhaltiges 

Deutschland“ des Umweltbundesamtes (1997); Entwurf eines Schwerpunktpro-

gramms „Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“, nicht vom Kabinett beschlos-

sen (1998); Enquete-Kommission des Bundestages zur Nachhaltigkeit (1995 bis 

1998) formuliert den Drei-Säulen-Ansatz nachhaltiger Entwicklung. 

1998 bis 2001: Aktivitäten der rot-grünen Bundesregierung für eine Nachhaltigkeitsstrategie: 

Strategie und Rat für nachhaltige Entwicklung im Koalitionsvertrag (1998); Kabi-

                                                            
4  2012 gab es zwei Phasen des Bürgerdialogs. Insgesamt gingen 1600 Stellungnahmen und 

Kommentare ein.  

große Bedeutung des 

Bürgerdialogs für die 

nationale 

Nachhaltigkeitsstrategie 

regelmäßiges Monitoring der 

Umsetzung der 

 Nachhaltigkeitsstrategie 

zu überprüfende Aspekte 

Zeittafel 

Nachhaltigkeitsstrategie in 

Deutschland 



5 Nachhaltige Entwicklung – der Weg in Deutschland 

 

105

nettsbeschluss im Juli 2000 mit prozeduraler und institutioneller Regelung der Stra-

tegieformulierung, Bildung des Staatssekretärsausschusses für nachhaltige Ent-

wicklung (Green Cabinet) unter Leitung des Bundeskanzleramtes. 

April 2001: Konstituierung des Rates für nachhaltige Entwicklung. 

Dezember 2001: Vorlage des Entwurfs der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie („Perspektiven für 

Deutschland“) mit Online-Dialog. 

April 2002: Verabschiedung der Nachhaltigkeitsstrategie 

Oktober 2004: Erster Fortschrittsbericht der Bundesregierung 

August 2005: Wegweiser Nachhaltigkeit 2005 – Bilanz und Perspektiven 

Juli 2008: Fortschrittsbericht 2008 zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

Oktober 2011: Nationale Nachhaltigkeitsstrategie – Fortschrittsbericht der Bundesregierung 2012 

Abb. 14: Schritte zu einer Strategie „Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“ (angelehnt an SRU 2002) 

5.4 Akteure der Nachhaltigkeit in Deutschland 

Auf der politischen Ebene agieren neben der Bundesregierung vor allem die 
Bundesländer und Kommunen. Daneben spielen die Non-Governmental Orga-
nisations (NGOs) als Vertreter der Zivilgesellschaft und vor allem die Wirt-
schaft als Akteure einer nachhaltigen Entwicklung eine wichtige Rolle. 

5.4.1 Bundesländer 

Mit Artikel 20a des Grundgesetzes ist die nachhaltige Entwicklung zum Staats-
ziel erhoben worden. Zwar ist es in erster Linie Aufgabe der Bundesregierung, 
eine nachhaltige Entwicklung einzuleiten und voranzutreiben. Doch die Länder 
gelten als unterstützende Akteure, wie es in Artikel 30 des Grundgesetzes for-
muliert ist: „Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der 
staatlichen Aufgaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine 
andere Regelung trifft oder zulässt.“ 

Neben dem Bundestag bekannten sich auch die Ministerpräsidenten aller Bun-
desländer zu den Ergebnissen der UNCED-Konferenz in Rio 1992. Seither 
haben die meisten Länder Strategien für eine nachhaltige Entwicklung formu-
liert und unter unterschiedlichen Bezeichnungen veröffentlicht. Sie nennen sich 
u. a. Nachhaltigkeitsstrategie (Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Thüringen), Lokale Agenda 21 (Berlin, 
Nordrhein-Westfalen), Saarland Agenda oder Aktionsprogramm Nachhaltige 
Entwicklung (Bayern). Jedoch haben nur sechs Bundesländer insgesamt ihre 
Nachhaltigkeitsstrategie auch mit konkreten Maßnahmen verknüpft (vgl. Beck 
et al. 2012). Es wurden z. T. Koordinationsstellen für die Förderung und Bera-
tung der Kommunen zur Initiierung von Lokalen Agenda – Prozessen gegrün-
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det. Im Rahmen der regelmäßig tagenden Umweltministerkonferenzen der 
Bundesländer und des Bundes wurde ein „Bund-Länder-Arbeitskreis Nachhal-
tige Entwicklung (BLAK NE)“ eingerichtet, der Aktivitäten zur nachhaltigen 
Entwicklung der Bundesländer koordinieren soll. Das Nachfolgegremium ist 
seit 2008 der „Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Klima, Energie, Mobilität - 
Nachhaltigkeit" (BLAG KliNa). Die Bezeichnungen und Verantwortlichkeiten 
machen deutlich, dass sich das Thema Nachhaltigkeit auf Länderebene vor 
allem auf die ökologische Dimension konzentriert. Zudem spricht die Umbe-
nennung dafür, dass nun nicht mehr allgemein eine nachhaltige Entwicklung 
im Mittelpunkt steht, sondern eine Konkretisierung auf verschiedene Me-
gatrends der Nachhaltigkeit gelegt wird. Die BLAG KliNa ist das Arbeitsgre-
mium der Umweltministerkonferenz, in dem die obersten Fachbehörden zu den 
Themen Klimaschutz und Klimawandel, Energiepolitik, Mobilität, nachhaltige 
Entwicklung und Umweltinformationssysteme zusammenarbeiten. Daneben 
soll die BLAG KliNa auch an der Ausgestaltung und Umsetzung der nationa-
len und europäischen Maßnahmen zur integrierten Klimaschutz- und Energie-
politik mitwirken und Vorschläge entwickeln (BLAG KliNa 2008). 

5.4.2 Kommunen und Lokale Agenda 21 

Im Kapitel 28 der Agenda 21 wird die Beteiligung und Mitwirkung der Kom-
munen bei der Realisierung der Ziele der Agenda 21 besonders betont. Die 
Beteiligung der Kommunen wird aus drei Gründen als wichtig erachtet: 

1) die globalen Umwelt- und Entwicklungsprobleme entstehen auf der 
kommunalen Ebene, d. h. sie haben immer einen konkreten Raumbe-
zug, 

2) Kommunen können einen großen Teil der Umwelt- und Entwicklungs-
parameter kontrollieren und 

3) Kommunen sind bürgernah und können deswegen Partizipations- und 
Informationsprozesse in Gang setzen. 

Als konkrete Ziele formuliert die Agenda 21, 

■ dass sich die Kommunen mit ihren Bürgern bis 1996 einem Konsultati-
onsprozess unterzogen und einen Konsens für eine „kommunale Agen-
da 21” erzielt haben sollen, 

■ dass die Kommunen insbesondere die Beteiligung von Frauen und Ju-
gendlichen an Entscheidungs-, Planungs- und Umsetzungsprozessen 
fördern sollen und 

■ dass auf internationaler Ebene ein verstärkter Austausch und eine Zu-
sammenarbeit der Kommunen angestrebt werden soll. 
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Es geht also letztendlich darum, dass die Ziele der Agenda 21 auf der lokalen 
Ebene in einem partizipativen und am Konsens orientierten Prozess konkreti-
siert werden und dass jede Kommune daraus ein eigenes Handlungsprogramm 
für das 21. Jahrhundert entwickelt. 

Was ist eine Lokale Agenda 21? 

Die Lokale Agenda 21 ist das langfristige Aktionsprogramm einer Kommune mit dem Ziel einer lo-

kalen nachhaltigen Entwicklung, die kumulative kommunale Effekte mit globalen Auswirkungen 

erzeugt (ICLEI 1998). 

Lokale Agenda 21 in Deutschland 

Die Bundesrepublik ist ein föderal strukturierter Staat, der in Bund, Länder und 
Kommunen untergliedert ist. In Artikel 28, Abs. 2, Satz 2 des Grundgesetzes 
ist das Recht auf kommunale Selbstverwaltung festgeschrieben: „Den Gemein-
den muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Ge-
meinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln“. Da-
mit bilden die Kommunen im Sinne der Dezentralisierung eine wichtige Ebene 
der demokratischen Legitimation. Sie erhalten einerseits eigene Handlungs- 
und Entscheidungsspielräume, stehen aber andererseits auch unter der Aufsicht 
höherer Instanzen wie der Bundesländer und des Bundes. 

Mit der Agenda 21 wurde festgelegt, dass in der Mehrzahl der Kommunen bis 
zum Jahr 1996 eine Lokale Agenda 21 erstellt werden sollte. Diese Vorgabe 
wurde allerdings bei weitem nicht erreicht. In Deutschland setzten 1996 erst 
langsam Lokale Agenda-Prozesse ein, d. h. es widmeten sich erst in der zwei-
ten Hälfte der 90er Jahre eine allmählich wachsende Zahl an Kommunen die-
sem Prozess. Zurzeit haben in über 2400 Kommunen die Kommunalparlamente 
(Gemeinderat, Stadtrat, Kreistag) einen Beschluss zur Durchführung einer lo-
kalen Agenda 21 verabschiedet. 

Diese Beschlüsse sagen jedoch noch wenig über die tatsächliche Ausgestaltung 
der Lokalen Agenda. Weiter gehende Bestandsaufnahmen zu einzelnen Hand-
lungsfeldern und übergeordneten strukturellen Maßnahmen in den Kommunen 
liegen nach wie vor nicht vor.  

Die Aktivitäten der Kommunen basieren in vielen Fällen auf bereits in den 
1980er und frühen 1990er Jahren begonnenen Initiativen und Projekten. Dazu 
zählen insbesondere Maßnahmen des kommunalen Umweltschutzes, der  

Stadtentwicklung und der kommunalen Nord-Süd-Arbeit. In einer Studie wur-
den folgende zentralen Handlungsfelder für kommunale Nachhaltigkeitsstrate-
gien identifiziert (BMU 2002b):  

■ Kommunale Entwicklungszusammenarbeit  
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■ Klimaschutz/Energie  

■ Flächeninanspruchnahme  

■ Naturschutz 

■ nachhaltige Wasserwirtschaft 

■ nachhaltige Mobilität 

■ nachhaltiger Konsum 

■ Programme und Projekte von und für Frauen 

■ Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

■ Beteiligung der Wirtschaft. 

Die Inhalte der Lokalen Agenda stellen letztlich eine Übertragung der „globa-
len“ Agenda 21 mit Anpassungen an die jeweilige spezifische lokale Situation 
dar. Die Lokale Agenda 21 soll für alle Bereiche wie Stadtentwicklung, Sozia-
les, Arbeit, Wirtschaft und Ökologie Umsetzungsschritte enthalten. Die kom-
munale Nachhaltigkeit wird daher – wie die Behandlung der Nachhaltigkeit auf 
den anderen Ebenen – als Querschnittsaufgabe betrachtet. Dies bedeutet, dass 
die Steuerung der Prozesse und Strategien quer zu den kommunalen Hand-
lungsfeldern in der Umwelt-, Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik ansetzen. 

Verfahrenskultur in der Lokalen Agenda 21 

Neben den Inhalten sind für die Lokale Agenda bestimmte Kriterien einer neu-
en Verfahrenskultur erforderlich. Ein wesentliches Element des Lokalen Agen-
da 21-Prozesses ist die Partizipation, d. h. die Beteiligung der Bevölkerung 
(oder die sog. Stakeholder- bzw. Anspruchsgruppenbeteiligung). Durch derar-
tige Mitwirkung der Bevölkerung im Vorfeld von Entscheidungen erhofft man 
sich eine größere Legitimation des Handelns. Zudem kann Partizipation dazu 
führen, dass eine Aufmerksamkeit für bisher nicht erkannte Probleme entsteht, 
Schwachstellen besser erkannt, Lücken zwischen politischer Programmatik und 
der Realität thematisiert und neue Wissensbestände eingeworben werden. Par-
tizipation ist dabei als gemeinsamer Lernprozess zu verstehen. 

Es stellt eine große Herausforderung dar, den Dialog mit der Bevölkerung und 
gesellschaftlichen Gruppen zu initiieren. Dies hat zur Konsequenz, dass ergän-
zend zu den bisherigen gesetzlich verankerten Informations- und Beteiligungs-
verfahren neue Formen der Kommunikation und Partizipation vor Ort ange-
wendet werden. Dazu können unterschiedliche Methoden eingesetzt werden. 
Beispielhaft seien genannt: Arbeitskreise und Foren, Bürgerversammlungen, 
Runde Tische, Zukunftswerkstätten, Planungszellen oder Zukunfts- und Open 
Space Konferenzen. 

Die Verwaltungen der Kommunen tragen für die Lokalen Agenda 21-Prozesse 
nicht die alleinige Verantwortung, sondern sie haben vielmehr die Aufgabe, 
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den Prozess zu initiieren und ggf. zu moderieren. Die Verantwortung für den 
Prozess dagegen muss die ganze Kommune tragen – neben der Verwaltung und 
den politischen Gremien also auch die Bevölkerung und die wichtigen gesell-
schaftlichen Gruppen. Diese Wende hin zu einer „Bürgerkommune“ erfordert 
auf allen Seiten Anpassungsprozesse.  

Es gibt eine Vielzahl möglicher Vorgehensweisen und „Muster“-Prozesse. 
Diese können als Orientierungshilfen dienen. 

Lokale Agenda 21-Prozesse sollten grundsätzlich drei Ebenen umfassen: 

1) Erarbeitung eines Handlungsprogramms durch die Gemeinde für eine 
nachhaltige Entwicklung (mit festgelegten Zielen und Maßnahmen zur 
Zielerreichung), 

2) Initiierung eines Diskussionsprozesses mit dem Ziel der Konsensfin-
dung zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren (Kom-
munalverwaltung, Wirtschaft, Kirchen, Umweltverbände, Vereine u. a.), 

systematischer Planungsprozess, einschließlich der Umsetzung konkreter 
Handlungsschritte und Projekte.  

Legt man die Maßstäbe der Agenda 21 zugrunde, fällt die Bilanz nicht nur für 
die deutschen, sondern auch für die weltweiten Lokalen Agenda 21-Prozesse 
daher ernüchternd aus. Statt der Aufbruchstimmung und einer Mobilisierung 
der Massen ist in den letzten Jahren aufgrund der „Überforderung“ vieler eh-
renamtlicher Akteure, durch die Finanznot der Kommunen und das Festhalten 
an den traditionellen Verwaltungs- und Politikstrukturen eine Ermüdung fest-
stellbar.. Nachhaltigkeit für viele Kommunen dennoch von großer Bedeutung 

Eine Studie des Instituts für den öffentlichen Sektor von 2012 ergab, dass trotz 
der rückläufigen Tendenzen bei Lokalen Agenda 21 Prozessen das Thema 
Nachhaltigkeit von 85 % der in der Studie befragten großen Städte und Land-
kreise (N=118) als sehr wichtig klassifiziert wurde. 90 % der befragten Kom-
munen gaben zudem an, dass Nachhaltigkeit in den letzten Jahren an Bedeu-
tung für sie gewonnen habe. Jedoch wurde auch in dieser Studie deutlich, dass 
nur eine Minderheit der Kommunen fachübergreifende Koordinierungsstellen 
zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung in ihrem Verantwortungsbe-
reich eingerichtet haben. Somit fehlt weiterhin eine institutionelle Verankerung 
des Themas Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene. Die Verantwortung bzw. 
das Bestreben, Nachhaltigkeit in der Kommune voranzubringen, liegt somit 
weiterhin in der Hand und im persönlichen Einsatz einzelner  

Führungspersonen. Als wesentliche Treiber für eine nachhaltige Entwicklung 
werden daher von den Kommunen die Kommunalpolitik, die Verwaltungs-
chefs, die Fach- und Ressortleiter angegeben. Aber auch die Zivilgesellschaft 
ist laut Befragungsergebnis ein wesentlicher Treiber für Nachhaltigkeit in der 
Kommune (vgl. Beck et al. 2012).  
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Dieses Ergebnis bestätigend, sind in den letzten Jahren neue Initiativen ent-
standen, um die Meinung der Bürger in die Entwicklungsentscheidungen der 
Kommunen einfließen zu lassen. Ein Beispiel hierfür ist „DialogN“. Hier ha-
ben die Bürger die Möglichkeit an Runden Tischen über relevante Themen der 
Kommune zu diskutieren und anschließend ihre dort getroffenen Entscheidun-
gen in den Dialog mit der Stadtverwaltung einzubringen. 

5.4.3 Nichtregierungsorganisationen 

Die Vereinten Nationen definieren NGOs (Non-Governmental Organizations) 
folgendermaßen: 

Eine nichtstaatliche Organisation ist eine nicht-gewinnorientierte und 

auf freiwilliger Arbeit basierende Organisation von Bürgern, die so-

wohl lokal als auch national oder international organisiert und tätig 

sein kann. (Vereinte Nationen 2003) 

Die Agenda 21 hat den NGOs ein eigenes Kapitel gewidmet (Kapitel 27). Dort 
heißt es: 

Nichtstaatliche Organisationen spielen eine entscheidende Rolle bei 

der Ausformung und Umsetzung einer teilhabenden Demokratie. Ihre 

Glaubwürdigkeit ist durch die verantwortliche und konstruktive Rolle 

begründet, die sie in der Gesellschaft spielen. Formelle und informel-

le Organisationen wie auch Basisgruppen sollen als Partner bei der 

Umsetzung der Agenda 21 anerkannt werden. Die unabhängige Rolle, 

die den nichtstaatlichen Organisationen innerhalb der Gesellschaft 

zukommt, verlangt nach einer echten Mitwirkung; deshalb ist Unab-

hängigkeit ein wesentliches Merkmal nichtstaatlicher Organisationen 

und eine Voraussetzung für wirkliche Partizipation. (BMU o. J., 228) 

Die NGOs zählen zur Gruppe der nicht-staatlichen Träger von Projekten, Initi-
ativen und Kampagnen zur nachhaltigen Entwicklung. Nicht-staatliche Träger 
sind z. B.: Umweltorganisationen, Entwicklungs-/ Menschenrechts-
Organisationen, Gewerkschaften, Kirchen, Stiftungen, Frauenorganisationen, 
Jugend- und Kinderorganisationen, studentische Organisationen, „freie“ Insti-
tute z. B. aus Forschung und Wissenschaft. 

Nichtstaatliche Organisationen können auf eine lange Tradition zurückblicken. 
Viele der Umweltverbände haben beispielsweise ihre Wurzeln im Natur- und 
Artenschutz, wie der World Wide Fund for Nature (WWF), der  

Naturschutzbund (NABU) oder der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land (BUND). Die Themen, mit denen sich Umwelt-NGOs heute beschäftigen, 
reichen von Artenschutz und Atomkraft über Gentechnik und Giftmülltranspor-
te bis hin zu Klimaschutz und Schutz der tropischen Regenwälder. Als Beispiel 
sei hier Greenpeace genannt. In der Regel ist die Arbeit der Umwelt-NGOs 
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nicht auf Umweltthemen vor Ort beschränkt, sondern Umweltschutz wird als 
weltweite Aufgabe gesehen. 

Die NGOs haben sich in den letzten Jahren im Zuge des Rio-Prozesses ver-
stärkt zu einem kooperativen Vorgehen entschlossen. Insbesondere Umwelt- 
und entwicklungspolitische Organisationen tragen damit einem der Kerngedan-
ken der Nachhaltigkeit, der gemeinsamen Bekämpfung von Armut und Um-
weltzerstörung, Rechnung. Beispielhaft ist das Forum Umwelt und Entwick-
lung zu erwähnen, ein Zusammenschluss von deutschen Nichtregierungsorga-
nisationen. Das Forum hat sich sehr intensiv in den Rio-Prozess und in die 
Vorbereitung der Johannesburg-Konferenz eingebracht. Das Forum begleitet 
kritisch die deutschen Aktivitäten zu einer nachhaltigen Entwicklung. 

Eine Organisation, die sich Fragen der Globalisierung widmet, ist Attac. Attac 
– die französische Abkürzung für „Vereinigung zur Besteuerung von Finanz-
transaktionen im Interesse der BürgerInnen” – wurde 1998 in Frankreich ge-
gründet. Lag der ursprüngliche Fokus der Organisation in dem Eintreten für 
eine demokratische Kontrolle der internationalen Finanzmärkte und der Ein-
führung der Tobin-Steuer, so hat sie sich mittlerweile der gesamten Problema-
tik neoliberaler Globalisierung angenommen. 

Innerhalb der Kirchen gibt es ebenfalls viele Aktivitäten, die das Thema „nach-
haltige Entwicklung“ betreffen. U. a. ist auf die „Ökumenische Initiative Eine 
Welt“ zu verweisen, welche die sogenannte „Erd-Charta“ verabschiedet hat. 
Diese versteht sich „als eine inspirierende Vision grundlegender ethischer 
Prinzipien für eine nachhaltige Entwicklung“. Grundlegend sind die Achtung 
vor der Natur, die allgemeinen Menschenrechte, soziale und wirtschaftliche 
Gerechtigkeit und eine Kultur des Friedens. 

5.4.4 Privatwirtschaft und Nachhaltigkeit 

Privatwirtschaft in der Agenda 21 

In Kapitel 30 der Agenda 21 wird die zentrale Rolle der Privatwirtschaft für die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung eines Landes ausführlich gewürdigt 
(„Stärkung der Rolle von Handel und Industrie“). Die Privatwirtschaft, ein-
schließlich der sie vertretenden Verbände, wird als wichtige gesellschaftliche 
Gruppe für die Umsetzung der Agenda 21 gesehen: 

Die Privatwirtschaft einschließlich transnationaler Unternehmen 

spielt eine zentrale Rolle in der sozialen und wirtschaftlichen Ent-

wicklung eines Landes. Stabile politische Rahmenbedingungen geben 

der Privatwirtschaft Möglichkeiten und Anstöße zu einem verantwor-

tungsbewussten und effizienten Handeln und zur Verfolgung länger-

fristig ausgerichteter Strategien. Höherer Wohlstand, ein vorrangiges 

Ziel des Entwicklungsprozesses, entsteht vor allem durch die wirt-

schaftlichen Aktivitäten der Privatwirtschaft. Sowohl große als auch 
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mittlere und kleine Wirtschaftsunternehmen im formellen ebenso wie 

im informellen Sektor schaffen wichtige Handels-, Beschäftigungs- 

und auch Existenzsicherungsmöglichkeiten. (BMU o.J., 255) 

Die von der Privatwirtschaft ausgehenden Entwicklungsimpulse sollen einen 
nachhaltigen Charakter aufweisen. Die Agenda 21 beschreibt in Kapitel 30 und 
ergänzend auch in Kapitel 34 (zum Technologietransfer) verschiedene Maß-
nahmen zur „Förderung einer umweltverträglichen Produktion sowie zur För-
derung einer verantwortungsbewussten Unternehmerschaft“. U. a. werden ge-
nannt: 

■ Partnerschaft zwischen Wirtschaft und Staat, u. a. zur Einführung geeig-
neter wirtschaftspolitischer Instrumente und ordnungsrechtlicher Maß-
nahmen oder zur Unterstützung nachhaltig geführter Unternehmen, 

■ Programme von Wirtschafts- und Industrieverbänden zur Stärkung von 
Umweltbewusstsein und Produktverantwortung, 

■ Gründung nationaler Räte für nachhaltige Entwicklung der Privatwirt-
schaft, 

■ Einrichtung von Risikokapitalfonds für Vorhaben der nachhaltigen 
Entwicklung, 

■ Ausbildungsmöglichkeiten in umweltrelevanten Aspekten der Unter-
nehmensführung, 

■ Förderung des nachhaltigen Wirtschaftens, insbesondere von kleinen 
und mittleren Unternehmen, seitens internationaler Geber. 

Für die Umsetzung dieser Maßnahmen ist in erster Linie die Privatwirtschaft 
selbst gefordert. Der Staat, so die Agenda 21, muss jedoch für angemessene 
Rahmenbedingungen sorgen und Anreize schaffen, da die Privatwirtschaft kein 
homogener Akteur ist, sondern sich aus sehr unterschiedlichen Gruppen zu-
sammensetzt, die verschiedene Interessen und Sichtweisen in Bezug auf eine 
nachhaltige Entwicklung haben. Zu unterscheiden sind folgende Gruppen: 

■ die „großen“ Wirtschaftsverbände (BDI, DIHT, BDA), 

■ branchenspezifische Unternehmensverbände (z. B. Verband der Chemi-
schen Industrie (VCI), Zementindustrieverband), 

■ umweltbezogene Unternehmensverbände (B.A.U.M. e.V., future e.V., 
Unternehmensgrün), 

■ Zentralverband des deutschen Handwerks und regionale Handwerks-
kammern, 

■ Finanzwirtschaft (z. B. Versicherungen, Banken), 

■ einzelne Unternehmen (Großunternehmen, klein- und mittelständische 
Unternehmen). 
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■ Neue Initiativen (z. B. UN Global Compact, IIRC, GRI). 

Nachhaltigkeit und Unternehmen 

Unternehmerische Aktivitäten in Bezug auf Nachhaltigkeit können in sehr un-
terschiedlicher Form und auf sehr unterschiedlichen Ebenen stattfinden.  

Mit Schaltegger et al. (2007) lassen sich für Unternehmen vier Nachhaltig-
keitsherausforderungen formulieren: 

■ Ökologische Herausforderung: Steigerung der Öko-Effektivität (der 
Grad der absoluten Umweltverträglichkeit). Es geht bei dieser Heraus-
forderung z. B. um die umweltverträgliche Gestaltung von Produktions-
prozessen oder Produktion. 

■ Soziale Herausforderung: Steigerung der Sozial-Effektivität (Grad der 
Erfüllung sozialer Anliegen). Hierzu gehören z. B. die Erhöhung der 
Arbeitsplatzsicherheit, die Integration ausländischer Arbeitnehmer und 
Frauenförderung. 

■ Ökonomische Herausforderung: Es gilt, das Umwelt- und Sozialma-
nagement möglichst ökonomisch zu gestalten. Öko-Effizienz beschreibt 
dabei das Verhältnis von ökonomischer Wertschöpfung zu ökologi-
schen Schadwirkungen (z. B. Wertschöpfung in Euro: emittierte CO2-
Menge), Sozial-Effizienz bezeichnet die ökonomische Wertschöpfung 
im Verhältnis zum sozialen Schaden (z. B. Wertschöpfung in Eu-
ro: Personenunfälle im Unternehmen). 

■ Integrations-Herausforderung: Zusammenführung der drei Herausfor-
derungen und Integration von Umwelt- und Sozialmanagement in das 
konventionelle ökonomische Management des Unternehmens. 

Bei den Herausforderungen für das Unternehmen selbst wird Nachhaltigkeit 
zum Leitbild des Unternehmens. Zur Umsetzung des Leitbildes sind entspre-
chende Ziele abzuleiten, Strategien und Maßnahmen zu entwickeln und durch 
Nachhaltigkeitsmanagementsysteme umzusetzen (vgl. Schaltegger et al. 2003a; 
Schaltegger & Dyllick 2002). Schaltegger et al. benennen vierzig Managemen-
tansätze, die zur Bewältigung der Nachhaltigkeitsherausforderungen als derzeit 
relevant identifiziert wurden. Hierzu zählen Systeme/Konzepte (u. a. Balanced 
Scorecard oder Supply Chain Management) sowie Instrumente (u. a. Dialogin-
strumente) (vgl. BMU et al. 2007).  

Entscheidend ist die Analyse der ökologischen und sozialen Auswirkungen der 
Unternehmenstätigkeit. Anhand dieser Analyse sollen erkannte Belastungen 
reduziert werden.  
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Abb. 15: Nachhaltigkeitsherausforderungen an Unternehmen (nach Schaltegger et al. 2003b) 

Nachhaltigkeitsberichterstattung ist das meistgenutzte Instrument unternehme-
rischer Nachhaltigkeitskommunikation. Über Nachhaltigkeitsberichte findet 
eine Information der Aktivitäten gegenüber internen und externen Anspruchs-
gruppen statt. Das KPMG-Handbuch zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
2008/09 sowie ein Update 2011 stellen Entwicklung und Status der Nachhal-
tigkeitsberichterstattung für die 100 umsatzstärksten Unternehmen Deutsch-
lands (N 100 Deutschland) sowie die 30 größten börsennotierten Unternehmen 
(DAX 30) zusammenfassend folgendermaßen dar (KPMG 2011; 2012): 

■ Die Information über Nachhaltigkeitsthemen zur Erfüllung der Informa-
tionsbedürfnisse aller Stakeholder ist in Deutschland etabliert: 83 Prozent 
der N 100 Deutschland veröffentlichen Nachhaltigkeitsinformationen. 

■ Nachhaltigkeitsinformationen werden in Form separater Berichte, in 
Geschäfts- oder Lageberichten und internetbasiert kommuniziert, wobei 
nicht selten mehrere Formate gleichzeitig zum Einsatz kommen. Die 
Berichterstattung als separates Print- und/oder PDF-Dokument ist dabei 
das populärste Format. Web-Portale für Nachhaltigkeit (Online-
Berichte) sind das zweithäufigste Format. Ihre Anzahl hat in den letzten 
Jahren stark zugenommen. Gegenüber dem Print- oder PDF-Format 
bieten sie dem Leser interaktive Elemente.  

■ Etwa die Hälfte der N 100 Deutschland und der N 100 International er-
stellen heute separate Nachhaltigkeitsberichte, bei den G 250 sowie bei 
den DAX 30 sind es bereits etwa 80 Prozent. 

■ Eine Alternative zur separaten Berichterstattung stellen in die Finanzbe-
richterstattung integrierte Nachhaltigkeitsberichte dar. Ein Unterneh-
men der N 100 Deutschland (und des DAX 30) berichtet bereits völlig 
integriert und knapp 70 Prozent (DAX 30: 90 Prozent) der Geschäftsbe-
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richte enthalten umfangreiche Angaben zu Nachhaltigkeitsthemen. So-
mit werden ausgewählte Angaben zu Nachhaltigkeitsaktivitäten zu-
nehmend auch in die Finanzberichterstattung einbezogen, was einen 
Trend zur freiwilligen „integrierten“ Berichterstattung unterstreicht. Mit 
der Veröffentlichung des Rahmenwerks für eine integrierte Berichter-
stattung hat das IIRC die erste Pilotphase zu einer neuen Epoche der 
Unternehmensberichterstattung eingeläutet. Das internationale Interesse 
an dieser Entwicklung erscheint im Vergleich jedoch größer als das 
deutsche. 

■ Der GRI-G3-Leitfaden gilt als globaler „De-facto“-Standard für die Be-
richterstattung über Nachhaltigkeit („systematische Berichterstattung“). 

■ Der Deutsche Nachhaltigkeitsrat hat einen Nachhaltigkeitskodex für 
Deutschland entwickelt, demnach eine Berichterstattung entsprechend 
GRI A+ die Mindestanforderungen des Kodex erfüllt. Der deutsche 
Nachhaltigkeitskodex soll der EU als Best Practice für eine mögliche 
Gesetzesvorlage vorgestellt werden. 

■ Die Anzahl der Prüfungen von Nachhaltigkeitsinformationen hat deut-
lich zugenommen. Hinsichtlich Tiefe und Umfang dieser Prüfungen be-
steht im internationalen Vergleich Aufholbedarf für deutsche Unter-
nehmen. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass nicht 
nur die Berichterstattung, sondern auch die Prüfung, in Deutschland 
freiwillig erfolgt. Die Prüfung von Nachhaltigkeitsinformationen wird 
bei diversen Ratings und Rankings positiv berücksichtigt. 

■ Die Motive und Treiber für die Nachhaltigkeitsberichterstattung wei-
chen bei deutschen Unternehmen im internationalen Vergleich ab – in 
Deutschland dominieren wirtschaftliche Motive, während international 
die ethische Grundhaltung überwiegt. 

■ Der Kapitalmarkt hat das Thema Nachhaltigkeit erkannt; immer mehr 
Anleger achten auf Nachhaltigkeitsaspekte bei der Auswahl von Fonds 
und Aktien. Nachhaltigkeitsberichterstattung wird somit zu einem An-
forderungskriterium für kapitalmarktorientierte Unternehmen. Die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung entwickelt sich in diesem Zusammen-
hang zur Risiko- und Chancenberichterstattung. Die Adressatengruppe 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung hat sich entsprechend erweitert: 
Analysten und Investoren analysieren heute immer intensiver die Nach-
haltigkeitsperformance der Unternehmen. 

■ Thematisch gewinnen neue Megatrends wie zum Beispiel Klimawan-
del, Ressourcenknappheit in Deutschland und international zunehmend 
an Bedeutung und werden in der Berichterstattung entsprechend akzen-
tuiert.  
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■ Produzenten haben ihre Lieferanten als wesentliche Erfolgsfaktoren für 
die Umsetzung ihrer Nachhaltigkeitsstrategie identifiziert und binden 
sie verstärkt in die Entwicklung nachhaltiger Konzepte und Lösungen 
ein. Die meisten Unternehmen berichten deshalb zunehmend über As-
pekte ihrer Lieferketten; detaillierte quantitative Angaben oder die Ein-
beziehung der Lieferanten in die Datenerhebung sind jedoch noch die 
Ausnahme. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt von Nachhaltigkeitsmanagement und -
kommunikation ist das Management von Stakeholderbeziehungen sowie das 
Führen von Stakeholder-Dialogen. Bei unternehmerischer (Nachhaltigkeits-) 
Kommunikation wird vom Idealfall einer zweiseitigen, symmetrischen Kommu-
nikation (vgl. Grundig/Hunt 1984) ausgegangen, bei der Unternehmen sowohl 
Sender als auch Empfänger von Informationen sind und mit ihren Stakeholdern 
im wechselseitigen Austausch (Dialog) stehen. Dabei gehen Unternehmen sehr 
unterschiedlich mit dieser Herausforderung um. Unternehmen, die sich pro-aktiv 
den Anforderungen der Gesellschaft stellen, versuchen mit ihren Anspruchs-
gruppen in den Dialog zu treten (vgl. Leitschuh-Fecht 2007). Handeln aus rein 
strategischen Gründen führt bei kritischen Stakeholder-Dialogen jedoch zu Legi-
timationsproblemen. 

Die Nachhaltigkeitsaktivitäten der Unternehmen können sich daneben an den 
Nachhaltigkeitsproblemen der Gesellschaft orientieren. Gesellschaftliche Nach-
haltigkeitsprobleme sind Auswirkungen des Wirtschaftens und des Konsumver-
haltens der gesamten Gesellschaft z. B. als Klimawandel, Mobilität, Biodiversi-
tät. Diese Probleme können ebenso als Ansatzpunkte für unternehmerisches 
Handeln gelten. Auf übergeordneten Wirkungsebenen (z. B. Branche, Region) 
werden Maßnahmen initiiert, die zur Lösung der gesellschaftlichen Probleme 
beitragen. Hier sieht sich das Unternehmen bzw. die Branche als ein Akteur der 
Nachhaltigkeit. 
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Maßnahmen) 

Tab. 6: Ansatzpunkte unternehmerischer Nachhaltigkeit (in Anlehnung an Dyllick 2003) 

In welchem Verhältnis nun beide Aspekte zueinander stehen und welche der 
Problempunkte von den Unternehmen favorisiert werden, hängt vom jeweili-
gen Unternehmenstyp, der Branche und der Situation am Standort ab. 

Des Weiteren ist eine Weiterentwicklung zum Social Entrepreneurship mög-
lich. Hierbei findet eine Verbindung von Gesellschaftsproblemen und Unter-
nehmenstätigkeit statt. Dabei führt die soziale Mission des Social Entrepre-
neurs dazu, dass er ganz bestimmte, spezifische Herausforderungen meistern 
muss, die anders gelagert sind als für den Entrepreneur im Business Sector. 
Somit ist es nicht das Ziel des Social Entrepreneurs Überschüsse zu erwirt-
schaften, sondern die soziale Aufgabe zu erfüllen. Aus diesem Grund stehen 
dann auch nicht die monetäre Belohnung im Vordergrund, sondern die Ergeb-
nisse, die der Social Entrepreneur mit seiner Mission erzielt (vgl. Faltin 2008). 
Die Lerneinheit „Social Entrepreneurship“ im Wahlmodul W5.2 geht auf die-
sen Aspekt näher ein. 

Auf der Zielebene geht es um die Frage, welches Ziel mit dem nachhaltigkeits-
bezogenen Wirken erreicht werden soll. Dies ist abhängig von den nachhaltig-
keitsrelevanten Effekten bzw. der Wahrnehmung und Bewertung dieser Effek-
te. Hier lassen sich zwei Grundlinien unterscheiden: 

■ Vermeidung von Belastungen und Reduzierung von Risiken: Dabei 
wird die Verringerung belastender Einflüsse durch das Unternehmen 
angestrebt, z. B. Reduzierung von Schadstoffemissionen, Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, Ausschluss von Kinderarbeit, 

■ Stärkung und Ausbau von Chancen: Im Vordergrund stehen Tätigkei-
ten, die entsprechend den Nachhaltigkeitsaspekten positive Effekte aus-
lösen. Dabei kann es sich um die Entwicklung neuer umweltfreundli-
cher Produkte oder Dienstleistungen handeln. 

Beide Aspekte können unternehmens- und branchenbezogen analysiert werden. 
In Abhängigkeit von den Branchen wird der Mix an chancen- und risikobezo-
genen Faktoren unterschiedlich sein. So überwiegt beispielsweise in der  
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Mineralöl- und Kernenergieindustrie der risikobezogene Aspekt. Als Hand-
lungsgründe finden sich zum einen die Werte, z. B. politisch-ethische Gründe 
als Bestandteil des unternehmerischen Selbstverständnisses, und strategische 
Gründe, wie die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit oder Erhöhung der Wirt-
schaftlichkeit. Dabei lassen sich drei wettbewerbssteigernde Strategien unter-
scheiden: 

1) Langfristige Absicherung des Unternehmenserfolges, 

2) Vermeidung von Stakeholder-Konflikten und die Sicherung von Akzep-
tanz und Legitimation und 

3) Erkennen und Nutzung von Differenzierungs- und Markpotenzialen zur 
Bindung der Kunden bzw. Erschließung neuer Märkte und Kundenkrei-
se. Hierunter fallen auch Innovationsstrategien. 

Auch auf dieser Ebene ist ein „Sowohl-als-auch“-Vorgehen gefordert. Somit 
haben sowohl marktliche als auch außermarktliche Nachhaltigkeitsthemen über 
Markt- bzw. gesellschaftliche und politische Prozesse Auswirkungen auf den 
Unternehmenserfolg. Es gilt allerdings zu beachten, dass nicht jede Art von 
Umwelt- und Sozialmanagement den wirtschaftlichen Erfolg steigert (vgl. 
Schaltegger & Hasenmüller 2005). 

Darüber hinaus ist eine Weiterentwicklung zum „Business Case for Sustainabi-
lity“ möglich. Schaltegger & Hasenmüller benennen die folgenden Ansatz-
punkte für den Business Case unternehmerischer Nachhaltigkeit: Kosten; Um-
satz; Preis und Gewinnmarge; Risiko; Reputation, intangible Werte und Mar-
kenwert sowie weitere Faktoren (wie organisatorische Aspekte und Rahmen-
bedingungen mit Einfluss auf die genannten Aspekte) (vgl. Schaltegger & Ha-
senmüller 2005). 

Die Umsetzung nachhaltigkeitsbezogener Handlungen vollzieht sich auf ver-
schiedenen Ebenen des Unternehmens und der Gesellschaft: 

■ Prozesse: In einem bestimmten Produktionsbereich geht es um die Er-
höhung der Prozesseffizienz. 

■ Betrieb: Auf der Betriebsebene wird die gesamte Organisation durch 
ein entsprechendes Management in ihrer Effizienz verbessert. 

■ Produkte: Die gesamte Produktkette wird optimiert und führt zu einer 
Erhöhung der Produkteffizienz im gesamten Lebenszyklus. 

■ Funktionen: Ansatzpunkt ist die Funktion des Produktes für den Nutzer. 
Diese Funktion kann über neue Ansätze optimiert werden. Handlungs-
ebene ist in dem Fall der sog. Funktionsverbund. 

■ Bedürfnisse: In diesem Fall steht der Aspekt der Suffizienz im Vorder-
grund. Dabei werden die Werte und Bedürfnisse der Gesellschaft in den 
Mittelpunkt gerückt. 
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Je höher die Handlungsebene, an der angesetzt wird, desto weitreichender sind 
die Konsequenzen. Die Maßnahmen werden ebenfalls anspruchsvoller, da die 
einzubeziehenden Anspruchsgruppen jeweils größer werden. 

Bei den Handlungsfeldern geht es um konkrete, vom Unternehmen initiierte 
Maßnahmen. Im Handlungsfeld Produktion sind Herstellungs- und Betriebs-
prozesse Gegenstand von Maßnahmen. Auswirkungen werden als Ressourcen-
verbrauch, Emissionen, Abfälle oder Arbeitsrisiken relevant. Als Maßnahmen 
gelten die Optimierung der Prozesse und Managementverfahren zur Verbesse-
rung ökologischer (z. B. Effizienzverbesserung, Risikominderung) oder sozialer 
(z. B. Arbeitsbedingungen) Aspekte. Im Handlungsfeld Produkte geht es um die 
Leistungen eines Unternehmens, also der Produkte oder Dienstleistungen. So-
mit stehen die Auswirkungen dieser Leistungen in ihrem gesamten Lebensweg 
im Vordergrund. Diese Auswirkungen können über Stoffflüsse (z. B. Ökobilan-
zen, Produktlinienanalysen) oder über die Akteursketten (v. a. Zulieferer und 
Kunden) ermittelt werden. Maßnahmen sind die Entwicklung nachhaltiger 
Produkte und ein entsprechendes Marketing. Das Handlungsfeld Management 
beinhaltet Führungs- und Organisationsmaßnahmen. Insbesondere normierte 
Managementsysteme im Bereich Qualitätsmanagement, Umweltmanagement 
(z. B. ISO 14001, EMAS), Sozialmanagement und Nachhaltigkeitsmanagement 
(z. B. Global Reporting Initiative) werden implementiert und überwacht (BMU 
& BDI 2002). 

Die aktuelle Entwicklung zeigt, dass oben beschriebenes Nachhaltigkeitsma-
nagement zunächst vorrangig von Großunternehmen betrieben wurde, nun aber 
auch entsprechende Aktivitäten bei kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMUs) erkennbar sind. Das Innovationslabor „Nachhaltiger Mittelstand“ 
zeigt darüber hinaus auf, dass kleine und mittlere Unternehmen dank ihrer 
Kundennähe schneller reagieren, wenn es darum geht, Ressourcen zu sparen, 
nachhaltigen Genuss anzubieten oder Lebensbedingungen regional zu verbes-
sern und so zu Vorreitern einer nachhaltigen Entwicklung zu werden (vgl. 
Klewitz et al. 2010). 

Nachhaltigkeitsinitiativen aus der Wirtschaft 

In den letzten Jahren, insbesondere seit der Rio-Konferenz, haben sich zahlrei-
che Initiativen entwickelt, die vielfältige Verhaltenskodizes oder Gütesiegel 
hervorbringen. Im Folgenden werden einige Initiativen von Wirtschafts- oder 
Unternehmensverbänden vorgestellt, die auf unterschiedlichen Ebenen wirken. 
Einige der Initiativen umfassen neben den ökologischen auch soziale Fragestel-
lungen. 

World Business Council for Sustainable Development (WBCSD): Der im Ja-
nuar 1995 gegründete World Business Council for Sustainable Development 
ging aus dem Zusammenschluss des Business Council for Sustainable Devel-
opment (BCSD) in Genf und des World Industry Council for the Environment 
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(WICE) in Paris hervor. Mittlerweile sind rund 200 internationale Unterneh-
men aus 22 Branchen Mitglied im WBCSD. Er hat regionale Netzwerke in 
Afrika, Nord- und Südamerika, Asien, Europa und Ozeanien. Eine Reihe gro-
ßer deutscher Unternehmen sind Mitglied im WBCSD (z. B. Allianz, BASF, 
Bayer, Continental AG, Deutsche Bank, Robert Bosch GmbH, Henkel und 
Volkswagen; Stand: Oktober 2012). Der WBCSD versteht sich als Vorreiter 
auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung. Er will die Bedeutung von 
Ökoeffizienz, Innovation und gesellschaftlicher Unternehmensverantwortung 
stärken und knüpft an die Agenda 21 an. Zu diesem Zweck will der WBCSD 
die Zusammenarbeit von Wirtschaft, Regierung und Nicht-Regierungs-
Organisationen verstärken. Zur Umsetzung hat der WBCSD gemeinsam mit 
European Partners for the Environment (EPE) und mit Unterstützung der EU-
Generaldirektion Industrie und verschiedenen europäischen Regierungen die 
Europäische Öko-Effizienz-Initiative (European Eco-Efficiency Initiative / 
EEEI) entwickelt. 

Econsense „Forum Nachhaltige Entwicklung“: Das „Forum Nachhaltige Ent-
wicklung“ ist eine Initiative führender national und global agierender Unter-
nehmen und Organisationen der deutschen Wirtschaft, die das Leitbild der 
nachhaltigen Entwicklung in ihre Unternehmensstrategie integriert haben. Das 
Forum hat den Anspruch, sich als „Think Tank“ der Wirtschaft zu etablieren, 
der Sachkompetenz bündeln und Trends in der Nachhaltigkeitsdebatte frühzei-
tig erkennen, analysieren und mitbestimmen kann. 

Responsible Care Initiative: Responsible Care ist eine weltweite Initiative, die 
von der chemischen Industrie entwickelt wurde. Responsible Care steht für den 
Willen der Unternehmen, ihre Leistungen für Sicherheit, Gesundheit und Um-
weltschutz kontinuierlich zu verbessern, auch unabhängig von gesetzlichen 
Vorgaben. Ihren Ursprung hatte die Initiative 1985 in Kanada und erreichte 
über die USA Europa. 1995 verabschiedete die Mitgliederversammlung des 
VCI das erste Responsible Care-Programm in Deutschland. 1999 haben sich 
dann zusätzlich die jeweiligen Geschäftsführungen der Mitgliedsunternehmen 
schriftlich zu den VCI-Leitlinien bekannt. Mittlerweile haben sich mehr als 
50nationale Chemieverbände dem Responsible Care-Programm angeschlossen 
(Stand Oktober 2012). Die Chemische Industrie sieht in der „Responsible 
Care-Initiative“ ihren Beitrag für eine nachhaltig zukunftsverträgliche Ent-
wicklung im Sinne von Sustainable Development. 

Bundesdeutscher Arbeitskreis für Umweltbewusstes Management (B.A.U.M.) 
e.V.: Der Bundesdeutsche Arbeitskreis für Umweltbewusstes Management e.V. 
(B.A.U.M. e.V.) wurde 1984 als erste überparteiliche Umweltinitiative der 
Wirtschaft gegründet und ist heute mit rund 500 Mitgliedern europaweit die 
größte ihrer Art. Die Mitglieder des B.A.U.M.-Förderkreises führen ihr Unter-
nehmen nach einem Kodex für umweltbewusste Unternehmensführung, dem 
B.A.U.M.-Ehrenkodex. Er enthält Verhaltensleitlinien für umweltbewusst  
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wirtschaftende Unternehmen, zu denen sich alle B.A.U.M.-Fördermitglieder 
bekennen.  

UN Principles for Responsible Investment (PRI): http://www.unpri.org/: Im 
Zeitraum April 2005 bis Januar 2006 entwickelte eine 20-köpfige Gruppe aus 
12 Ländern, die die weltgrößten institutionellen Investoren repräsentierte, die 
Principles for Responsible Investment (PRIs) auf Einladung des UN General-
sekretärs. Die Gruppe wurde dabei von einer 70-köpfigen Multistakeholder-
gruppe, bestehend aus Experten der Investmentbranche, zwischenstaatlicher 
und staatlicher Organisationen, der Zivilgesellschaft und Wissenschaft, unter-
stützt. Koordiniert wurde dieser Prozess von der United Nations Environment 
Programme Finance-Initiative und dem UN Global Compact. Nach Einführung 
der PRIs wurde ein eigenes PRI-Sekretariat gegründet, um die Annahme der 
Principles durch weitere Investoren zu koordinieren, Investoren bei der Aus-
führung der Principles zu unterstützen und die Zusammenarbeit unter Unter-
zeichnern der PRIs zu erleichtern. Bisher haben über 1000 institutionelle Inves-
toren die Principles for Responsible Investment unterzeichnet (Stand: Oktober 
2012). Diese sind: 

1) We will incorporate ESG issues into investment analysis and decision-
making processes. 

2) We will be active owners and incorporate ESG issues into our owner-
ship policies and practices. 

3) We will seek appropriate disclosure on ESG issues by the entities in 
which we invest. 

4) We will promote acceptance and implementation of the Principles with-
in the investment industry. 

5) We will work together to enhance our effectiveness in implementing 
the Principles. 

6) We will each report on our activities and progress towards implement-
ing the Principles. 

Diese Beispiele verdeutlichen, dass es eine Vielzahl an Initiativen von Seiten 
der Privatwirtschaft gibt. Letztendlich müssen sich die Aussagen an den konk-
ret erreichten Verbesserungen messen lassen. So ist neben der Formulierung 
der Standards entscheidend, wie die Standards aufgestellt, eingeführt und ihre 
Einhaltung überprüft werden. Hier sind auch – wie bei der nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie – die Aufstellung von aussagekräftigen Indikatoren und ein 
regelmäßiges Monitoring erforderlich. 
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6 Nachhaltigkeitswissenschaften 

Mit der wachsenden politischen und gesellschaftlichen Beachtung des Leitbildes einer 

nachhaltigen Entwicklung geht auch eine verstärkte Resonanz innerhalb des wissen-

schaftlichen Betriebes einher. Dabei entstand der Ruf nach einem neuen, prob-
lemorientierten Forschungsparadigma, das die mit nachhaltiger Entwicklung 
verbundene Komplexität widerspiegelt und die vielfältigen Aus- und Wech-
selwirkungen sowie die Einflüsse der unterschiedlichen Akteure besser berück-
sichtigen kann. Dies lässt sich vor allem als Antwort auf eine wachsende Skep-
sis verstehen, ob der heutige Wissenschaftsbetrieb den Anforderungen, die 
insbesondere das Feld der nachhaltigen Entwicklung mit sich bringt, gerecht 
wird. Die entstehenden Nachhaltigkeitswissenschaften stellen dabei den Ver-
such dar, das komplexe Wirkungsgefüge von Umwelt und Gesellschaft zu ana-
lysieren, um neue Einsichten in bestehende Probleme zu ermöglichen und neue 
Wissensformen zu erschließen. 

6.1 Die Entstehung der Nachhaltigkeitswissenschaften 

Während sich die Wurzeln eines solchen gewandelten Wissenschaftsverständ-
nisses bis zu den Ansätzen der „social ecology“ der Chicagoer Schule in den 
1920ern zurückverfolgen lassen, können die Anfänge der heutigen Nachhaltig-
keitswissenschaften im Rahmen der Forschung zum Globalen Wandel in den 
späten 1980er Jahren gesehen werden. Das aufkommende Problembewusstsein, 
nicht zuletzt beeinflusst von der Publikation „Die Grenzen des Wachstums“ 
(Meadows et al. 1972), rief eine verstärkte Forschung zu Fragen globaler Um-
weltprobleme hervor. Drei internationale Großforschungsprogramme sind da-
bei besonders hervorzuheben: (1) das „International Geosphere-Biosphere Pro-
gramme (IGBP)“, (2) das „World Climate Research Programme“ und (3) das 
„International Research Programme on Biodiversity (DIVERSITAS)“. Mit 
diesen Programmen wurde zum einen bedeutende Grundlagenforschung ange-
stoßen, zum anderen wurden wichtige Anstöße für eine stärkere Berücksichti-
gung der Ergebnisse in der Politik gegeben, die sich nicht zuletzt im Bericht 
der Brundtland-Kommission und der Agenda 21 widerspiegeln (vgl. Kap. 3.3 
& 3.4.2). Ein großes Verdienst der genannten Forschungsprogramme ist es, 
zum ersten Mal systematisch vormals getrennte Disziplinen (der Naturwissen-
schaften) zusammenzubringen; die Wechselwirkung zwischen Gesellschaft und 
der Umwelt blieb dabei jedoch noch weitgehend unbeachtet. 

Erst in den 1990er Jahren kam es zu einer verstärkten Berücksichtigung dieser 
Wechselwirkungen und es entstand eine entsprechende interdisziplinäre For-
schung zum Globalen Wandel, die neben den Naturwissenschaften auch sozial-
wissenschaftliche Disziplinen umfasste. Mit der Gründung des International 
Human Dimensions Programme (IHDP) wurden ein spezieller Fokus auf die 
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menschlichen Einflüsse gelegt und methodische Ansätze zur integrierten For-
schung entwickelt. Zur selben Zeit wurden insbesondere in den USA eine Rei-
he von Forschungsprojekten initiiert, die Integrationsansätze weiter vorantrie-
ben. Diese unterschiedlichen Initiativen mündeten in einer auf dem World 
Summit on Sustainable Development (WSSD) in Johannesburg 2002 veröffent-
lichten Selbstverpflichtung einer Reihe von Forschungsprogrammen, gesell-
schaftliche Probleme stärker mit zu berücksichtigen. 

 

Neben diesen Anstößen durch die genannten Großforschungsprogramme wur-
den teilweise auch aus existierenden Disziplinen heraus Brückenschläge voll-
zogen. Auf diese Weise ent-standen teilweise gänzlich neue wissenschaftliche 
Arbeitsbereiche wie "Conservation Biology" (Primack 1993) oder "Ecological 
Economics" (Costanza 1989; Proops 1989). Letztere hat sich bereits in den 
1980ern explizit inter- und transdisziplinär als "The science and management 
of sustainability" (Costanza 1991) definiert und damit an der Schnittstelle von 
Ökologie und Ökonomie wirksame Beiträge zur nachhaltigkeitsorientierten 
Ausrichtung von Politik und Gesellschaft geliefert. 

Darüber hinaus sind zwei weitere wichtige Vorläufer der so entstehenden 
Nachhaltigkeitswissenschaften hervorzuheben, die den neuen Forschungsan-
satz entscheidend geprägt haben. Dies sind zum einen die insbesondere im 
deutschsprachigen Raum in den 1980er Jahren entstehenden integrierten Um-
weltwissenschaften, die sich als Ansätze der „Sozialen Ökologie“, der „Ange-
wandten Ökologie“ oder der „Humanökologie“ durch einen gemeinsamen Fo-
kus auf gesellschaftliche Naturverhältnisse und damit das Wechselspiel zwi-
schen Gesellschaft und Umwelt, die integrative Analyse dieses Phänomens 
sowie die Suche nach neuen Wissensformen zur Lösung der damit verbunde-
nen Dilemmata auszeichnen (Becker & Jahn 2006; Serbser 2004). Becker und 
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Jahn (2006: 73) nennen drei Konstitutionsebenen, durch die sich diese Art der 
Forschung auszeichnet: 

■ als Forschungsfeld mit zahlreichen Akteuren und Interessen; 

■ als ein verschlungener Diskurs mit Thematisierungen, Zugehörigkeits- 
und Ausschlussregeln; 

■ als Wissenschaftspraxis mit einer eigenen theoretischen Problematik 
und einem eigenen Forschungsprogramm. 

Die aufkommende transdisziplinäre Forschung stellt die zweite wissenschaftli-
che Bewegung dar, auf der die Entstehung der Nachhaltigkeitswissenschaften 
beruht. Ausgangspunkt ist hier die Forderung, dass Wissenschaft und For-
schung einen stärkeren Beitrag zur Lösung gesellschaftlicher Probleme leisten 
müssen und „sozial robustes Wissen“ hervorbringen sollen (Nowotny 2000). 
Eine Reihe unterschiedlicher Ansätze unter dem Label von „Mode-2“-
Forschung (Gibbons et al. 1994) oder „Post-Normal-Science“ (Funtowicz & 
Ravetz 1993) fokussierte dabei auf einen Wandel des Verständnisses von  

Wissenschaft als einer grundsätzlich disziplinären, grundlagenorientierten und 
abgeschotteten Beschäftigung mit akademischen Problemen hin zu einem inter- 
und transdisziplinären Prozess der Wissensgenese in einem Netzwerk von Wis-
senschaftlern und relevanten Stakeholdern. Zudem wurde ein verstärktes Au-
genmerk auf Unsicherheiten und Komplexität im Entscheidungsprozess gelegt.  

Aus diesem Verständnis heraus ergibt sich die Notwendigkeit einer Forschung, 
die sich mit lebensweltlichen Problemen und deren Lösungsmöglichkeiten be-
fasst und die folglich ein enges Zusammenwirken von Wissenschaftlern sowie 
Praxisakteuren bedingt. Diesem Verständnis entspricht der Ansatz transdiszip-
linärer Forschung, bei dem die Forschung als gemeinsamer Lernprozess zwi-
schen Gesellschaft und Wissenschaft angelegt und organisiert ist und infolge-
dessen reflexiv verläuft. Transdisziplinäre Forschung ist somit grundsätzlich 
für alle komplexen gesellschaftlichen Fragestellungen relevant, doch kann ne-
ben Gesundheits- und Arzneimittelforschung, Klima- und Risikoforschung vor 
allem die Umwelt- und Nachhaltigkeitsforschung als exemplarisches Feld 
wachsender transdisziplinärer Wissenschaftsausrichtung angesehen werden 
(Jahn 2008). 

6.2 Verständnis von Nachhaltigkeitswissenschaften 

Mit den oben beschriebenen Strömungen ist ein erster Rahmen vorgegeben, in 
dem sich die aufkommenden Nachhaltigkeitswissenschaften bewegen. Im wei-
testen Sinne werden Nachhaltigkeitswissenschaften dabei als Forschungspro-
gramm verstanden, das Wege zu einer nachhaltigen Gesellschaft aufzeigt und 
dabei berücksichtigt, wie die Gesellschaft ihre Umwelt verändert und wie die 
Umwelt die Gesellschaft beeinflusst. Swart et al. sehen die Hauptaufgabe der 
Nachhaltigkeitswissenschaften in ihrer detaillierteren Definition darin,  
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to illuminate the interactions between nature and society at different 
geographic scales from global to local. It would address the behaviour 
of complex self-organizing systems and responses of the combined na-
ture-society system to multiple and interacting stresses, involving dif-
ferent social actors. It would develop tools for monitoring key environ-
mental and social conditions and guidance on effective management 
systems. (Swart et al. 2004: 138) 

Bei der Annäherung an das Wesen der Nachhaltigkeitswissenschaften werden 
zwei grundsätzliche Herangehensweisen unterschieden: Einerseits Nachhaltig-
keitswissenschaft als eigene Disziplin mit eigenen Theorien und Methoden und 
andererseits Nachhaltigkeitswissenschaften als ein Konglomerat unterschiedli-
cher Disziplinen, die auf ein gemeinsames Thema ausgerichtet sind (Clark & 
Dickson 2003). Während das erste Verständnis (noch) nicht als zutreffend er-
scheint, besteht ein weitgehender Konsens darin, Nachhaltigkeitswissenschaf-
ten als eine Arena anzusehen,  

“in which science, practice and visions meet with contributions from 
the whole spectrum of the natural sciences, economics and social sci-
ences.” (Martens 2006: 38) 

Das Wesen der Nachhaltigkeitswissenschaften lässt sich damit am besten in 
einer doppelten Abgrenzung beschreiben: zum einen gegenüber der traditionel-
len („mode-1“) Forschung, da die Arena der Nachhaltigkeitswissenschaften 
nicht auf einem originären wissenschaftlichen Programm beruht, sondern viel-
mehr von der normativen Idee einer nachhaltigen Entwicklung geleitet wird 
und diese als Rahmen für wissenschaftliche Analysen nutzt. Zum anderen un-
terscheidet sie sich als eigener Typ problemorientierter Forschung sowohl von 
Grundlagenforschung als auch von angewandter Forschung. Clark (2007) führ-
te hierzu den Begriff der anwendungsorientierten Grundlagenforschung („use-
inspired basic research“) ein, der auf die doppelte Ausrichtung hin zu neuem 
Wissen und daraus resultierenden Anwendungsmöglichkeiten hinweist.  

Entsprechend lässt sich also festhalten: Nachhaltigkeitsforschung befasst sich 
mit Problemen, die die langfristige Sicherung der gesellschaftlichen Entwick-
lungsbedingungen gefährden. Dabei lassen sich im Wesentlichen drei Ebenen 
unterscheiden, die forschungsrelevant sind: 1) die analytische Ebene, die auf 
die Schaffung von Systemwissen abzielt; 2) die normative Ebene, auf der Ziel- 
und Orientierungswissen entwickelt wird, und 3) die operative Ebene, in der 
Gestaltungs- oder Transformationswissen erzeugt wird (Nölting et al. 2004, 
254). Die Unterscheidung dieser drei Ebenen – und dabei in erster Linie der 
sich auf der Ebene des Zielwissens niederschlagende normative Gehalt der 
leitenden Prinzipien des Nachhaltigkeitsleitbilds –, ist besonderes Merkmal der 
im deutschen Sprachraum wurzelnden transdisziplinären Nachhaltigkeitsfor-
schung. Dadurch grenzt sie sich von der sustainability science ab, die ihren 
Ursprung in der US-amerikanischen National Academy of Sciences hat (Pohl 
et al. 2010). Im Kern geht es aber darum, die verschiedenen Rollen des Men-
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schen als Auslöser, Betroffener und potenzieller Bewältiger von Umweltverän-
derungen theoretisch und empirisch zu begreifen und abzubilden. 

Mit dem so gefundenen Verständnis von Nachhaltigkeitswissenschaften als 
problemorientiertem und transdisziplinärem Forschungstyp ist die Frage nach 
den Kernfragen und Leitdisziplinen einer solchen Forschungsrichtung verbun-
den. Die Eingrenzung der Kernthemen und -fragen kann dabei zumindest auf 
zwei Arten vorgenommen werden: im Nachvollzug der Schwerpunktsetzungen, 
die ihren Ausdruck in der Forschungspolitik und in der Community-Bildung 
finden und in der Analyse des Forschungsoutputs in Form von Institutionen 
und Publikationen. 

Für den ersten Fall lassen die Forschungsprioritäten in den sogenannten 
„WEHAB“-Zielen ablesen. Hier wurden die Handlungsfelder Wasser, Energie, 
Gesundheit, Landwirtschaft und Biodiversität als vordringlich identifiziert und 
konkrete Forschungsanstrengungen hierzu in einem gemeinsamen Papier füh-
render Forschungseinrichtungen auf dem World Summit on Sustainable Deve-
lopment in Johannesburg 2002 vereinbart. In einem richtungsweisenden Sci-
ence-Artikel leiteten zahlreiche Wissenschaftler der Nachhaltigkeitsforschung 
hieraus Kernfragen für die Forschung ab. 

Zentrale Fragen der Nachhaltigkeitsforschung nach Kates et al. (2001): 

How can the dynamic interactions between nature and society – including lags and inertia – be better 

incorporated into emerging models and conceptualizations that integrate the Earth system, human 

development, and sustainability? 

How are long-term trends in environment and development, including consumption and population, 

reshaping nature-society interactions in ways relevant to sustainability? 

What determines the vulnerability or resilience of the nature-society system in particular kinds of 

places and for particular types of ecosystems and human livelihoods? 

Can scientifically meaningful "limits" or "boundaries" be defined that would provide effective warn-

ing of conditions beyond which the nature-society Systems incur a significantly increased risk of se-

rious degradation? 

What systems of incentive structures – including markets, rules, norms, and scientific Information – 

can most effectively improve social capacity to guide interactions between nature and society toward 

more sustainable trajectories? 

How can today's operational systems for monitoring and reporting on environmental and social con-

ditions be integrated or extended to provide more useful guidance for efforts to navigate a transition 

toward sustainability? 

How can today's relatively independent activities of research planning, monitoring, assessment, and 

decision support be better integrated into systems for adaptive management and societal learning? 
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Die wachsende Bedeutung des Diskurses und die Anerkennung der Nachhal-
tigkeitsforschung als eigenständiges Forschungsprogramm lässt sich auch an 
der steigenden Anzahl entsprechend thematisch zugeschnittener Konferenzen, 
Forschungsprojekte und Institutionalisierungen quer zu nationalen und diszip-
linären Entwicklungen belegen (Clark & Dickson 2003; Kauffman 2009). Für 
eine “transition to sustainability in the 21st century” (IAP 2000) bleiben den-
noch weitreichende Herausforderungen, insbesondere zu Fragen der Theorie-
bildung und der methodologischen Weiterentwicklung integrativer und trans-
disziplinärer Forschungsansätze. Insofern bleibt auch nach sieben Jahren weite-
rer Entwicklung dem Resümee von Clark und Dickson in weiten Teilen zuzu-
stimmen: 

Sustainability science is not yet an autonomous field or discipline, but 
rather a vibrant arena that is bringing together scholarship and prac-
tice, global and local perspectives from north and south, and disci-
plines across the natural and social sciences, engineering, and medi-
cine. Its scope of core questions, criteria for quality control, and mem-
bership are consequently in substantial flux and may be expected to re-
main so for some time. (Clark/Dickson 2003: 8060) 

 

Zusammenfassend lassen sich Nachhaltigkeitswissenschaften durch 
folgende Kernelemente charakterisieren: 

 intra- und interdisziplinäre Forschung; 

 transdisziplinäre Koproduktion von Wissen über die Grenzen 
akademischer Disziplinen hinweg; 

 systemische Perspektive mit besonderem Augenmerk auf die 
Koevolution komplexer Systeme und ihrer Umwelt; 

 Lernen durch Ausprobieren („learning-by-doing“ und „learning-
by-using“) sowie reflexives Lernen („learning-by-learning“) als 
wichtige Basis des Wissenserwerbs (Martens 2006; Kemp & 
Martens 2007). 

Der Fokus von Nachhaltigkeitsforschung liegt im Wesentlichen auf In-
novation und Transformation lebensweltlicher Problemkonstellationen. 
Dementsprechend ist die Partizipation von Stakeholdern aus Bereichen 
der Gesellschaft außerhalb der Wissenschaft als Kernprämisse transdis-
ziplinärer Forschung im Allgemeinen und Nachhaltigkeitsforschung im 
Besonderen vorauszusetzen, um zu einer problemadäquaten Zusam-
menarbeit und einer Zusammenführung des Wissens zu kommen (Ka-
jikawa 2008).  

In transdisziplinären Forschungsvorhaben werden wissenschaftliche 
und lebensweltliche Wissensbestände neu aufeinander bezogen. Daher 
ist der Prozess der Integration von zentraler Bedeutung. Aus diesem 

Kernelemente 

Zusammenfassung 
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Grund wird dem Forschungsprozess und den spezifischen Herausforde-
rungen, die mit der inter- und transdisziplinären Integration verbunden 
sind, in den folgenden Abschnitten vertiefend nachgegangen. 

 

6.3 Interdisziplinarität und Transdisziplinarität als wissenschaftliche 

Charakteristika 

Mehrperspektivität und interdisziplinäres Denken und Arbeiten sind 
wichtige Prinzipien bei der wissenschaftlichen Bearbeitung nachhaltig-
keitsorientierter Problemstellungen. Da sich derartige Forschungsge-
genstände zumeist als überaus komplex erweisen, können umfassende 
Analyse sowie Erarbeitung von Lösungskonzepten nicht von einzelnen 
wissenschaftlichen Disziplinen gelöst werden. Vielmehr sind gemein-
same Anstrengungen von Natur-, Sozial-, Ingenieur- und Geisteswis-
senschaften erforderlich, die als interdisziplinäre Forschung Disziplin-
grenzen überschreitet und als transdisziplinäre Forschung den Bogen 
von der Grundlagenforschung bis hin zu konkreten Anwendungen 
spannt (Thompson Klein 2010; Kastenhofer 2010). 

 

Disziplinarität:  

Ein Thema wird von einer einzelnen Wissenschaft bearbeitet. 

Multidisziplinarität:  

Ein Thema wird aus mehreren nebeneinander-stehenden disziplinären Perspektiven 

untersucht. 

Interdisziplinarität:  

Ein Thema wird von mehreren Disziplinen untersucht. Zwischen den Disziplinen 

besteht ein wechselseitiger Austausch und ein gemeinsames Problemverständnis.  

Transdisziplinarität:  

Ein Thema wird sowohl von Wissenschaftlern als auch Praktikern untersucht. Zum 

interdisziplinären Ansatz kommt die Praxisorientiertheit hinzu. 

(nach Schophaus et al. 2003) 

Disziplinen lassen sich in je eigenen Wissenschaftstraditionen und -
kulturen verorten, sind durch unterschiedliche Wissenschaftsverständ-
nisse geprägt, gründen auf unterschiedlichen Grundannahmen und -
begriffen und verwenden unterschiedliche wissenschaftliche Vorge-
hensweisen und Methoden (Becker & Baumgärtner 2005). Diese jewei-

Nachhaltigkeitsprobleme 

erfordern gemeinsame 

Anstrengungen 

 Definition 
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ligen Besonderheiten der verschiedenen Disziplinen wirken in der Re-
gel als Hemmnis auf die interdisziplinäre Zusammenarbeit. 

Letztlich entscheidet sich der Erfolg interdisziplinärer Kooperation im 
konkreten Zusammenarbeiten einzelner Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler. Insofern lässt sich Interdisziplinarität auch als eine primär 
kognitive Kategorie begreifen (Pätzold & Schüßler 2001). Entspre-
chend kommen in derartigen Konstellationen des Miteinanders indivi-
dueller Forschender in besonderer Weise sozial- und organisationspsy-
chologische Aspekte zum Tragen. Dabei stehen Prozesse der Verstän-
digung im Mittelpunkt, die für die Erarbeitung einer gemeinsamen Wis-
sensbasis bis hin zu geteilten mentalen Modellen unerlässlich sind 
(Godemann & Michelsen 2008). 

Diese Aspekte interdisziplinärer Zusammenarbeit können an dieser 
Stelle nicht vertieft werden. Stattdessen wäre die Frage zu stellen, in-
wiefern sich Interdisziplinarität im Hinblick auf die oben skizzierten 
Ideen von post-normal-science und mode-2-science als Übergang zu ei-
nem völlig neuen Typ von Wissenschaft – Nachhaltigkeitswissenschaft 
– begreifen lässt (Becker & Baumgärtner 2005; Pohl et al. 2010; Ravetz 
2010). Dafür spricht nicht zuletzt die Erweiterung des Erkenntnisinte-
resses dieser Forschungshaltung um ein nachhaltigkeitsorientiertes 
Handlungsinteresse, das zu diesem Zweck dem Prinzip der Transdiszip-
linarität folgt. 

Transdisziplinäre Forschung bezieht sich auf wissenschaftsexterne 
Problemfelder, die nur durch die Zusammenarbeit von Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern mit Praxisakteuren gelöst werden können. 
Dieser Forschungsansatz ist gegenüber Anwendungs-forschung und Be-
ratung nicht nur in Bezug auf die am Forschungsprojekt beteiligten Per-
sonen abzugrenzen, wobei die Einbeziehung von Praxisakteuren eine 
besondere Rolle spielt, sondern zusätzlich über die Art von Problemen, 
an denen gearbeitet wird. Wie gezeigt, kann nur dann von transdiszipli-
närer Forschung gesprochen werden, wenn das Problem auch auf seine 
Entstehungshintergründe sowie auf seine gesellschaftlichen Auswir-
kungen hin unter-sucht wird. Zusätzlich führt Transdisziplinarität, ana-
log zu Interdisziplinarität, zu verstärkter Reflexion bezüglich der Ar-
beitsprozesse und Vorgehensweisen außerhalb des wissenschaftlichen 
Kontextes (Brand 2000). 

Ein idealtypischer Prozess der transdisziplinären Forschung (vgl. Abb. 
16) verläuft im Wesentlichen in drei Schritten und umfasst die folgen-
den Aspekte (Bergmann et al. 2005: 17f.): 

 Eine Struktur für die Problembearbeitung und Integration von 
relevanten Akteuren wird geschaffen. Den Ausgangspunkt bil-
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det dabei eine lebensweltliche Problemstellung. Die Zusammen-
stellung des Teams hängt von der spezifischen Fragestellung ab. 

 Projektdurchführung und Einsatz spezifischer Methoden: Nach 
der Aufteilung der Fragestellung in verschiedene Teilbereiche 
(Differenzierung) wird durch fach-übergreifende und kooperati-
ve Bearbeitung neues Wissen generiert und bestehendes Wissen 
erweitert bzw. transformiert.  

 In-Wert-Setzung: Diese neuen Wissensbestände müssen ange-
messen zusammengeführt (Integration 1) und zudem auch in 
Wissenschaft und Praxis eingebracht werden (Integration 2), so 
dass innovative sowie transformative Prozesse stattfinden kön-
nen. 

 

 
Abb. 16: Transdisziplinärer Forschungsprozess (Bergmann et al. 2005: 19) 

Transdisziplinäre Forschungsprozesse sind durch partizipative Forschungsar-
rangements (Einbindung von Betroffenen, Nutzern oder Stakeholdern) gekenn-
zeichnet. Im Mittelpunkt stehen Integrationsprobleme, die sich analytisch in 
vier Dimensionen unterscheiden lassen, forschungspraktisch jedoch eng mitei-
nander verzahnt sind und zudem parallel auftreten (Becker & Jahn 2006: 
306ff.; Jahn 2008: 32f.): 

 fachlich-disziplinäre Wissensbestände sowie wissenschaftliches und 
alltagspraktisches Wissen sind voneinander zu unterscheiden bzw. mit-
einander zu verknüpfen (kognitiv-epistemische Dimension);  
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 die Interessen und Einzelaktivitäten der beteiligten Akteure sind sowohl 
innerhalb einzelner Projekte sowie zwischen größeren organisatori-
schen Einheiten zu unterscheiden bzw. aufeinander zu beziehen (soziale 
und organisatorische Dimension);  

 sprachliche Ausdrucksmöglichkeiten und kommunikative Praktiken 
sind aufzunehmen und in eine gemeinsame Redepraxis zu überführen, 
um sich im Forschungsalltag verstehen und verständigen zu können 
(kommunikative Dimension);  

 verschiedene sachliche und technische Lösungselemente sind sozial 
und normativ so umzugestalten, dass sie in einem funktionsfähigen 
Sachsystem zusammenwirken und zugleich mit gesellschaftlichen Be-
dürfnissen kompatibel bleiben (sachlich-technische Dimension). 

In dieser Entwicklung von Methoden der Wissensintegration über disziplinäre 
Grenzen hinweg sieht Krohn „eine zentrale epistemische Qualität transdiszipli-
närer Forschung (…) – mit dem Ziel, das nomothetische Potenzial und die idi-
ographische Beschreibung in einem Modell zu integrieren, das kausale Wirk-
lichkeitserklärung (Nomothetik) und situative, lokale Fallspezifik (Idiographie) 
möglichst weitgehend aufeinander bezieht“ (Krohn 2008: 64). Mit dieser In-
tegration von Forschung und Innovation übernimmt transdisziplinäre For-
schung nach Krohn eine Leitfunktion für die Entwicklung der Wissensgesell-
schaft (ebd.). 

Vor diesem Hintergrund sind anschauliche Modelle oder Konzepte gefordert, 
die systemische Funktionen und Beziehungen nachvollziehbar darlegen. In-
struktiv können hier Beispiele wie der Syndromansatz globaler Umwelt- und 
Entwicklungsprobleme wirken, der vom Wissenschaftlichen Beirat der Bun-
desregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU 1996) in Analogie zu 
Krankheitsbildern (Syndromen) auf Indikatoren (Symptomen) rekurriert und so 
Umweltdegradationsmuster des Weltsystems illustriert. 

 

6.4 Möglichkeiten und Grenzen von Nachhaltigkeitsforschung 

Zur Illustrierung der Grenzen und Möglichkeiten von Partizipation in inter- 
und transdisziplinären Forschungskontexten sei zunächst noch einmal ihr 
Mehrwert gegenüber disziplinären Forschungsprozessen in Erinnerung geru-
fen. Deren Multivalenz lässt sich nach Jahn (2008, 34) wie folgt charakterisie-
ren: Das modellhafte Erarbeiten von Lösungen mit Hilfe problemadäquater 
Forschungsdesigns und -ergebnissen führt zum Vordenken gesellschaftlicher 
Aushandlungsprozesse und somit zu verbesserten Entscheidungsfindungen. 
Vielfach wird es durch derartige integrative Ansätze überhaupt erst möglich, 
vormals als unlösbar erscheinende gesellschaftliche Problemlagen zu bewälti-
gen. Des Weiteren können transdisziplinäre Forschungsprozesse zu einer prin-
zipiellen Stärkung des gesellschaftlichen Handlungsvermögens führen, indem 
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subjektive Problemwahrnehmungen, der Abbau von Restriktionen bzw. der 
Aufbau von Optionen ins Blickfeld gerät. Schließlich kann gleichzeitig wissen-
schaftlich geprüftes und handlungsnahes Wissen entstehen, Impulse für neue 
wissenschaftliche Methoden der Wissensintegration gegeben werden und auch 
bei den beteiligten Praxisakteuren zu neuen integrativen Arbeitsformen führen.  

All diese Aspekte stellen inhaltlich eine große Herausforderung dar, doch sind 
allein schon mit der erfolgreichen Gestaltung eines inter- oder transdisziplinä-
ren Forschungsprozesses erhebliche Managementaufgaben verbunden (Bogner 
et al. 2010a). So sind zur Wissensintegration bzw. Synthesebildung einzelfach-
liche bzw. fächerübergreifende Beiträge im Forschungsprojekt so zu behan-
deln, dass sie im Sinne eines integrierten Gesamtergebnisses aneinander an-
schlussfähig sind. Weiterhin ist für die Organisation des Forschungsprozesses 
eine Form zu finden, die die Wissensintegration unterstützt, und die Entschei-
dungs- und Kommunikationsstrukturen sind so organisieren, dass sie ebenfalls 
dem Integrationsgedanken Rechnung tragen (Bergmann et al. 2010). Schließ-
lich spielt auch die Teamintegration eine wichtige Rolle, zumal Wissenschaft-
ler und Praxisakteure mit teilweise sehr unterschiedlichen wissenschaftlichen, 
beruflichen und sozialen Hintergründen zusammenarbeiten müssen. Erfahrun-
gen zeigen allerdings, dass es in den Projektteams zu erheblichen Spannungen 
kommen kann, wofür fachliche, disziplinenspezifische, institutionelle oder so-
ziokulturelle Gründe angeführt werden können (u.a. Loibl 2005 und Godemann 
2007). Je nach Gruppeneffektivität, die im Wesentlichen von der Fähigkeit der 
Gruppe zur Selbstreflexion abhängt, können sowohl die inhaltliche als auch die 
soziale Integration beeinträchtigt werden, unter Umständen sogar scheitern 
(vgl. Godemann & Michelsen 2008: 187ff.). In den letzten Jahren ist eine Rei-
he von Veröffentlichungen zum Management von inter- und transdisziplinären 
Forschungsprojekten erschienen, in denen die Fallstricke derartiger Vorhaben 
herausgearbeitet und Instrumente zu deren Umgehung vorgestellt werden. Zum 
überwiegenden Teil sind die Veröffentlichungen selbst Ergebnisse entspre-
chender Forschung (Rabelt et al. 2007; von Blanckenburg et al. 2005; Pohl & 
Hirsch Hadorn 2006); die Publikationen mit Handbuchcharakter gründen teil-
weise auf über hundert Verbundprojekten (Defila et al. 2006) oder basieren auf 
der Expertise mehrerer Dutzend ausgewiesener Experten in diesem Bereich, 
die auf einen umfangreichen Fundus empirischer Ergebnisse zurückgreifen 
(Hirsch Hadorn et al. 2008).  

Auch wenn davon ausgegangen werden kann, dass sich inter- bzw. transdiszip-
linäre Forschungsansätze neben der eher fachspezifischen Grundlagenfor-
schung und der angewandten Forschung allmählich in der wissenschaftlichen 
Community zu etablieren scheinen, so fehlt diesem Bereich bisher doch (noch) 
eine akademische Traditionsbildung, die mit einer verbesserten Institutionali-
sierung einhergeht (vgl. ausführlichen Abschnitt „Institutionalizing Interdiscip-
linarity“ in Frodemann et al. 2010). Jahn weist darauf hin, dass derartige Pro-
zesse (z.B. einschlägige Fachzeitschriften und die Etablierung in der universi-
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tären Lehre) eine gewisse Zeit brauchen und nicht bewusst steuerbar sind, son-
dern evolutionär verlaufen (Jahn 2008: 22f.). Da diese Forschungsrichtung 
noch jung ist und sich zudem vornehmlich mit zeitlich begrenzten Projekten 
befasst, dauert der Prozess der Anerkennung und der Etablierung noch an und 
hat vor allem im Bereich der Forschungsförderung mit Problemen zu kämpfen, 
die sicher damit zusammenhängen. Von verschiedenen Experten wird darauf 
hingewiesen, dass zur Umsteuerung auch Änderungen in der Forschungspolitik 
stattfinden müssten (Schneidewind 2009).  

Im Hinblick auf Forschungsförderung und Evaluation wird vor dem Hinter-
grund der oben genannten Projekterfordernisse nachvollziehbar, dass bisherige 
Modelle wissenschaftlicher Evaluation den Besonderheiten inter- und transdis-
ziplinärer Forschung häufig nicht gerecht werden (vgl. Huutoniemi 2010). Zum 
einen sind die üblicherweise in wissenschaftlicher Forschung angesetzten Eva-
luationszeiträume vielfach zu knapp bemessen (Thompson Klein 2008: 109; 
Bergmann & Schramm 2008). Auf der anderen Seite wäre vermehrt formativen 
Evaluationsansätzen Raum zu geben, die Wissen mit formativem Potenzial 
generieren, das dem prozessualen Charakter inter- und transdisziplinärer For-
schung besser gerecht würde.  

Prinzipiell lassen sich drei unterschiedliche konzeptionelle Betrachtungsweisen 
zur Systematisierung von Qualitätskriterien inter- und transdisziplinärer For-
schung unterscheiden (vgl. Tab. 7). Diese sich mitunter überschneidenden An-
sätze beziehen sich auf die Bewältigung multipler Disziplinen, die Betonung 
von Integration und Synergien und das Kritisieren von Disziplinarität (Huuto-
niemi 2010). 

Tab. 7: Ansätze zur Systematisierung verschiedener Qualitätskriterien inter- und transdisziplinärer Forschung (ITF) 

(nach Huutoniemi 2010) 

 Beherrschung ver-
schiedener Disziplinen 

Hervorhebung von 
Integration und Sy-
nergien 

Disziplinäre Kritik 

Erkenntnistheoretische 
Annahmen zu ITF 

Anreicherung disziplinären 
Wissens durch gegenseiti-
ges Anregen 

Alternative, integrative 
Modell der Wissens-
produktion 

Umleiten eng fokussierter 
disziplinärer Ausrichtun-
gen, Wissensdefinition 

Wissenschaftliche Stan-
dards 

Standards beitragender 
Disziplinen werden kom-
biniert 

Standards der beitragenden 
Disziplinen können nicht 
umgangen werden, neue 
Kriterien interdisziplinärer 
Expertise werden benötigt 

Standards der beitragenden 
Disziplinen werden in 
einem Zug durchdrungen 
und überführt, Schwer-
punkt auf externen Krite-
rien 

Bewertungskontext Relevante disziplinäre 
Communities 

integrative For-
schungsumgebung 

Systeme der Wissenspro-
duktion und Wissensan-
wendung mit durchlässi-
gen Systemgrenzen 

Politische Auswirkungen Mehr Flexibilität in der 
aktuellen Bewertung und 
bei Förderungs-
mechanismen 

Wahl zwischen den Modi 
der Forschungs-
unterstützung, spezifische 
Mechanismen zur Förde-
rung der ITF 

Neubewertung der Go-
vernance der Wissens-
produktion 

Befürworter Die meisten Förderor-
ganisationen und aka-
demischen Institutionen 

Interdisziplinäre Organisa-
tionen und Fachleute 

Theoretiker der Wis-
senschaft in der Ge-
sellschaft, kritische Inter-
disziplinaritäten 

 

Systematik von 

Qualitätskriterien 
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Die Schwierigkeiten bei der Evaluierung inter- und transdisziplinärer For-
schung bringen Schiller et al. (2006: 69) wie folgt auf den Punkt: „Wie soll 
beurteilt werden, ob ein bestimmtes Spiel gut und erfolgreich gespielt wird 
oder nicht, solange man das Spiel und seine Regeln noch nicht kennt?“ Gewis-
sermaßen als Antwort entfalten die Autoren im Rahmen des Helmholtz-
Forschungsprogramms „Nachhaltige Nutzung von Landschaften“ einen wis-
senschaftstheoretisch und –politisch fundierten Ansatz, der zugleich dem An-
spruch praktischer Operationalisierbarkeit Genüge tun soll. Dabei reichen die 
abgeleiteten Vorschläge für operationale Verfahren der Evaluierung von der 
Auswahl der Gutachter bis zur Vorschlägen für die Erstellung von Informa-
tions- und Beurteilungsbögen sowie Checklisten. Da eine angemessene Evalu-
ierung inter- und transdisziplinärer Forschung sich nicht in der Überprüfung 
quantitativer Indikatoren erschöpfen kann, sind die Bewertungsverfahren zu-
meist recht komplex. Entsprechend dominieren multikriterielle Bewertungsver-
fahren (z.B. Leitbildverfahren, Bayesian Probability Network), die zugleich 
einen integrativ wirkenden Charakter aufweisen (vgl. Bergmann et al. 2010: 
88ff.). 

In diesem Zusammenhang wird außerdem vorgeschlagen, neben wissenschaft-
lichen auch lebensweltliche Experten in den Evaluationsprozess einzubeziehen, 
da innerwissenschaftliche Kriterien nicht alle Erfolgsfaktoren dieser Forschung 
abdecken. Ein derartiges „Expert-Review“ (Bergmann & Schramm 2008: 
155f.) würde das Begutachtungsverfahren, das sich bis zu einem „Coaching-
Prozess zwischen Fördernden, Begutachtenden und Antragstellern“ weiterent-
wickeln ließe (ebd.), zu einem reflexiven Kommunikationsmedium machen 
(Voß et al. 2006; Edler & Kuhlmann 2008: 215f.). Somit trüge dann auch die 
Evaluation transdisziplinärer Forschung partizipative Züge, was in der Logik 
dieses Forschungsansatzes läge. 

 

6.5 Ausblick 

Abschließend soll der Versuch einer Einschätzung stehen, welche Bedeutung 
transdisziplinärer Kommunikation und Produktion von Wissen bei der zukünf-
tigen gesellschaftlichen Bearbeitung von Nachhaltigkeit zukommen könnte.  

Die gegenseitige Durchdringung von Wissenschaft und Gesellschaft, die sich 
als ein Charakteristikum von Wissensgesellschaften begreifen lässt, führt dazu, 
dass Bürgerinnen und Bürger „nicht mehr nur als Wissensempfänger(innen) 
(…), sondern auch als über Wissen und Erfahrungen verfügend“ gesehen wer-
den (Felt 2010: 75). In der Folge werden zunehmend Rufe laut, ihnen eine ak-
tive Teilhabe an der politischen Entscheidungsfindung über Wissenschaft und 
Technik einzuräumen.  

Transdisziplinarität wird in diesem Zusammenhang als vielversprechende neue 
Form von governance gesehen (Bogner et al. 2010b; Frodeman et al. 2010), 

Evaluation inter- und 

transdisziplinärer Forschung 

Transdisziplinarität und 

Bürgerbeteiligung 
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ohne dass allerdings derzeit  Klarheit darüber besteht, wem in derartigen Pro-
zessen Expertenstatus zuzusprechen sei und wie eine derartige Beteiligung 
aussehen könnte (Maasen & Lieven 2006). Prinzipiell wird Ländern mit demo-
kratischen Formen der Technologieentwicklung, die bereits seit längerem eine 
entsprechende Kultur der Bürgerbeteiligung bei politischen Entscheidungsfin-
dungsprozessen pflegen, eine Schlüsselrolle zugeschrieben: „A democratic 
model of civic science will enhance active citizenry, public engagement and 
scrutiny“ (Bäckstrand 2003: 36). Für diesen Weg müssen viele Voraussetzun-
gen erfüllt werden, so dass eine derartige partizipatorische Gestaltung von 
Technologiepolitik selbst in Ländern mit entsprechender Vorreiterfunktion 
(von Brand und Karvonen (2007: 29) werden Dänemark, Niederlande und 
Deutschland als Vorzeigebeispiele genannt) eher die Ausnahme von der Regel 
darstellt. Gleichwohl ist der Vorteil eines derartigen „civic expert“-Modells 
nicht von der Hand zu weisen, durch vermehrtes Einbeziehen zivilgesellschaft-
licher Expertise einen Zugewinn für eine bessere (im Sinne angemessenerer) 
Entscheidungsfindung verbuchen zu können.  

So ist letztendlich davon auszugehen, dass sich Transdisziplinarität als neue 
partizipative Form wissenschaftlicher Praxis und Kultur des gesellschaftlichen 
Umgangs mit Nachhaltigkeit etablieren wird, wobei deren Wert eher in der 
Wissenskommunikation denn in der Wissensproduktion zu sehen ist (vgl. 
Feindt et al. 2007: 260). Ebenso sicher steht allerdings fest, dass sie in der viel-
gestaltigen Choreographie des kooperativen Zusammenspiels von Wis-
senschaft und Gesellschaft kaum allein stehen wird, da es – wie in den voran-
gehenden Ausführungen dargelegt – für die vielfältigen epistemologischen und 
ontologischen Problemkonstellation unserer Zeit nun mal nicht einen allein 
selig machenden Modellansatz geben kann. 

 

„civic expert“-Modell 
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